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Beginn: 13.36 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, lassen Sie uns beginnen. Ich eréffne die heuti-
ge Sitzung.

Mit Schreiben vom 13. Méarz, Sie haben es alle mit-
bekommen, hat mir der ehemalige Erste Burger-
meister unserer Stadt, Olaf Scholz, mitgeteilt, dass
er mit Wirkung zum Ablauf desselben Tages als
Erster Blrgermeister der Freien und Hansestadt
Hamburg zuricktrete. Zeitgleich lege er sein Man-
dat als Abgeordneter dieses Hauses nieder. Die
Fraktionen sind Ubereingekommen, in der heutigen
Sitzung die Wahl eines neuen Ersten Biirgermeis-
ters als Tagesordnungspunkt 01 durchzufiihren.
Ein entsprechender gemeinsamer Antrag der Frak-
tionen SPD und GRUNE liegt Ihnen vor.

Als Tagesordnungspunkt 02 erfolgt dann anschlie-
Rend einvernehmlich nach einer kurzen Sitzungs-
unterbrechung die Bestatigung der vom Ersten
Blrgermeister berufenen Senatorinnen und Sena-
toren.

Des Weiteren haben die Fraktionen vereinbart, un-
sere Tagesordnung um vier weitere Punkte zu er-
ganzen. Das sind Ausschussberichte, die lhnen in-
zwischen zugegangen sind.

Wir kommen zu unserem Tagesordnungspunkt 01,
Antrag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Wahl eines Ersten Blrgermeisters.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Wahl eines Ersten Biirgermeisters

— Drs 21/12463 -]

Vorgeschlagen ist Herr Dr. Peter Tschentscher. Da
das Senatsgesetz in seinem Paragraf 2 eine ge-
heime Wabhl vorsieht, findet die Wahl in Wahlkabi-
nen statt. Wir verfahren so, wie Sie es von anderen
Wahlen kennen, dass Frau Yilmaz und Herr Kreuz-
mann abwechselnd die Mitglieder der Burgerschaft
in alphabetischer Reihenfolge aufrufen werden. Ich
bitte Sie, dann zur Kanzleibank zu gehen, dort Ih-
ren Stimmzettel entgegenzunehmen. Bitte gehen
Sie dann zu einer der Wahlkabinen und nehmen
Ihre Wahlentscheidung vor. Der Stimmzettel ent-
halt Felder fir Zustimmung, Ablehnung oder Ent-
haltung. Bitte versehen Sie ihn nur mit einem
Kreuz und mit nichts anderem, alles andere macht
den Stimmzettel unglltig. Auch unausgefillte
Stimmzettel sind unglltig. Dann begeben Sie sich
hier zur Wahlurne und werfen dort Ihren Stimmzet-
tel ein.

Ich darf Herrn Kreuzmann bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.

(Der Namensaufruf und die Wahlhandlung
werden vorgenommen.)

Ist ein Mitglied des Hauses nicht aufgerufen wor-
den? — Dann stelle ich fest, dass alle Mitglieder
des Hauses aufgerufen worden sind. Damit ist die
Stimmabgabe abgeschlossen. Ich erklare die
Wahlhandlung fiir geschlossen. Wir werden die
Stimmen nun auszahlen, das Ergebnis ermitteln
und unterbrechen so lange die Sitzung.

Unterbrechung: 13.51 Uhr
Wiederbeginn: 13.58 Uhr

Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder
er6ffnet, ich darf um Ihre Aufmerksamekeit bitten.

Nach Artikel 34 Absatz 1 der Verfassung der Frei-
en und Hansestadt Hamburg ist fir die Wahl des
Ersten Burgermeisters die Mehrheit der gesetzli-
chen Mitgliederzahl der Birgerschaft erforderlich,
also mindestens 61 Ja-Stimmen.

Ich gebe das Abstimmungsergebnis bekannt. Es
sind 118 Stimmzettel abgegeben worden, alle wa-
ren glltig. Von den glltigen Stimmzetteln waren
zwei Enthaltungen, 45 Nein-Stimmen und 71 Ja-
Stimmen.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD, den
GRUNEN und vereinzelt bei der LINKEN)

Damit ist Herr Dr. Peter Tschentscher zum Ersten
Birgermeister gewahlt worden. Herr Dr. Tschent-
scher, zunachst herzlichen Glickwunsch zu lhrer
Wahl. Ich darf Sie bitten, hier nach vorn in unsere
Mitte zu kommen.

Zunachst habe ich Sie zu fragen, ob Sie die Wahl
annehmen.

Dr. Peter Tschentscher: Ja.

Prasidentin Carola Veit: Sie nehmen die Wahl an,
dann kommen wir zur Vereidigung.

(Die Anwesenden erheben sich.)

Nach Artikel 38 der Verfassung der Freien und
Hansestadt Hamburg haben die Mitglieder des Se-
nats vor Antritt ihres Amtes vor der Birgerschaft
einen Eid zu leisten. Ich lese lhnen den Wortlaut
des Eides vor:

"Ich schwodre, dass ich Deutschland, dem
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land und der hamburgischen Verfassung die
Treue halten, die Gesetze beachten, die mir
als Mitglied des Senats obliegenden Pflich-
ten gewissenhaft erfillen und das Wohl der
Freien und Hansestadt Hamburg, soviel ich
vermag, fordern will."

Ich bitte Sie, bei erhobener rechter Hand die Be-
teuerungsformel "Ich schwore es" oder "Ich schwo-
re es, so wahr mir Gott helfe" zu sprechen.
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Dr. Peter Tschentscher: Ich schwore es, so wahr
mir Gott helfe.

Prasidentin Carola Veit: Herr Biirgermeister, da-
mit haben Sie den erforderlichen Eid vor diesem
Hause geleistet. Im Namen des ganzen Hauses
wilnsche ich |hnen eine glickliche Hand bei der
Amtsfiihrung und viel Erfolg im Interesse aller Bur-
gerinnen und Birger unserer Stadt. Herzlichen
Glickwunsch, alles Gute.

(Lang anhaltender Beifall bei allen Fraktio-
nen)

Meine Damen und Herren, vereinbarungsgemafn
unterbrechen wir die Sitzung fir einen kurzen Mo-
ment. Ich gebe Ihnen ein Signal, wenn es weiter-
gehen kann.

Unterbrechung: 14.04 Uhr

Wiederbeginn: 14.16 Uhr

Meine Damen und Herren! Wir kénnen fortsetzen,
nehmen Sie doch lhre Platze wieder ein. Die Sit-
zung ist wieder eroffnet.

Gemal Artikel 37 Absatz 1 Satz 1 unserer Verfas-
sung fuhrt der Senat bei Beendigung der Amtszeit
des Ersten Blrgermeisters die Geschafte bis zur
Wahl eines neuen Ersten Blrgermeisters weiter.
Die Wahl eines neuen Ersten Blrgermeisters ist
erfolgt, die Amtszeit des Senats ist damit beendet.

Mir ist soeben ein Schreiben des Ersten Birger-
meisters zugegangen. Darin teilt er mit, dass er ge-
mafR Artikel 37 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung
Frau Katharina Fegebank, Herrn Frank Horch,
Frau Cornelia Prifer-Storcks, Frau Dr. Dorothee
Stapelfeldt, Herrn Ties Rabe, Herrn Dr. Till Steffen,
Herrn Jens Kerstan, Frau Dr. Melanie Leonhard,
Herrn Andy Grote und Herrn Dr. Carsten Brosda
ersucht habe, bis zu ihrer erneuten Berufung und
Bestatigung als Mitglieder des Senats die Geschaf-
te weiterzufiihren.

Ausgeschieden aus dem Senat ist dessen ehema-
liger Prasident Olaf Scholz, der seit Marz 2011 die
Geschicke unserer Stadt leitete. Im Namen der
Burgerschaft danke ich Herrn Scholz fiir sein Wir-
ken fur unsere Stadt und winsche ihm fur seine
neue Aufgabe alles Gute. Die Freie und Hanse-
stadt Hamburg blickt mit Dank und Respekt auf
seine Leistung.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und vereinzelt bei der FDP und der
AfD)

Wir kommen zu Punkt 2 unserer Tagesordnung,
Antrag des Ersten Blirgermeisters: Bestatigung der
vom Ersten Blrgermeister berufenen Zweiten Bur-
germeisterin sowie der ubrigen Senatorinnen und
Senatoren.

[Antrag des Ersten Biirgermeisters:
Bestidtigung der vom Ersten Biirgermeister be-
rufenen Zweiten Biirgermeisterin sowie der (ib-
rigen Senatorinnen und Senatoren

— Drs 21/12480 -]

Das Schreiben enthdlt die Namen der berufenen
Senatorinnen und Senatoren. Nach Paragraf 4 des
Senatsgesetzes entscheidet die Blrgerschaft Gber
die vom Ersten Birgermeister beantragte Bestati-
gung der Senatorinnen und Senatoren ohne Aus-
sprache in geheimer Abstimmung. Auch diese Ab-
stimmung findet wieder in Wahlkabinen statt.

Wir verfahren wiederum so, dass Sie in alphabeti-
scher Reihenfolge aufgerufen werden. Sie gehen
bitte wieder zur Kanzleibank, nehmen Ihren Stimm-
zettel entgegen und nehmen in der Wahlkabine lh-
re Wahlentscheidung vor. Auf dem Stimmzettel
sind alle Namen der vom Ersten Blirgermeister Be-
rufenen aufgefuhrt. Unsere Verfassung schreibt ei-
ne gemeinsame Bestatigung vor. Insofern erhalt
der Stimmzettel auch nur eine Zeile mit je einem
Feld fir Zustimmung, Ablehnung oder Enthaltung.
Also bitte nur ein Kreuz, alles andere macht den
Stimmzettel unguiltig.

Ich bitte Herrn Kreuzmann, wiederum mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.

(Der Namensaufruf und die Wahlhandlung
werden vorgenommen.)

Meine Damen und Herren, ist ein Mitglied des
Hauses nicht aufgerufen worden? — Das ist nicht
der Fall. Dann ist die Stimmabgabe abgeschlos-
sen, der Wahlgang geschlossen. Wir zahlen die
Stimmen aus und werden lhnen sogleich das Er-
gebnis mitteilen. Bis dahin unterbrechen wir kurz.

Unterbrechung: 14.32 Uhr
Wiederbeginn: 14:38 Uhr

Meine Damen und Herren, wir haben ein Ergebnis.
Die Sitzung ist wieder erdéffnet.

Ich gebe das Abstimmungsergebnis bekannt. Es
sind wiederum 118 Stimmzettel abgegeben wor-
den, die ebenfalls alle giltig sind. Von den giiltigen
Stimmzetteln waren 71 Ja-Stimmen, 46 Nein-Stim-
men und eine Enthaltung. Fir die Bestatigung der
Senatorinnen und Senatoren ist ebenfalls die ein-
fache Stimmenmehrheit erforderlich. Diese ist er-
reicht. Ich bitte jetzt die Damen und Herren, hier
vorn zu uns in unsere Mitte zu kommen.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD und
den GRUNEN - Die Anwesenden erheben
sich von ihren Platzen.)

Wir kommen zur Vereidigung.

Nach Artikel 38 unserer Verfassung haben die Mit-
glieder des Senats vor Antritt ihres Amtes vor der
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(Prasidentin Carola Veit)

Burgerschaft einen Eid zu leisten. Ich lese lhnen
den Wortlaut des Eides vor:

"Ich schwoére, dass ich Deutschland, dem
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land und der hamburgischen Verfassung die
Treue halten, die Gesetze beachten, die mir
als Mitglied des Senats obliegenden Pflich-
ten gewissenhaft erfillen und das Wohl der
Freien und Hansestadt Hamburg, soviel ich
vermag, férdern will."

Ich bitte Sie, bei erhobener rechter Hand die Be-
teuerungsformel "Ich schwére es" oder "Ich schwo-
re es, so wahr mir Gott helfe" einzeln nachzuspre-
chen.

Frau Katharina Fegebank.

Katharina Fegebank: Ich schwore es, so wahr mir
Gott helfe.

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Carsten Brosda.
Dr. Carsten Brosda: Ich schwore es.

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Andreas Dres-
sel.

Dr. Andreas Dressel: Ich schwore es, so wahr mir
Gott helfe.

Prasidentin Carola Veit: Herr Andy Grote.

Andy Grote: Ich schwore es, so wahr mir Gott hel-
fe.

Prasidentin Carola Veit: Herr Frank Horch.

Frank Horch: Ich schwoére es, so wahr mir Gott
helfe.

Prasidentin Carola Veit: Herr Jens Kerstan.
Jens Kerstan: Ich schwore es.

Prasidentin Carola Veit: Frau Dr. Melanie Leon-
hard.

Dr. Melanie Leonhard: Ich schwore es, so wahr
mir Gott helfe.

Prasidentin Carola Veit: Frau Cornelia Prifer-
Storcks.

Cornelia Priifer-Storcks: Ich schwore es.

Prasidentin Carola Veit: Herr Ties Rabe.

Ties Rabe: Ich schwore es, so wahr mir Gott helfe.

Prasidentin Carola Veit: Frau Dr. Dorothee Sta-
pelfeldt.

Dr. Dorothee Stapelfeldt: Ich schwore es.
Prasidentin Carola Veit: Und Herr Dr. Till Steffen.
Dr. Till Steffen: Ich schwore es.

Prasidentin Carola Veit: Damit haben Sie den er-
forderlichen Eid vor der Burgerschaft geleistet. Im
Namen des ganzen Hauses winsche ich lhnen ei-
ne allzeit gliickliche Hand in der Amtsfiihrung und
viel Erfolg im Interesse aller Hamburgerinnen und
Hamburger. Alles Gute.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, der neue Senat wird
jetzt zur Regelung seiner Geschéaftsverteilung zu-
sammentreten und so lange wird die Sitzung ver-
einbarungsgeman erneut unterbrochen.

Unterbrechung: 14.43 Uhr

Wiederbeginn: 14.52 Uhr

Meine Damen und Herren! Wir hatten die Sitzung
unterbrochen, damit der Senat zur Regelung sei-
ner Geschaftsverteilung zusammentreten konnte.
Jetzt ist die Sitzung wieder erdffnet.

Wir starten mit einer Personalie, denn das Blirger-
schaftsmandat des in den Senat berufenen bisheri-
gen Mitglieds dieses Hauses, Herrn Dr. Andreas
Dressels, ruht wahrend seiner Amtszeit als Sena-
tor. Nach soeben eingegangener Mitteilung des
Landeswahlleiters bt die auf der Wahlkreisliste 13
der SPD nachfolgende Bewerberin nunmehr ihr
Mandat aus. Ich begriiRe sehr herzlich Frau Karin
Timmermann in unserer Runde.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der FDP und vereinzelt bei der LIN-
KEN und der AfD)

Liebe Frau Timmermann, ich wiinsche Ihnen viel
Freude bei der neuen Aufgabe, die lhnen ja noch
aus vergangenen Wahlperioden bekannt sein durf-
te. Alles Gute.

Mir ist soeben ein weiteres Schreiben des Ersten
Blrgermeisters zugegangen. Das geht heute sehr
flott.

Das neue Schreiben teilt uns die vorlaufige Ge-
schaftsverteilung des Senats mit, die ich lhnen be-
kannt geben darf.

Senatskanzlei und Personalamt
Burgermeister Dr. Peter Tschentscher
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Justizbehorde
Senator Dr. Till Steffen

Behdrde flir Schule und Berufsbildung
Senator Ties Rabe

Behdrde flr Wissenschaft, Forschung und Gleich-
stellung
BlUrgermeisterin Katharina Fegebank

Behorde flur Kultur und Medien
Senator Dr. Carsten Brosda

Behorde fir Arbeit, Soziales, Familie und Integrati-
on
Senatorin Dr. Melanie Leonhard

Behorde fiir Gesundheit und Verbraucherschutz
Senatorin Cornelia Priifer-Storcks

Behorde fur Stadtentwicklung und Wohnen
Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt

Behorde flr Wirtschaft, Verkehr und Innovation
Senator Frank Horch

Behorde fir Inneres und Sport
Senator Andy Grote

Behdrde fur Umwelt und Energie
Senator Jens Kerstan

Finanzbehdrde
Senator Dr. Andreas Dressel

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlos-
sen und wir kommen zu unserer heutigen

Aktuellen Stunde

Dazu sind vier Themen angemeldet worden, und
zwar von der CDU-Fraktion

Was nun, Frau Leonhard? Was nun, Herr
Dressel? Was nun, Herr Tschentscher? Wie
geht's weiter mit Hamburg?

von der GRUNEN Fraktion

Rot-Grlin regiert weiter mit Herz und Ver-
stand, klarem Kurs und offenem Ohr fir die
Menschen unserer Stadt

von der Fraktion DIE LINKE

Neuer Birgermeister, alte Politik? Hamburg
braucht endlich mehr soziale Gerechtigkeit!

und von der FDP-Fraktion

Hamburg zukunftsfahig machen — unsere
Stadt braucht eine Trendwende und nicht
nur einen neuen Birgermeister!

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass das
zweite, dritte und vierte Thema gemeinsam debat-
tiert wird. Ich rufe jetzt das erste Thema auf und er-
innere Sie noch einmal daran, dass wir in der ers-
ten Runde eine Redezeit von flinf Minuten verein-
bart haben, in allen weiteren Runden dann drei Mi-

nuten. Das Wort bekommt Herr Trepoll fir die
CDU-Fraktion.

André Trepoll CDU: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich
wohnt jedem Anfang sprichwoértlich ein Zauber in-
ne. Ich weill nicht, wie es |hnen geht — den Ein-
druck hatte ich heute irgendwie nicht.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, verzaubert haben Sie mit der verpatz-
ten Nachfolgeregelung, dem stundenlangen Kud-
delmuddel im Kurt-Schumacher-Haus und den Wo-
chen davor niemanden. Scholz hat danach in alt-
bekannter Weise davon gesprochen, es sei eine
bemerkenswerte Leadership-Leistung gewesen.
Man muss wohl eher sagen, es war eine bemer-
kenswerte Leadership-Bruchlandung.

(Beifall bei der CDU)

Die SPD hatte viel Zeit, sich auf den Weggang von
Olaf Scholz vorzubereiten. Doch wie so oft in den
letzten Monaten war in Personalfragen auf sie Ver-
lass.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Die eine, die sollte, die wollte nicht. Der andere,
der wollte, der sollte nicht. Und so blieben am En-
de nur Sie ubrig, Herr Tschentscher,

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch Bl6d-
sinn, das wissen Sie doch!)

und das Uberraschte Gesicht haben Sie sich ja bis
heute erhalten.

(Beifall bei der CDU)

Aber sei's drum, seit wenigen Minuten hat Ham-
burg wieder einen Ersten Burgermeister. Ich gratu-
liere Ihnen dazu und wunsche lhnen im Interesse
Ihrer Stadt, unserer Stadt ...

(Heiterkeit bei der CDU)

— Manchmal tUbernehme ich den Duktus der SPD
in solchen Fragen. Das tut mir leid.

(Beifall bei der CDU)

Ich winsche lhnen auf jeden Fall viel Erfolg. Und
ich wiinsche nattirlich auch dem einzigen frischen
Gesicht auf der Senatsbank viel Erfolg bei seiner
neuen Aufgabe. Lieber Andreas, wir kennen uns
schon lange und ich glaube, wir schatzen uns
auch. Ich glaube, deine Fraktion wird erst noch
merken, was sie an dir verliert. Aber du hast ja
noch viel vor und ich hoffe, dass du den unge-
bremsten Anstieg der Verschuldung Hamburgs an-
ders als dein Vorganger endlich in den Griff be-
kommst. Auch dazu viel Erfolg.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)
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Frau Leonhard will ich auch nicht vergessen. Ich
weill nicht, warum die beiden heute in die letzte
Reihe gesetzt wurden, aber auch lhnen zum neu-
en Amt das notwendige Durchhaltevermdgen und
viel Spal3.

(Beifall bei der CDU)

Wie geht es nun weiter? Das ist die Frage, die wir
uns heute stellen. Was sind denn die Antworten
des neuen Genossentrios auf die Probleme und
Herausforderungen unserer Stadt? Was sind lhre
Antworten, wie wir unseren Wohlstand und sozia-
len Frieden auch in Zukunft ausbauen und sichern
konnen? Was sind |hre Antworten, um unseren
Hafen, die Herzkammer unserer Wirtschaft, auch
Uber die Elbvertiefung hinaus zukunfts- und wett-
bewerbsfahiger zu machen?

(Farid Miiller GRUNE: Wir haben das doch!)

Wann kommt sie denn Uberhaupt, die Elbvertie-
fung, die uns Ihr Vorganger schon wiederholt ver-
sprochen hat, aber die er bis zu seinem Rucktritt
nicht umgesetzt hat?

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Wie erklaren Sie sich nach sieben Jahren sozialde-
mokratischer Regierung die hohe Unzufriedenheit
der Hamburgerinnen und Hamburger und dass
rund 70 Prozent die Sorge aufern, sich das Leben
in Hamburg in Zukunft nicht mehr leisten zu kdn-
nen? Warum gelingt lhnen die Bekdmpfung von
Alltagskriminalitat fast nur noch mit Sonderkom-
missionen? Warum lassen Sie es zu, dass sich
auch offene Drogenszenen in unserer Stadt wieder
zeigen? Wie wollen Sie das allgemeine Sicher-
heitsgeflhl verbessern? Welche Bedeutung hat fir
Sie, Herr Tschentscher, das frage ich Sie auch
ganz personlich, die Aufklarung der G20-Chaosta-
ge in unserer Stadt? Und soll bei der Roten Flora
alles so bleiben, wie es ist, oder stehen Sie zu den
Versprechen lhres Vorgangers? Wie wollen Sie die
Staustadt Hamburg wieder flottkriegen? Wollen Sie
sich ein Beispiel nehmen an lhren Amtskollegen,
die derzeit alles dafur tun, die Diesel-Fahrverbote
zu verhindern, oder wollen Sie diese gescheiterte
ideologische, einseitige, ja geradezu konfrontative
Verkehrspolitik, die laut einer Umfrage auch zu
dem schlechtesten Verkehrsklima aller deutschen
Stadte gefiihrt hat, unverandert fortsetzen?

Geht es Ihnen nur um Quantitat und Zahlen in der
Bildungspolitik oder wollen Sie endlich auch eine
Qualitatsoffensive fir unsere Kitas, fur unsere
Schulen und Universitaten starten? Wie soll die
kiinftige Energieversorgung in unserer Stadt aus-
sehen, vor allem, wie soll sie bezahlbar bleiben
und welche konkreten Plane haben Sie fir die
Fernwarmeversorgung in unserer Stadt? Warum
haben Sie sich nicht dagegen gewehrt, dass lhnen
das wichtige Zukunftsthema Digitalisierung als Se-
nator entzogen wurde, und wie wollen Sie nun

glaubhaft und sinnvoll eine bessere Digitalisie-
rungsstrategie fir unsere Stadt entwickeln?

Ich glaube, das sind viele Fragen,

(Dirk Kienscherf SPD: Stimmt! Die kdnnen
Sie auch beantworten, Herr Trepoll!)

die Sie in zwei Wochen beantworten miissen. Sie
tragen die Verantwortung und ehrliche Politik ver-
zichtet auf Schonfarberei, sie stellt sich der Reali-
tat. Das ist jetzt lhre Aufgabe, Herr Tschentscher,
diese Fragen werden Sie uns beantworten mis-
sen. Ich will es einmal positiv formulieren. Man hat
von lhnen bisher zu all diesen Fragen nichts ge-
hort und die Erwartungen der Hamburgerinnen und
Hamburger sind nach allem, was man so mitbe-
kommt in der Stadt, durchaus lberschaubar. Des-
halb rufe ich lhnen zu: Uberraschen Sie uns, ma-
chen Sie etwas daraus, die Uhr tickt, die nachsten
Wahlen sind in zwei Jahren und im Interesse der
Stadt dazu viel Erfolg. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP- Zurufe
von Christiane Bldmeke GRUNE und Dirk
Kienscherf SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt fiur die SPD-Fraktion das Wort Frau
Bekeris.

Ksenija Bekeris SPD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Auch ich
mdchte dem neuen Ersten Birgermeister, den vie-
len und wiederbestatigten Senatorinnen und Sena-
toren und auch aus noch aktueller Verbundenheit
dem neuen Finanzsenator Andreas Dressel den
Gluckwunsch der SPD-Fraktion Ubergeben. Viel
Erfolg bei der Arbeit.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gucli fraktionslos)

Dass Sie, liebe CDU, hier ratlos nach Antworten
suchen, haben Sie eben wieder sehr eindrucksvoll
bewiesen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gugli fraktionslos)

Dass Sie in der Anmeldung zur Aktuellen Stunde
zuerst einer Frau eine Frage stellen, das kann ich
verstehen und das kann ich noch mehr verstehen
nach dem Artikel heute im "Hamburger Abend-
blatt".

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gucli fraktionslos)

In IThren Reihen kénnen Sie namlich nicht viele Fra-
gen an Frauen loswerden; ich zahle weiterhin nur
ZWei.

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

Frau Leonhard werden Sie aber weiterhin Fragen
stellen kénnen und auch Antworten erhalten, denn
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sie ist eine ausgezeichnete Sozialsenatorin mit
Antworten auf die vielen sozialen Fragen dieser
Stadt. Sie von der CDU bleiben in der Opposition
und behalten sich das hohe Gut des Fragenstel-
lens.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gugll fraktionslos)

Bei lhrer Anmeldung zur Aktuellen Stunde habe
ich mich zudem gefragt, wer Ihnen denn sonst
noch alles helfen soll. Da kann ich Ihnen nur eine
Antwort geben: Das missen Sie schon selbst tun.
Rot-Grin regiert weiter, solide, konstruktiv

(Zurufe von der CDU)

und mit dem Ohr an den Birgerinnen und Birgern
und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giglu fraktionslos)

Wie Sie sich anmaflen kdnnen, Uber die Wahl ei-
nes Blrgermeisterkandidaten aus unseren Reihen
so zu urteilen, das macht mich doch schon sprach-
los. In unseren Reihen gibt es viele, die Verantwor-
tung Ubernehmen konnen: Das ist gut so, das ist
vielfaltig und das ist Demokratie.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gugli fraktionslos)

Ich habe gehdrt, dass Sie Videos drehen. Ein Vi-
deo ist aber noch kein Angebot an die Stadt. Wir
haben eins gemacht und Peter Tschentscher heu-
te zum Bulrgermeister gemacht: Er hat viel zu sa-
gen, hdren Sie zu in zwei Wochen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Guglu fraktionslos)

Auch Herrn Dressel in einer anderen Rolle werden
Sie Fragen stellen kénnen. Da werden Sie sich ge-
nauso die Zahne ausbeilten, wie Sie es schon hier
in der Biirgerschaft getan haben.

(Zuruf von Dennis Thering CDU)
Da bin ich sehr sicher.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gulglu fraktionslos)

Jetzt stelle ich doch auch einmal ein paar Fragen.
Was erwarten die Menschen von uns? Sie erwar-
ten Antworten auf dradngende, aber auch auf alltag-
liche Fragen. Warum wenden sich die Menschen
von der Politik ab? Denken Sie einmal dariiber
nach, liebe CDU, ob Sie mit so einer Anmeldung,
mit der Sie nur Fragen in den Raum werfen, nicht
eine Antwort nennen, da nicht ordentlich Schitzen-
hilfe leisten.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gugli fraktionslos)

Wir ringen um Kompromisse in der Burgerschaft.
Da haben viele eine ganz andere Wahrnehmung

als Sie, liebe CDU. Demokratie ist Diskussion,
auch einmal Streit und dann das Finden eines
Kompromisses. Davon scheinen Sie aber nicht viel
zu verstehen.

Was nun, liebe CDU? Ich will Ihnen das gern be-
antworten. Hamburg wird von SPD und GRUNEN
weiterhin gut und verlasslich regiert.

(Lachen bei der CDU)

Der rot-griine Senat wird unter dem neuen Ersten
Birgermeister Peter Tschentscher und unterstitzt

(Michael Kruse FDP: Uberwiegend unter-
stitzt!)

von den Regierungsfraktionen weiterhin mit klugen
Ideen und pragmatischem Handeln daflr eintreten,
Hamburg jeden Tag ein bisschen besser zu ma-
chen. Denn, das hat der neue Erste Birgermeister
sehr klar gesagt,

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Guglu fraktionslos)

Hamburg gehort an die Spitze der Bundeslander.

(Dennis Thering CDU: Aber nicht mit dem
Senat!)

Wir haben mit Peter Tschentscher als Burgermeis-
ter, Andreas Dressel als Finanzsenator und Mela-
nie Leonhard als neuer Parteichefin eine hervorra-
gende Ldsung durch den Dialog in unserer Partei
gefunden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, was
wir Uberhaupt nicht brauchen, sind Ratschlage von
einer Partei, deren Burgermeister 2010 sein Amt
aus Kraft- und Mutlosigkeit aufgegeben hat, um
sich ins Privatleben zu verabschieden. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Herr
Dr. Tjarks erhalt das Wort fir die GRUNE Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Lieber Peter Tschentscher,
auch im Namen der GRUNEN Fraktion mdchte ich
von dieser Stelle die allerherzlichsten Gllckwln-
sche zur Wahl des Ersten Blrgermeisters darbrin-
gen und ich hoffe, dass Sie im Interesse unserer
Stadt ein gliickliches Handchen haben werden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich kann an dieser Stelle der CDU sagen, das kiin-
dige ich hiermit auch an, dass in 14 Tagen der Ers-
te Burgermeister eine Regierungserklarung halten
wird, in der er dann all Ihre Fragen umfanglich be-
antworten kann, weil wir eine ldee davon haben,
dass und wie wir die Stadt gestalten werden.
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(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich mochte an dieser Stelle aber auch die Glick-
wilnsche an Andreas Dressel, unseren neuen Fi-
nanzsenator,

(André Trepoll CDU: Kein A-Team mehr!)

Uberbringen, nicht nur, weil wir bekanntlich gut zu-
sammengearbeitet haben, sondern ich glaube
auch — und deswegen gucke ich einmal nicht in die
Richtung in diesem Fall, sondern einmal in die
Richtung —, dass die Wahl von Andreas Dressel in
den Senat durchaus auch eine Zasur in diesem
Parlament darstellen kann. Ich mdchte an dieser
Stelle dieses stilbildende Element, dass man ge-
meinsam handelt, und zwar auch menschlich und
politisch, ausdriicklich auch der Opposition anbie-
ten, dass wir das gemeinsam fortsetzen. Ich glau-
be, das ware auch im Interesse unserer Stadt,
dass wir das in Zukunft verninftig hinkriegen. Das
Angebot steht automatisch und steht hier an und
die Hand ist da ausgestreckt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ein Blrgermeisterwechsel ist immer eine Zasur fir
die Stadt, fur die Politik in der Stadt, und ich glau-
be, und das ware eigentlich auch die Aufgabe der
Opposition, dass an dieser Stelle Antworten gege-
ben und nicht Fragen aufgeworfen werden mis-
sen, denn das Entscheidende ist, und das ist doch
selbst fiir eine Opposition, die sich starkredet, weil
sie bei der Bundestagswahl nur 5 Prozent verloren
hat, dass wir das gemeinsam gestalten wollen,
dass wir Antworten auf die drdngenden Fragen der
Menschen in unserer Stadt finden wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn wir uns das angucken, dann wissen wir doch
alle, denn wir kénnen Umfragen lesen, dass das
drangendste Problem in dieser Stadt ist, dass die
Menschen bezahlbaren Wohnraum finden. Es wa-
re ermldend, ich kdnnte jetzt wieder sagen, wie
viele Wohnungen wir so bauen, aber ich mdchte
einmal umgekehrt fragen, liebe CDU: Was ist ei-
gentlich Ihr Politikansatz in diesem Bereich? Ich
habe das noch nie gehdrt und das ist doch das ei-
gentliche Problem.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das ist das drangendste Thema der Menschen in
dieser Stadt

(André Trepoll CDU: Sie lehnen doch alle
Antrage ab! — Zuruf von J6rg Hamann CDU)

und Sie mussen doch dazu auch einmal eine Ant-
wort finden; die haben wir noch nie gehort.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Naturlich haben wir den Wohnungsbau der SAGA
von 1 000 auf 2 000 Wohnungen gesteigert, natr-
lich bauen wir Sozialwohnungen.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

Aber wir haben doch natlrlich eine Situation, dass
wir sagen: Wir bauen viele Sozialwohnungen und
wir bauen viele Wohnungen fiir 14 Euro. Die Frage
ist, was eigentlich dazwischen passiert. Genau das
wird eine Aufgabe sein, dass wir den Effizienzwoh-
nungsbau, den Neun-Euro-Wohnungsbau deutlich
steigern, damit die Mitte unserer Gesellschaft die-
se soziale Frage beantworten kann. Das wird die
Aufgabe sein, die Peter Tschentscher mitnimmt,
und ich glaube, die wird er beantworten. Den Effizi-
enzwohnungsbau haben wir als Birgerschaft ge-
meinsam beschlossen und diejenigen, die immer
am lautesten bei der sozialen Frage rufen, DIE
LINKEN, haben (ibrigens an der Stelle dagegen
gestimmt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Und natlrlich werden wir Hamburg zu einer Wis-
senschaftsstadt machen.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Wir sind bei vier Exzellenzclustern in der zweiten
Runde. Wir werden die TU Hamburg ausbauen, wir
werden 1 Milliarde Euro in Bauinvestitionen
stecken. Aber das viel Entscheidendere neben die-
sen Zahlen ist doch die Tatsache, dass wir sagen,
wir wollen die DNA dieser Stadt erweitern, wir wol-
len dem Handel und dem Hafen einen neuen Ort
der Wohlstandsproduktion hinzufiigen, wir wollen,
dass aus Wissenschaft Wohlstand wird. Genau
deswegen machen wir Hamburg zu einer Metropo-
le der Wissenschaft. Das machen wir und nicht
Sie.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann kommt die CDU hierher und sagt, anstatt
Antworten zu geben — das wiirde man doch erwar-
ten von jemandem, der sagt, er mochte sich im No-
vember zum Blrgermeisterkandidaten kiren —

(Zuruf: Im Oktober!)

sie wisse das jetzt aber noch nicht. Die sagt hier:
Was nun CDU?

(André Trepoll CDU: Wat nun?)

Da kann ich nur sagen: 2011 hat Christoph Ahl-
haus seine Wiederwahl mit dem Slogan "Und
nun?" sichern wollen. Das Ergebnis ist bekannt,
aber Sie als CDU sind nicht weiter. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Frau Ozdemir fur die Fraktion DIE LIN-
KE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Erstens,
Herr Trepoll, die Uhr tickt auch fir die CDU, und
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zweitens habe ich lhre Anmeldung wirklich nicht so
richtig verstehen kénnen, was Sie uns auch mit Ih-
rem Beitrag hier eigentlich sagen wollen. Aber
kommen wir zu Herrn Tschentscher.

Erst einmal Gratulation zu lhrer Wahl, aber auch
zur Wahl von Herrn Dressel. Noch lieber ware es
uns natirlich gewesen, wenn wir den Hamburge-
rinnen und Hamburgern auch zu einem Politik-
wechsel gratulieren kdnnten, aber hiermit sieht es
wohl schlecht aus.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir finden es ja gut, dass Sie damals als Finanzse-
nator und jetzt als Burgermeister nicht durch schil-
lernde Plane von sich reden machen, aber wir fin-
den auch, dass es in einer lebendigen Stadt wie
Hamburg, die wachst, die sich auf viele Arten stan-
dig weiterentwickelt, mehr sein muss als nur Ver-
walten, als nur Abarbeiten. Es muss auch Gestal-
ten sein, es missen auch ldeen gemeinsam mit
den Menschen in dieser Stadt entwickelt werden,
und das nicht so stur und autokratisch, wie Olaf
Scholz es in den letzten sieben Jahre gemacht hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie missen natirlich auch die Chance haben, von
Ihren Ideen zu berichten. Wir haben bis jetzt von
Ihnen gehdrt, dass Sie Wohnungen bauen, die S-
Bahn ausbauen moéchten. Wir haben gehort, dass
Sie neue Schulen bauen moéchten. Wir kénnen hier
nicht davon reden, dass das neue ldeen sind. Wir
wissen, dass das Punkte sind, die schon seit Lan-
gem auf der Liste sind, die abgearbeitet werden
mussen. Wir sehen hier keinen groen Erkenntnis-
gewinn und auch nicht die groRRe Idee fiir die Zu-
kunft in dieser Stadt. Es ware schon sehr hilfreich,
wenn Sie nicht einfach nur technische Antworten
auf Sachzwange geben wirden. Es ware schon
hilfreich, wenn auch etwas Zukunftsweisendes vor-
geschlagen wird. Zum Beispiel geht es eben nicht
nur darum, S-Bahn-Strecken zu verlangern, son-
dern es ware doch einmal eine Mdglichkeit, in der
zweitgrofiten Stadt Deutschlands den Nahverkehr
kostenlos zu machen. Das ware etwas Neues und
ein Projekt, von dem so viele Menschen in dieser
Stadt profitieren wirden.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Wahlumfrage vor ein paar Wochen, in der die
SPD so abgesturzt ist, hat gezeigt, was den Men-
schen in Hamburg so wichtig ist — Herr Tjarks hat
das eben in seiner Rede auch erwahnt —, namlich
bezahlbares Wohnen. Bezahlbarer Wohnraum wird
in dieser Stadt nicht mehr, sondern wird immer we-
niger und das splren die Hamburgerinnen und
Hamburger, vor allem die Singles, aber auch die
Familien sehr, sehr deutlich. lhr Vorganger, Herr
Scholz, hat sich in den letzten sieben Jahren, al-
lein an der Wirtschaft orientiert, den Sozialbereich
langsam ausbluten lassen, ausgetrocknet.

(Dirk Kienscherf SPD: So ein Blodsinn! — Zu-
rufe von Arno Minster und Dr. Monika
Schaal, beide SPD)

Wir haben bei Herrn Scholz doch auch schon bei
seinen Regierungserklarungen immer wieder se-
hen kénnen, dass er nicht mit einem Wort Gber die
Armut, Uber die soziale Gerechtigkeit in der Stadt
gesprochen hat. Es ging ihm nur darum, dass
Menschen tichtig sein missen, damit sie auch von
dem Reichtum in dieser Gesellschaft profitieren
konnen. Wir hoffen, dass Herr Tschentscher es an-
ders machen wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie missen auch akzeptieren, dass die Menschen
die SPD einfach nicht mehr glaubwirdig finden
und dass das Ergebnis dafir die Quittung ist.

(Zuruf von Arno Minster SPD)

Sie haben auch bei den Bundestagswahlen gese-
hen, dass lhre Politik nicht glaubwiirdig ist, weil Sie
in den letzten sieben Jahren keine Antworten auf
die Altersarmut in dieser Stadt gefunden haben,
auf die steigende Armut, die wir in den Stadtteilen
haben, die sich besonders auch bei den Kindern
zeigt, die wachsende soziale Kluft, die Arbeitsver-
haltnisse, die den Menschen wirklich groRe
Schwierigkeiten bereiten, um zum Beispiel auch
die Miete zu bezahlen.

(Wolfgang Rose SPD: Wie viel Prozent ha-
ben wir noch?)

Das sind Probleme, mit denen Sie sich doch befas-
sen mussen. Wenn Sie von einer Erneuerung der
SPD sprechen, dann missen Sie sich auch mit
diesen Themen befassen. Alles andere ist doch
unglaubwirdig.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Arno
Munster SPD)

Wir sind gerade in den Stadstteilen, in den Bezirken
mit einer Veranstaltungsreihe "Mut gegen Armut"
unterwegs und ich kann lhnen sagen, da kommen
viele, viele Menschen hin, die nicht unbedingt DIE
LINKE wahlen, die aber von ihrer Situation berich-
ten moéchten, die Gber Ansatze diskutieren moch-
ten, wie man die Armut in dieser Stadt bekampfen
kann. Das wirde ich Ihnen auch raten, denn gera-
de beim nachsten Doppelhaushalt Ende des Jah-
res muss dieser Punkt unbedingt bericksichtigt
werden. Wir brauchen eine Anti-Armut-Strategie in
dieser Stadt.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Herr
Kienscherf, ich méchte noch einmal darauf hinwei-
sen, dass der parlamentarische Sprachgebrauch
auch fur Zwischenrufe gilt. — Jetzt bekommt das
Wort Frau Anna von Treuenfels-Frowein fir die
FDP-Fraktion.
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(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich)

(Zuruf von Arno Minster SPD)

Herr Minster, ich habe lhre Zwischenrufe, anders
als die von Herrn Kienscherf, leider nicht verstehen
koénnen. Deshalb hat Herr Kienscherf die Ermah-
nung bekommen.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrter Prasident, meine Damen und Her-
ren! Lieber Herr Tschentscher, herzlichen Glick-
wunsch von uns zur Wahl. Wir wiinschen lhnen ei-
ne gluckliche Hand zum Wohle aller Hamburger.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Dieses Glick werden Sie brauchen, denn die Zu-
stimmung fir Rot-Griin bréckelt nicht nur in der Be-
volkerung, sondern wie die heutige Wahl schon an-
gedeutet hat, womdglich auch in den eigenen Rei-
hen. Herr Tschentscher, Sie gehen mit einem
Rucksack voller Hypotheken an den Start. Ich
glaube, das ist Ihnen auch klar. Sie haben nicht
viel Zeit, um den abzulegen. Die schwerste Hypo-
thek, das wissen wir alle, ist der Vertrauensverlust
der Birger nach dem G20-Sicherheitsdebakel.
Dieser Vertrauensverlust starkt die Extremisten
von rechts und von links und das muss verhindert
werden.

(Beifall bei der FDP, bei Dennis Thering und
André Trepoll, beide CDU)

Ihre erste Aufgabe muss es sein, dieses Vertrauen
wiederherzustellen. Fangen Sie an mit einer trans-
parenten Aufarbeitung der schweren Fehler wah-
rend des Gipfels. Stoppen Sie also das Mauern im
Sonderausschuss und das endlose Schwarzen der
Akten.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD)

Sie haben nicht nur Hypotheken geerbt. Eine der
Hypotheken haben Sie auch selbst mit zu verant-
worten, Hamburg hat den gréRten Schuldenzu-
wachs unter den Landern. Das ist eine sehr, sehr
starke Belastung der ndchsten Generation und das
darf so nicht weitergehen.

(Beifall bei der FDP — Wolfgang Rose SPD:
Sie wissen ja, woher das alles kommt!)

Der Hamburger Senat braucht nicht nur einen neu-
en Kopf an der Spitze, sondern eine neue Haltung.
Wir brauchen jetzt kein mutloses "Weiter so!", son-
dern wir brauchen echte Trendwenden; das hat
diese Stadt verdient. Wir stellen nicht nur Fragen,
sondern wir werden auch Antworten geben.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Thering
CDU)

Hamburg braucht eine Trendwende in der Stadt-
entwicklung. Wir brauchen bezahlbaren Wohnraum
in dieser Stadt.

(Dirk Kienscherf SPD: Wahnsinn!)

In den letzten sieben Jahren haben Sie dieses
Problem nicht geldst; das zeigt die aktuelle Umfra-
ge der "Zeit". Also unsere Losung: Schaffen Sie
die gescheiterte Mietpreisbremse endlich ab.

(Beifall bei der FDP — Dirk Kienscherf SPD:
Haben wir doch schon lange!)

Beenden Sie den Grundstlcksverkauf zu Hochst-
preisen durch lhre Finanzverwaltungen. Wir brau-
chen keine Stadt der staatlichen Uberregulierung
und sorgen Sie fur bessere Bedingungen fir all je-
ne, die Wohnraum schaffen kénnen, statt privatem
Kapital noch die Fuldfessel anzulegen.

(Beifall bei der FDP)

Die Hamburger brauchen eine Trendwende in der
Verkehrspolitik, weniger Staustadt durch mehr in-
telligente Ampelschaltungen, weniger Fahrradwe-
ge auf Hauptstralien, daflir einen gut ausgebauten
OPNV.

(Dr. Monika Schaal SPD: Wo sollte der denn
fahren?)

Schauen Sie einmal in unsere Partnerstadt Dres-
den. Sie erhalt internationale Anerkennung fur ihre
moderne Verkehrspolitik, Gbrigens von einem FDP-
Oberblrgermeister zu verantworten.

(Beifall bei der FDP)

Daran sollten Sie sich orientieren. Hamburg
braucht eine Trendwende in der Bildungspolitik.

(Zuruf von Gerhard Lein SPD)

Das bedeutet, Orientierung an der Leistungsspitze,
MINT-Facher starken, frihkindliche Bildung inten-
sivieren und Gerechtigkeit nicht mit Gleichmache-
rei auf niedrigem Niveau verwechseln.

(Beifall bei der FDP)

Unsere personliche Bitte an Sie: Stoppen Sie die
Einfihrung dieses Einheitsschullehrers. Verbannen
Sie das griine Dogma aus der Schulpolitik, Herr
Tschentscher. Nur dann kann Hamburg eine Me-
tropole des Wissens und der gerechten Chancen
werden.

(Beifall bei der FDP)

Hamburg braucht auch eine Trendwende in der
Wirtschaftspolitik. Der Hafen muss nach jahrelan-
ger Vernachlassigung wieder fir den internationa-
len Wettbewerb fit gemacht werden. Die Fahrrin-
nenanpassung muss kommen. Auch die flachen-
deckende Digitalisierung muss endlich starten. Das
erwartet die Hamburger Wirtschaft von lhnen.

Herr Tschentscher, nutzen Sie die Chance des
Neuanfangs und wagen Sie eine echte Trendwen-
de. Wenn Sie das nicht tun, werden die GRUNEN
das Vakuum mit Verbots- und Bevormundungspoli-



5524 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 74. Sitzung am 28. Marz 2018

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein)

tik gegen die Mehrheit der Hamburger Biirger fil-
len.

(Farid Muller GRUNE: Ach ja?)

Das konnen Sie flr unsere schone Stadt nicht wol-
len.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Thering
CDU)

Setzen Sie sich stattdessen ein flr florierende
Wirtschaft, flieRenden Verkehr, exzellente Bildung.
Wir werden Sie gern dabei unterstitzen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Joachim Len-
ders CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt als Nachster Herr Dr. Wolf fur die AfD-Frakti-
on.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Wochenlang hiill-
te sich Olaf Scholz in Schweigen, als die Spatzen
schon von den Dachern pfiffen, dass er nach Ber-
lin geht. Wochenlang blieb unklar, wer Nachfolger
als Erster Burgermeister in Hamburg werden wdr-
de. Jeder kennt den Vergleich von dem Berg, der
kreil3te und heraus kam eine Maus.

(Dr. Monika Schaal SPD: Unverschamtheit!)

Ich mdéchte Herrn Tschentscher selbstverstandlich
nicht mit einer Maus vergleichen, aber wenn der
Hamburger SPD-Berg krei3t und heraus kommt
dann ein geblrtiger Bremer, das ist schon histo-
risch einmalig. Der Vergleich hinkt nattrlich. Wenn
man die jungsten Umfragewerte fur die SPD sieht,
dann kann kaum mehr von einem Berg gespro-
chen werden.

(Gerhard Lein SPD: Witz lass nach!)

Die SPD schmilzt ab bestenfalls zu einem Hugel
und dieser Trend wird sich fortsetzen, wahrend die
AfD im Bund wie in Hamburg weiter zunehmen
wird.

(Beifall bei der AfD — Ksenija Bekeris SPD:
Traum weiter!)

Aber kommen wir zur Hamburger Politik. In nahezu
allen wichtigen Politikfeldern hat der rot-griine Se-
nat in den vergangenen drei Jahren keine befriedi-
genden Fortschritte erreicht. Ein blofRer Tapeten-
wechsel beim Flhrungsteam der SPD wird auch
hier keine splrbaren Verbesserungen bringen. Ich
greife kurz drei Punkte heraus, bei denen der Se-
nat die Weichen nicht richtig stellt, denn die Sor-
gen der Hamburger sind zu wesentlichen Teilen
von Rot-Griin hausgemacht.

Erstens: bezahlbarer Wohnraum. Hamburg wéachst
und das macht das Wohnen teurer. Aber wie
wachst Hamburg? Hamburg wachst zum grof3en

Teil — das Thema lasst sich nicht ganz ausklam-
mern — durch den Zuzug von Migranten.

(Zurufe: Oh!)

Der Senat baut zwar viele Wohnungen, aber zu
wenige dieser Wohnungen kommen bei den Ham-
burgern tatsachlich an. Abertausende von Woh-
nungen, Stichwort fordern und wohnen, werden mit
unseren Steuermitteln fur Asylbewerber gebaut
und kommen damit nicht auf den freien Wohnungs-
markt. Wir brauchen einen Politikwechsel. Bauen
fur Hamburger, Entschlacken der Vorschriften, da-
mit Bauen billiger und attraktiver wird, dann ent-
spannt sich auch der Wohnungsmarkt.

(Beifall bei der AfD)

Zweitens: Migration und Asyl. Der rot-griine Senat
hat mit seiner Stimme im Bundesrat verhindert, die
Maghreb-Staaten zu sicheren Herkunftslandern zu
erklaren. Auch hier ist so ein Grofteil der Flicht-
lingsprobleme hausgemacht mit der Verantwortung
des Hamburger Senats auch auf Bundesebene.

Drittens: Bildung, Schule. Die Hamburger Schulpo-
litik ist stark ideologisch getrieben, gepragt von den
linken Leitbegriffen Heterogenitadt und Inklusion.
Sitzenbleiben ist weitgehend abgeschafft, das Ni-
veau wird nach unten gedrickt, das Abitur inflatio-
niert, wahrend Begabung und Leistungsfahigkeit
einen immer geringeren Stellenwert einnehmen.
Die Politik von Olaf Scholz war es, Probleme mit
viel Geld zuzukleistern, um so Ruhe, Schweigen
zu erkaufen; beinah ware man versucht, von
Schweigegeld zu sprechen. Herr Tschentscher als
sein Finanzsenator hat das mitgetragen und mitfi-
nanziert. Das lasst wenig Positives flir die Zukunft
erwarten. Wenn ich sehe, wie sich Herr Tschent-
scher bei den GRUNEN vorstellte, lasst das
Schlimmes fiir den kiinftigen Einfluss der GRU-
NEN in der Koalition befiirchten. Da wackelt nicht
mehr der Hund mit dem Schwanz, da wird der gru-
ne Schwanz mit dem roten Hund wackeln.

(Zurufe von der SPD: Oh nee!)

Wir sind die einzige echte Opposition, die die Sor-
gen und Note der Hamburger ernst nimmt, die die
Ursachen benennt und nicht nur an Symptomen
herumdoktert. Bei uns gibt es kein Trepollsches
Tamtam, ein bloRes Schaulaufen fiir die Offentlich-
keit, wahrend in Berlin CDU und SPD, Angela Mer-
kel und Olaf Scholz, zusammen regieren. Wir zei-
gen wirkliche Alternativen auf. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort Herr Flocken, fraktionslos.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrter
Herr Prasident, sehr verehrte Volksvertreter! Ha-
ben Sie eben bei der Vereidigung gespurt, wie ei-
ne peinliche Stimmung aufkam, weil die erste Ent-
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scheidung, die jedes Mitglied der Regierung treffen
muss, die ist, ob ein religidses Bekenntnis abgelegt
werden muss oder nicht?

(Gerhard Lein SPD: Die erste Entscheidung
ist, ob die Wahl angenommen wird!)

Sehr verehrter Herr Blrgermeister, alles Gute zu-
nachst einmal fir lhre Arbeit fir die Freie und Han-
sestadt Hamburg, fir die Verfassungen Hamburgs
und Deutschlands und fir das Volk.

Einige Vorschlage: Besinnen Sie sich auf die Idee
der Aufkldrung, die Gewaltenteilung. Steigen Sie
aus aus dem triben Pfuhl, in dem die Regierung,
die Legislative, die Jurisdiktion und die vierte und
finfte Gewalt sitzen. Das kann in vier Schritten ge-
schehen. Erstens: Wahren Sie zumindest den An-
schein der Trennung von gesetzgeberischer und
ausuUbender Gewalt. Das ist insbesondere im Pro-
zess, der zur Wahl des neuen Senats gefiihrt hat,
nicht geschehen und vielleicht einmal ein kleiner
Vorschlag zum Auszuprobieren fir drei Monate.
Machen Sie es doch einmal so, dass Sie, wenn Sie
mit den Koalitionsfraktionen reden, das nur im vol-
len Licht der Offentlichkeit tun, nur einmal zum
Ausprobieren fiir drei Monate.

Zweitens: Im Januar 2017 ist ein Vorschlag unter-
breitet worden, wie die Abhangigkeit der Justiz von
dem Parlament reduziert werden kann, sodass
nicht jede Entscheidung der Justiz zu einer Mut-
probe wird. Das kénnen Sie dort nachlesen.

Drittens: Beenden Sie das System der Hofbericht-
erstattung, indem Insidern zufolge linientreue, re-
gierungstreue Journalisten mit exklusiver Informati-
on belohnt werden, die den Auflagenabsturz ver-
langsamen soll.

(René Gogge GRUNE: Was haben Sie denn
fur schlechte Quellen?)

— Ja, das konnen Sie alles bei Udo Ulfkotte nachle-
sen.

Viertens: Beenden Sie die Ermunterung der finf-
ten Gewalt, der pébelnden Gewalt, durch den Se-
nat, insbesondere durch die Zweite Blirgermeiste-
rin. Das Volk will Sicherheit, aktuell hauptsachlich
Sicherheit vor Messerfachkraften, und das Volk will
Freiheit, Meinungsfreiheit, sodass von der Regie-
rungsmeinung abweichende AuBerungen keine
Mutproben mehr sein dlrfen. — Vielen Dank fir Ih-
re Aufmerksamkeit.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Frau Gugll, ebenfalls als
fraktionslose Abgeordnete fir finf Minuten.

Nebahat Giiglii fraktionslos: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Auch ich méchte die Gelegen-
heit nutzen, um dem Ersten Birgermeister
Dr. Tschentscher zu gratulieren. Ich bin Gberzeugt

davon, dass Sie ein guter Birgermeister flr unsere
Stadt sein werden.

(André Trepoll CDU: Haben Sie ihn ge-
wahlt?)

— Ich habe ihn gewahlt. Dazu hétte ich auch gern
noch etwas gesagt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU und der FDP)

Das mache ich immer so, Herr Trepoll, dass ich die
Personen wahle, von denen ich Uberzeugt bin,
dass sie eine gute Politik fiir unsere Stadt machen.
Ich habe das eigentlich auch schon vorher 6ffent-
lich kommuniziert; deswegen Uberrascht es mich,
dass es Sie nicht erreicht hat. Ich habe auch den
Senat gewahlt, denn ich bin Uberzeugt davon,
dass dieser Senat eine Politik machen wird, die fur
den sozialen Zusammenhalt unserer Gesellschaft
in dieser Stadt gut ist, die gut ist gegen die drohen-
de Polarisierung in unserer Stadt. Ich muss, jetzt
an die Opposition gerichtet, leider sagen, dass Sie
alle sich ja hier so ein bisschen als Propheten ge-
bart haben. Warten Sie ab, so manch einer ist un-
terschatzt worden, warten Sie ab, was in den
nachsten Wochen und Monaten kommen wird.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Ich bin da zuversichtlich, und es ist dann ja auch
Ihre und unsere Aufgabe, hier an der einen oder
anderen Stelle auch mit eigenen Konzepten zu
kommen und nicht, wie die AfD es immer macht,
zu bellen und zu beiflden, aber ohne Konzept und
ohne Idee. Also ich finde das Ganze ziemlich de-
struktiv. Wie gesagt, ich bin Uberzeugt davon, dass
wir eine gute Wahl getroffen haben, und winsche
dem Senat und dem Birgermeister eine glickliche
Hand.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN - Zu-
rufe von Anna-Elisabeth von Treuenfels-Fro-
wein FDP und Dirk Nockemann AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Damit
kommen wir zur zweiten Runde mit den drei Minu-
ten. Als Erster erhalt das Wort Herr Trepoll fir die
CDU-Fraktion.

André Trepoll CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Tschentscher, ich wollte Ih-
nen noch das Angebot machen, an das ... Also ich
wilrde mich darlber freuen, wenn Sie, anders als
Ihr Vorganger, uberhaupt einmal einen Gesprachs-
faden auch zur Opposition aufnehmen wiurden.
Verschlieen Sie sich nicht gleich von Anfang an
den vielen guten Ideen, die die Opposition hat,

(Zuruf von Gerhard Lein SPD)

und greifen Sie zum Wohl der Stadt auch einmal
auf unsere Ideen zurlick, Herr Tschentscher. Das
am Anfang.
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(Beifall bei der CDU)

Dann ist es ja schon interessant, wie die Debatte
lauft. Die Aktuelle Stunde ist dazu da, die Dinge
der letzten Wochen im kurzen Meinungsaustausch
zu bewerten, einen Schlagabtausch abzuhalten,
und dann wahlen wir hier einen neuen Biirgermeis-
ter und Rot-Griin beschéftigt sich nur mit der CDU
und mit mir. Also das ist schon merkwurdig, muss
ich ehrlicherweise sagen, das wundert mich schon.

(Beifall bei der CDU)

Das ist auch keine neue Erkenntnis, dass meine
Partei da einen Fehler gemacht hat, zum Beispiel
bei der Bundestagsaufstellung, bei der Beteiligung
von Frauen. Dass wir daraus gelernt haben, haben
wir gestern auf dem Parteitag gezeigt.

(Lachen bei der SPD)

Aber Frau Bekeris, dass Sie sich hier hinstellen
und in dieser Situation dieses Argument nehmen,
dass Sie ...

(Zurufe von der SPD)

— Ich habe ja gesagt, Herr Dressel wird fehlen; das
wurde dann bewiesen.

Dass Sie sich in dieser Situation hinstellen, wo Sie
heute einen neuen mannlichen Blrgermeister ge-
wahlt haben, einen neuen mannlichen Finanzsena-
tor, wo nur mannliche Kandidaten fir den SPD-
Fraktionsvorsitz im Gesprach sind, finde ich schon
mutig, das muss ich ehrlich sagen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Dann noch etwas, ich habe nicht so viel Zeit. — Vie-
len Dank.

Dann noch etwas zu den GRUNEN, Frau Fege-
bank. Kaum ist der rote Kater aus dem Haus, tan-
zen die gruinen Mauschen auf den Tischen, hat
man ja den Eindruck der letzten zwei Wochen. Erst
kdnnen sie sich vor Begeisterung nicht halten, drei
Jahre lang groftartige Zusammenarbeit mit Olaf
Scholz. Wir haben so ein gutes Klima, wir haben
so viel gelernt. Kaum ist er weg, dreht sich um, tre-
ten Sie ihm von hinten ins Knie. Das kann doch
nicht sein. Was ist denn das fur ein Stil?

(Beifall bei der CDU und bei Jennyfer
Dutschke FDP — Anna Gallina GRUNE: Das
ist aber peinlich, Herr Trepoll!)

Jetzt muss sich der neue Birgermeister bei lhren
Mitgliederversammlungen wie ein kleiner Schuljun-
ge in die erste Reihe setzen und sich das Gejam-
mer der grinen Spitzenleute anhdren. Das kann
doch nicht sein.

(Beifall bei der CDU)

Also Sie werden zu wenig gelobt und zu wenig
wertgeschatzt. Vielleicht muss ich das auch ein-
fach mehr machen; das werde ich mir auch gern
aufschreiben.

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP)

Aber diese Wendehalsmentalitat, die nimmt [hnen
doch keiner ab. Ist das nur PR oder steckt da mehr
dahinter? Das missen Sie uns einmal erklaren. Ich
meine, da ist ja bei Ihnen, bei den GRUNEN, was
das angeht, auch ein gewisser roter Faden. Das
haben wir bei G20 hier erlebt. Kurz noch unten
Hallo gesagt, umgedreht und dann war das alles
keine gute Idee. Also erst noch die Staatsgaste be-
grufdt, das haben wir da auch erlebt. Die Replik der
Sozialdemokraten lie® nicht lange auf sich warten.
Frau Leonhard sagt dann: Die sollen mal den Ball
ein bisschen flachhalten, wir sind die starken Sozis
und ihre Nischenthemen kdénnen die ohne uns gar
nicht durchsetzen.

(Vereinzelter Beifall und Heiterkeit bei der
CDU — Zuruf von Anna Gallina GRUNE)

Nischenthemen, Hochschulpolitik, Wissenschafts-
politik, Justizpolitik, Umweltpolitik, dazu hatte ich
auch gern etwas von lhnen gehért. Das habe ich
bisher nicht und deshalb kann ich nur sagen, Pro-
bleme in der Partnerschaft sind immer belastend,
vielleicht kdnnen sie am Ende sogar krank machen
und deshalb mussen Sie sich darliiber im Klaren
werden, vielleicht auch eine Paartherapie in Erwa-
gung ziehen. Da geht es in erster Linie um Tren-
nung oder Zusammenbleiben; diese Entscheidung
mussen Sie treffen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhalt das Wort Dirk Kienscherf fir die
SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren!

(Dennis Gladiator CDU: Jetzt kommt die Be-
werbung!)

Herr Trepoll, ich glaube der NDR hat das sehr zu-
treffend am Montag dargestellt, indem er meinte,
dass Sie eigentlich mehr als personifizierter Pau-
senclown beziehungsweise Phrasenalarm taugen.
Das ist richtig.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dennis Thering CDU: Das sagte der Richti-
ge, die grote Witznummer in diesem
Hause!)

Da muss man schon ein wenig Mitleid mit ...
(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Kienscherf, Sie wissen, dass auch fur
Zitate der parlamentarische Sprachgebrauch gilt.
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Dirk Kienscherf SPD (fortfahrend):* Okay. Gut,
dann will ich auch gar nicht so viel Zeit verschwen-
den.

(Dennis Thering CDU: Dressel fehlt an allen
Ecken!)

Ich will nur sagen, dass Sie in der CDU als Meilen-
stein verkaufen, dass jetzt Frauen bei lhnen dritte
Vorsitzende werden dirfen. Das alles zeigt doch,
von welchem Frauenbild Sie eigentlich ausgehen.

(Zuruf von Jorg Hamann CDU)

Unter Rot-Grlin, bei uns, haben wir nicht nur viele
Frauen, sondern wir haben auch starke Frauen
und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber ich glaube, diese Stadt erwartet nicht Men-
schen, die hier Buttenreden halten, sondern sie er-
warten in der Tat Antworten und sie erwarten Kon-
zepte und das haben wir. Rot-Griin arbeitet an der
Umsetzung eines Koalitionsvertrages, und zwar
sehr erfolgreich.

(André Trepoll CDU: Wie heildt der denn?
Was ist denn die Uberschrift?)

115 Seiten, 115 Seiten, wo wir zusammen mit den
Bilrgerinnen und Biirgern diese Stadt voranbrin-
gen, wo wir sie in puncto Wohnungsbau voranbrin-
gen, wo es darum geht, mehr Teilhabe zu ermégli-
chen,

(Dennis Gladiator CDU: Gegen die Birger!)

wo es darum geht, die Bildungschancen zu ermég-
lichen. Diese Stadt wurde auch auf Bundesebene
zum Impulsgeber und daran wollen wir ankntpfen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Im Gegensatz zu lhnen, die Sie nur Fragen stellen,
gehen wir voran beim Wohnungsbau - Uber
70 000 Wohnungen, ich will das gar nicht weiter
ausflihren —, gehen wir voran bei der Bildung, im
Kita-Bereich; tber 1 Milliarde Euro werden wir
kinftig dafir ausgeben, dass unsere Kinder die
bestmdgliche friihe Bildung bekommen. Das be-
deutet sozialer Ausgleich, das ermdglicht soziale
Teilhabe. Wir in Hamburg machen das.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Beim Thema Schulen haben Sie versagt. Wir
schaffen Ganztagsbetreuung in Hamburg. Wir
schaffen es, dass die Kinder in unserer Stadt auf
allen Schulen zum Abitur gefiihrt werden. Auch
hier ist Hamburg ein wichtiger Impulsgeber. Bei der
Wissenschaft, da kennen Sie unsere Strategie.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das haben Sie sich doch gar nicht
ausgedacht! Was reden Sie denn? Sie ha-
ben ja keine Ahnung!)

Wir bringen die Berufe voran und deswegen ist
doch eines sehr klar: ein Peter Tschentscher, ein
Blrgermeister, der vorher diese Dinge schon posi-
tiv begleitet hat, der eben kein Verwalter ist, der
auch keiner ist wie Herr Peiner, der damals den
Landesbetrieb der Krankenhauser verscherbelt
hat, sondern der es geschafft hat, die Finanzen zu
ordnen, der es geschafft hat, Hamburg solide vor-
anzubringen.

(Zurufe von der CDU)

Wir werden diese Stadt mit dem Birgermeister, mit
den Birgerinnen und Burgern, mit Rot-Griin insge-
samt vorantreiben. Ich glaube, das ist das, was die
Menschen in dieser Stadt erwarten.

(J6rg Hamann CDU: Das hatte Herr Peiner
besser gemacht!)

Kein Gendle, keine Fragen, sondern sie wollen
Antworten, und Rot-Griin wird zusammen mit den
Birgerinnen und Blrgern dafiir sorgen, dass Ham-
burg sich entwickeln wird als bezahlbare, als sozia-
le, als nachhaltige Metropole. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Herr
Dr. Tjarks, zweite Runde fiir die GRUNE Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:*

(J6rg Hamann CDU: Oh, das war ja schon in
der ersten Runde nix!)

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Lieber
Herr Trepoll, ich freue mich, dass die CDU jetzt
auch einraumt, dass der Umgang mit ihren eige-
nen Frauen nicht immer nur férderlich war, aber ich
muss lhnen mal sagen, Rot-Griin braucht jetzt kei-
ne Nachhilfe in Sachen Gleichstellungs- und Frau-
enpolitik von Herrn Warnholz und von Ihnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich stelle auch nach der zweiten Runde fest, dass
die CDU acht Minuten zur Lage der Stadt geredet
hat und keine einzige Idee vorgebracht hat, wie sie
eigentlich das Leben der Menschen in Hamburg
verbessert. Das ist fUr eine Volkspartei ganz schon
wenig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Heike Sudmann DIE LINKE: Oder feststel-
len, dass das Ganze nicht reicht!)

Wir haben eine etwas nachdenkliche Rede von |h-
nen, Frau Ozdemir — ich glaube, sie ist gar nicht
da — gehort zu der Frage, wie man Armut bekdmp-
fen kann. Das ist in der Tat eine Frage, die, glaube
ich, viele von uns auch umtreibt, aber man muss
dann auch einmal Folgendes sagen: Was kann
man denn als Land tun? Als Land kann man zum
Beispiel den Etat der Sozialbehérde um 630 Millio-
nen Euro in den letzten funf Jahren steigern. Man
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kann zum Beispiel die Ganztagsbeschulung ein-
fuhren, 80 Prozent Ganztagsbeschulung in Ham-
burg. Man kann zum Beispiel die Kita kostenlos
machen oder man kann den Sozialwohnungsbau
steigern. Das alles machen wir auch. Wenn man
dann behauptet, es wirde hier keine soziale Politik
gemacht werden, dann ist das aber ebenso falsch.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn man dann sagt, man mdchte die Armut wei-
ter bekampfen: Darliber kénnen wir gern reden,
aber viel passiert davon im Bund. Da muss man
auch sagen, dass man in der Lage sein mochte,
eine neue Bundesregierung zu bilden, die am En-
de das auch tut. Aber dafiir muss man dann auch
regierungsfahig im Bund sein und das wird nicht
funktionieren, wenn man sagt, man sei regierungs-
fahig, aber nur dann, wenn alle genau dasselbe
wollen wie man selbst. Das funktioniert nicht, son-
dern dann muss man einmal zur Kenntnis nehmen,
dass es auch noch andere Positionen in diesem
Land gibt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Auch die FDP hat hier immerhin einige Vorschlage
gemacht zu der Frage, wie man die Stadt verbes-
sern kann. Aber den besten Vorschlag fand ich
wirklich, die Mieterinnen und Mieter zu schitzen
und den Wohnungsbau bezahlbarer zu machen,
indem man die Mietpreisbremse abschafft.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Ja, logisch! Genau so macht man es!)

— Also ich glaube, genau so macht man es nicht,
sondern man macht es, indem man sie wirksam
macht. Das ist der entscheidende Punkt und ge-
nau daran arbeiten wir.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich glaube, wenn man jetzt guckt ... Wir wollen
handeln fir diese Stadt und wenn man handelt, ist
doch klar, dass man ordentlich alles richtig macht.
Ich finde, es gehort zur Ehrlichkeit dazu, dass man
das einraumt. Aber man muss doch auch sagen,
dass, wenn man darauf zulauft und sagt, man ha-
be demnachst 1 Million Arbeitsplatze, man habe
die niedrigste Arbeitslosigkeit seit 25 Jahren, man
habe die héchste Beschaftigungsquote jemals,

(Michael Kruse FDP: Danke, Merkel!)

dann kann man doch nicht sagen, dass das alles
nur falsch ist, sondern dann muss man doch auch
einmal zur Kenntnis nehmen, dass man nicht die
CDU fir eine Standortoffensive braucht, sondern
dass wir das auch ohne euch sehr gut hinkrie-
gen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Sabine Boeddinghaus fur
die Fraktion DIE LINKE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Trepoll,
Ihnen scheinen die aktuellen Umfragewerte der
CDU richtig in den Kopf gestiegen zu sein. Sie tre-
ten hier in einer One-Man-Show véllig euphorisiert
auf, haben uns aber mit keinem einzigen inhaltli-
chen Argument erklart, warum Sie der bessere
Blrgermeister fir Hamburg waren. Ich glaube, so
kommen Sie nicht auf die Senatsbank.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Ich finde es auch ziemlich peinlich, dass Sie sich
jetzt rdhmen, im 21. Jahrhundert endlich begriffen
zu haben, dass auch Frauen ein Recht auf politi-
sche Amter haben und kluge Menschen sind.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Meine Kollegin Ozdemir hat das alles schon gut
ausgefihrt. Wir erwarten jetzt wirklich ernsthaft von
Rot-Griin, dass Sie den warmen Worten, die ja
durchaus jetzt auch hérbar sind von der neuen
Landesvorsitzenden der SPD, auch aus der GRU-
NEN Fraktion, dass Sie diesen warmen Worten
jetzt wirklich echte Taten folgen lassen. Da ist Luft
nach oben, Dirk Kienscherf. Wir erwarten im Dop-
pelhaushalt durchaus deutliche Verbesserungen in
der strukturellen Ausgestaltung von sozialen und
kulturellen Einrichtungen. Da werden wir noch har-
te Debatten flihren, denn es reicht nicht jetzt zu sa-
gen, man habe einen neuen Politikstil, man gehe
auf die Leute zu, man nehme ihre Sorgen ernst.
Denn die echte Herausforderung ist, den Sorgen
wirklich die Ursachen zu nehmen, den Angsten
den Boden zu entziehen. Das ist wirklich die sozi-
alpolitische und gesellschaftliche Herausforderung
und da mussen Sie deutlich nachlegen.

Ich erwarte deswegen, dass Sie jetzt noch einmal
sehr klar ihre Konzepte zur Armutsbekampfung auf
den Tisch legen. Es muss wirklich Schluss sein mit
dieser Endlosschleife, dass Sie alles schon richtig
machen. Ich kann es wirklich nicht mehr héren.

(Beifall bei der LINKEN — Kazim Abaci SPD:
Alles schlecht, alles schlecht, alles schlecht!)

Wir haben jetzt eine Kita-Volksinitiative, wo wir er-
warten, dass Sie mit denen einen guten Abschluss
zur Verbesserung der Qualitdt in den Kitas ma-
chen. Wir haben jetzt eine Volksinitiative, die in
wenigen Tagen unglaublich erfolgreich ist, zu mehr
Pflegepersonal in den Einrichtungen. Da erwarten
wir auch deutlich, dass Sie mit denen zu besseren
Ergebnissen fir die Angestellten und fur die Men-
schen in den Einrichtungen kommen. Es kann
nicht sein, dass Sie immer nur aufzdhlen, Sie
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machten alles gut. In der Schule lauft so viel
schief, in den Stadtteilschulen ist so viel Not. Im-
mer nur zu sagen, man mache schon alles, halt die
FuRe still, das wird den Menschen in der Stadt
nicht gerecht und das werden Sie noch merken,
wenn es 2020 so weit ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Noch eine klare Antwort an Dirk Kienscherf. Dass
Sie einiges machen hier in Hamburg, ist doch voll-
kommen richtig, aber es ist empirisch nachgewie-
sen, dass die MaRnahmen, die Sie ergreifen, gera-
de dazu reichen, um die hohe, hohe Armutsquote
in Hamburg stabil zu halten. Sie tun aber nichts da-
fur, dass sie wieder sinkt. Reicht das der Sozialde-
mokratie in Hamburg? Das frage ich Sie. Daran
werden wir Sie messen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort Michael Kruse fur die FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP: Meine Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Prasident! Sehr geehrter Herr
Blrgermeister, gratuliert haben wir lhnen ja eben
schon und wiinschen lhnen alles Gute fir das Amt,
aber gratulieren kann man zu der Performance |h-
rer Regierungstruppe hier heute nicht. Nach den
Reden, die wir hier eben aus dem Regierungslager
erlebt haben, ist mittlerweile auch uns in der Oppo-
sition klar, warum der Platz hier vorn immer noch
verwaist ist.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Nach den sozialdemokratischen Chaostagen ware
heute lhre Gelegenheit gewesen, den staunenden
Hamburgerinnen und Hamburgern zu erklaren, wie
sie eigentlich zu |hrem neuen Bilrgermeister ge-
kommen sind.

(Juliane Timmermann SPD: Wieso sollen wir
denen denn das erklaren?)

Ich glaube, darum geht es namlich eigentlich heu-
te. Wir stellen fest, dass Sie diese Gelegenheit
heute verpasst haben.

(Beifall bei der FDP)

Erst das Durcheinander bei der Blrgermeisterfin-
dung,

(Zuruf von Wolfgang Rose SPD)

Scholz will erst nicht, geht dann doch, dann will er
Leonhard, die will aber nicht, Dressel will zuerst
und dann doch nicht mehr und Tschentscher wollte
angeblich schon immer, aber keiner hat es bis zum
Schluss gewusst.

(Dirk Kienscherf SPD: Der ist doch gerade
gewahlt worden!)

Nur die Probleme der Hamburgerinnen und Ham-
burger sind bei lhnen in den letzten Wochen véllig
aus dem Blick geraten und deswegen fordern wir
Sie auf: Erklaren Sie sich hier, erklaren Sie, wo Sie
mit dieser Stadt hinwollen. Vergeben Sie nicht nur
Posten, sondern sagen Sie endlich den Hambur-
gerinnen und Hamburgern, was sie von lhnen in
den nachsten eineinhalb Jahren erwarten kdnnen.
Viel Zeit ist ja nicht mehr. Wir haben von lhnen er-
fahren, dass Sie jetzt unbedingt auch zu anderen
Themengebieten als zur Finanzpolitik sprechen
wollen, nur haben wir nicht besonders viel Inhaltli-
ches erfahren.

(Wolfgang Rose SPD: Was reden Sie denn
da fir'n Zeug?)

Auch deswegen haben wir eben vor dem griinen
Machtvakuum gewarnt. Es ist schon sehr erstaun-
lich, dass hier eine Regierungserklarung des Ers-
ten Birgermeisters jetzt schon vom kleinen Koaliti-
onspartner angekiindigt wird. Das hat es in dieser
Stadt, glaube ich, so auch noch nicht gegeben.

(Beifall bei der FDP — Wolfgang Rose SPD:
Ihnen fallt gar nichts mehr ein!)

Weil wir eine Serviceopposition sind, haben wir |h-
nen nicht nur Fragen, sondern Antworten mit auf
den Weg gegeben. Wir haben Ihnen heute gesagt,
was unsere Trendwenden fir diese Stadt sind.
Frau Bekeris, wenn Sie von der Opposition die
Antworten einfordern, die Sie selbst offensichtlich
nicht geben kénnen, erwarten wir im Gegenzug
von lhnen, dass Sie unsere Ldsungsvorschlage
dann auch Ubernehmen. Das wéare konstruktive
Regierungsarbeit.

(Beifall bei der FDP — Dirk Kienscherf SPD:
Jetzt wissen wir auch, weshalb ihr 'ne Dop-
pelspitze habt! — Farid Miller GRUNE:
Stimmt doch alles gar nicht!)

Wir haben eine Menge interessanter Fragen. Ich
nehme einmal beispielhaft den Bereich Digitalisie-
rungspolitik. Herr Tschentscher, das haben Sie als
zustandiger Senator sieben Jahre lang liegenlas-
sen, zuletzt ist Ihnen der CIO weggegangen, er ist
zum CDO in die Senatskanzlei gegangen und die
Damen und Herren dort wundern sich jetzt schon
sehr, dass Sie jetzt wieder deren neuer Chef sind,
nachdem Sie es sieben Jahre lang nicht geschafft
haben, in dieser Stadt Verwaltungsmodernisierung
auf den Weg zu bringen. Wir fordern Sie auf: Be-
ricksichtigen Sie unsere Trendwenden, dann ma-
chen Sie gute Politik fur diese Stadt. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhadlt das Wort Herr Nockemann fur die
AfD-Fraktion.
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Dirk Nockemann AfD: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Tschentscher, wenn Sie in diesen Tagen das Ohr
am Buirger hatten, dann wissten Sie, welche Sat-
ze dort stédndig wiederholt werden, namlich folgen-
de: Wir erwarten von den Politikern dieser Stadt,
dass sie das viele Geld, die Millionen und Abermil-
lionen Euro, die sie ausgeben, im Interesse der
Burger dieses Landes ausgeben, im Interesse der-
jenigen, die dieses Geld erwirtschaften, und nicht
fur andere Zwecke. Ich glaube, genau daran fehlt
es und deswegen sind Sie im Moment mit der SPD
bei 28 Prozent gelandet.

(Beifall bei der AfD)

Der Burger erwartet eben nicht, dass er viel Steu-
ern zahlt und gleichzeitig in der Hauptstadt der
Schlaglochpisten wohnt und Auto fahren muss.
Der Birger erwartet nicht, dass man mit seinem
teuer erarbeiteten Geld Parkplatze vernichtet und
das Geld in Radwege versenkt. Der Blrger erwar-
tet, dass mehr getan wird fiir die Sicherheit, fiir die
Sicherheit der Burger, die schon langer in diesem
Land leben.

(Zuruf von Anna Gallina GRUNE)

Der Birger erwartet auch, dass die Uber
6 500 ausreisepflichtigen Auslander in dieser Stadt
endlich ausgewiesen werden und nicht weitere im-
mense Kosten verursachen. 28 Prozent sind der
Ausweis eines gewaltigen Vertrauensverlustes, fir
den natirlich auch der ehemalige Erste Blrger-
meister Scholz die Hauptverantwortung tragt durch
sein Versagen im Bereich der G20-Krawalle. Kein
Wort von der SPD heute hier zu héren, wie dieser
gewaltige Vertrauensverlust wieder wettgemacht
werden kann. Kein Wort davon, wie es weitergeht
mit der Roten Flora. Ich glaube, lhr Versprechen
von damals, dass sich im Bereich der Flora etwas
andern musse, ist nichts mehr wert.

Als Sie hier die G20-Krawalle behandelt haben, gab
es bis auf die Links-Fraktion einen antitotalitaren
Grundkonsens. Selbst bei der SPD gab es Wor-
te, dass bei Gewerkschaftsdemonstrationen oder
bei sonstigen Demonstrationen die Schwarzen
Blécke aus dem Bereich Rote Flora nie wieder mit-
marschieren dirfen. Was mussten wir am Montag
wieder erleben? Da ist von einem Herrn Harms zu
einer Demonstration aufgerufen worden. Dieser
Herr Harms steht im Verfassungsschutzbericht des
Jahres 2014. Und wer latscht ihm hinterher? SPD
und GRUNE. Ich hétte erwartet, dass Sie erst am
1. Mai dieses Versprechen brechen. Dass es so
schnell geht, das héatte ich nicht erwartet.

Dann habe ich noch eine Bitte beziehungsweise
eine Erwartung an den neuen Blrgermeister. Ich
erwarte, dass der Senat und die Behérden es kunf-
tig nicht mehr zulassen, dass Mitglieder meiner
Fraktion von reaktionaren Linksradikalen aus 6f-
fentlichen Veranstaltungen herausgemobbt wer-

den. Ich erwarte ein Bekenntnis dazu, Herr Birger-
meister, dass Sie diese Aufgabe in Zukunft wahr-
nehmen. Ich glaube, Sie alle wissen, worum es
hier geht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Heike Sudmann fiir die Fraktion DIE
LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Sehr geehrter Herr
Erster Blrgermeister Tschentscher, wir Uben ja
noch, dass wir es flissig aussprechen kdnnen. Sie
werden jetzt sehr oft an Ihrem Vorganger gemes-
sen werden und man wird oft Vergleiche machen.
Rein aulerlich, wenn ich mir Ihre Haarpracht an-
gucke, sind Sie beide sich sehr ahnlich. Sie koén-
nen beweisen, dass Sie weniger Haare auf den
Zahnen haben. Sie kdnnen beweisen, dass Sie mit
der Opposition und auch mit der Opposition in der
Stadt gut umgehen. Das erhoffe ich mir von lhnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Was ich jetzt sehr erstaunlich finde, ist, dass die
SPD und auch die GRUNEN sich hinstellen und
sagen, sie mussten Wohnungspolitik so weiterma-
chen, sie seien bisher klasse gewesen. Seit sieben
Jahren ist die SPD hier an der Macht, seit sieben
Jahren versuchen Sie, mit Ihren gleichen Rezepten
die Wohnungsnot, die Wohnungsmisere zu be-
kampfen, und Sie stellen fest, dass es noch immer
das Thema ist, das die Menschen in Hamburg am
meisten bewegt. Da misste |hnen doch einmal
langsam die ldee kommen, andere Wege einzu-
schlagen. Sie, Herr Kienscherf und auch die Nicht-
fachpolitikerinnen und Nichtfachpolitiker, stellen
doch fest, dass es immer weniger leistbaren
Wohnraum in Hamburg gibt. Da kénnen Sie sich
nicht hinstellen und sagen, Sie machten doch
schon alles gut. Nein, Sie machen es nicht gut. Die
Menschen erwarten, dass sie, auch wenn sie zum
Beispiel in Rente gehen, die Wohnung bezahlen
kdnnen.

(Dirk Kienscherf SPD: Das wissen wir doch!)

Da versagen Sie und da missen Sie mehr ma-
chen. Und wenn ich lhnen gern tausendmal attes-
tiere, dass Sie mehr machen, als die CDU jemals
vorher gemacht hat, dass Sie mehr machen, als
CDU und GRUNE gemacht haben, reicht es nicht
zu sagen, Sie machten mehr als die, die schlecht
waren. Sie mussen andere Wege beschreiten und
das erwarten wir von lhnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch ein anderes Thema geht bei lhnen vdllig un-
ter. Hamburg hat ein heftiges Luftproblem. Wir ha-
ben eine Luftbelastung, die hoher ist als in vielen
anderen Stadten. Wir brauchen eine echte Ver-
kehrswende. Es reicht nicht, wenn Sie sagen, ja,
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wir wollen doch jetzt U-Bahnen bauen, wir sind in
der Planung, wir bauen S-Bahnen. Sie miissen
jetzt aktiv werden.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Es nutzt nichts, wenn Sie sich von der CDU vor
sich her treiben lassen, die auf gar keinen Fall ir-
gendein Fahrverbot will. Sie missen jetzt zeigen,
wie die Luft in Hamburg besser wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Es stimmt, CDU und Frauen, das kann man eigent-
lich gar nicht mehr in einem Atemzug sagen.

(Zuruf von Dennis Gladiator CDU)

Nachdem Sie Frau Prien weggelobt haben, um die
Konkurrenz noch einmal geringer zu machen, Herr
Trepoll, sieht es jetzt bei Ihnen wirklich schlecht
aus und |hr Parteitag nutzt auch nicht viel. Aber ich
glaube, auch die SPD und die GRUNEN haben die
Quote falsch verstanden. Die 50-Prozent-Quote
heil3t nicht, es sollen halb so viele Frauen wie
Manner da sein. lhr Senat besteht aus acht Man-
nern und vier Frauen. Das ist die falsche 50-Pro-
zent-Quote. Das geht Uberhaupt nicht und Sie
mussen sehr klein und sehr kleinlaut sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Schluss — ich bin ja immer optimistisch —: Ich
wiinsche mir, dass Sie in der SPD wieder mehr an-
fangen zu diskutieren. Wir wissen jetzt ja schon,
dass mindestens drei Abgeordnete den neuen Biir-
germeister, den neuen Senat nicht gewahlt haben.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Ich hoffe, dass das ein Zeichen ist, dass Sie wie-
der anfangen zu diskutieren und nicht mehr irgend-
jemandem hinterherzulaufen. Ich hoffe nicht, dass
es ein Zeichen ist fur lhre alten Fligelkampfe, die
einfach nur um Machterhalt gingen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Gemel-
det hat sich auch noch einmal Herr Tjarks fir die
GRUNE Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Der letzte Wortbeitrag hat
mich dann doch noch einmal zu einer Replik ge-
reizt, weil ich finde, dass Sie die Frage der
Luftreinhaltung einmal ein bisschen ehrlicher be-
sprechen muissen, Frau Sudmann. Wir missen
erst einmal feststellen, dieser Senat hat einen
Luftreinhalteplan vorgelegt, der als einziger
Luftreinhalteplan in Deutschland nicht beklagt ist,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Es ist doch
keine Besserung in Sicht!)

weil er namlich vernlinftige Abwagungen ftrifft und
am Ende das Thema weitestgehend |6st.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann kommen Sie immer her und sagen: Die trau-
en sich nichts. Wir sind Ubrigens die einzige Stadt,
die deutschlandweit 365 Tage im Jahr rund um die
Uhr Durchfahrtsbeschrankungen auf der Max-
Brauer-Allee und auf einer Bundesstralte verhangt
hat.

(André Trepoll CDU: Wo sind denn die Schil-
der, Herr Tjarks? Herr Kerstan hat gesagt,
die sind in einer Woche wieder da! Hat die
SPD gebremst?)

Sie tun immer so, als ob das Uberhaupt nichts wa-
re, was einfach falsch ist. Das mussen Sie sich
doch einfach einmal ansehen. Es gibt an vier Luft-
messstationen die Themen. Diese Themen werden
an drei Luftmessstationen geldst. An der vierten,
da geht es um die Habichtstralte, kdnnen Sie ge-
nau auch dariiber nachdenken, ob Sie ein Fahrver-
bot haben wollen. Ich sage Ihnen aber Folgendes.
Dann wirde es an dieser Stelle so sein, dass der
Lkw-Verkehr auf eine Stralle geht, wo Sie den
nicht haben wollen. Genau deswegen hat sich der
Luftreinhalteplan in der Abwagung an der Stelle
dagegen entschieden. Sie kénnen das anders for-
dern, haben Sie aber noch an keiner Stelle, weil
Sie ndmlich Uberhaupt nirgendwo einmal eine kon-
krete Forderung stellen, aulRer der, alles sei zu we-
nig, und das ist dann insgesamt ein bisschen zu
wenig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann auch noch einmal zum Thema Wohnungs-
bau. Das Thema Wohnungsbau ist schwierig. Ich
habe hier selbst gesagt, ich wirde gern mehr tun
beim Thema Wohnungsbau und bezahlbarem
Wohnraum. Aber ich méchte einmal sagen, das
macht sich dann auch an konkreten Projekten fest.
Wir werden hier in Kiirze — wir haben es im Wirt-
schaftsausschuss gemacht — Gber das Thema Bei-
ersdorf diskutieren. Und wenn wir Uber das Thema
Beiersdorf diskutieren, geht es um die innerstadti-
sche Verdichtung in Eimsbuttel, wo sehr viele Leu-
te wohnen wollen, um 700 bis 900 Mietwohnun-
gen. Sie werden das Thema am Ende ablehnen,
weil Sie das namlich nicht wollen.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Das muss man sich einmal auf der Zunge zerge-
hen lassen, dass Sie so etwas dann ...

— Ja, das sind Projekte, die gehbéren zusammen,
und da muss man das auch einmal zusammen
denken. Das machen Sie aber nicht. Genau das ist
doch das Thema, dass am Ende des Tages die
Wohnungen irgendwo gebaut werden missen.
Und da mussen Sie dann auch einmal ehrlich sein,
dass Sie diese Projekte andauernd verhindern.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Philipp HeiBner CDU)
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Ich bin ja froh, dass Sie uns in der Frauenquote
nicht mit der CDU in einen Topf werfen.

(André Trepoll CDU: Nur mit der SPD!)

Ich mdchte einfach nur einmal so sagen: In Ham-
burgs o6ffentlichen Unternehmen liegt die Frauen-
quote mittlerweile in Aufsichtsraten bei stolzen
44 Prozent.

(Michael Kruse FDP: Du weifl3t genau, woran
das liegt, Anjes!)

Das ist die Politik, die dieser Senat macht und das
ist ein sehr grofRer Erfolg. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Und noch
einmal Frau Sudmann fur die Links-Fraktion.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Bei so einer Vorlage
der GRUNEN muss man sich ja wirklich noch ein-
mal zu Wort melden. Es ist schon erstaunlich, dass
sich ein Vertreter der Fraktion, die jahrelang fur ei-
ne Verkehrswende gekampft hat, hinstellt und
sagt: Wir sind klasse, wir haben 2 Kilometer Durch-
fahrtsverbote — erinnern wir uns daran: in ganz
Hamburg. Trotzdem haben wir eine Luftbelastung,
und noch ist sehr unklar, ob das Uberhaupt ansatz-
weise dazu beitragen wird, dass wir in der Strese-
mannstrale und der Max-Brauer-Allee bessere
Luft haben. 2 Kilometer, Herr Tjarks, das ist wirk-
lich absolut wenig.

(Dirk Kienscherf SPD: Weil der Reinhalte-
plan greift!)

Da Sie sich gerade so freuen, dass nicht geklagt
wurde: Sie wissen sehr genau, warum noch nicht
geklagt wurde. Ich sage extra, noch nicht geklagt
wurde. Es ist erst vor knapp vier Wochen das Urtell
in Leipzig ergangen und Sie haben ja auch erst vor
vier Wochen gesagt: Okay, jetzt fangen wir einmal
an, die Schilder zu bestellen.

(André Trepoll CDU: Mehrere! Mehrere!)

Darauf kénnen Sie sich nicht ausruhen. Ich bin gar
nicht so sicher, ob gar keine weiteren Klagen kom-
men. Beim Wohnungsbau, ich danke Ihnen, dass
ich jetzt noch einmal reingehen darf, ist es auch er-
staunlich, Sie haben sich hier vorhin als Vertreter
der GRUNEN Partei hingestellt, von der man sa-
gen kann, dass sie mittlerweile wirklich eine Klien-
tel vertritt, die kein Problem hat, sich frei finanzierte
Wohnungen zu kaufen. Sie haben vorhin gesagt,
9 Euro fur einen Quadratmeter seien doch gut, da-
fur kédmpften Sie, das hatten die LINKEN abge-
lehnt.

— Ja, im Neubau.

9 Euro kénnen sich viele Uberhaupt nicht leisten.
Wir reden Uber einen sozialen Wohnungsbau von
6,50 Euro, und das ist schon fir viele zu viel. Und

Sie stellen sich hier hin und sagen, obwohl 30,
40 Prozent der Hamburger Haushalte so wenig
Einkommen haben, dass sie den Paragraf-5-
Schein bekommen kénnen: 9 Euro sind klasse.
Was macht ihr LINKEN? Ihr macht es nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Und dann reden Sie Uber Beiersdorf. Wir werden
hier demnéchst in der Blrgerschaft eine Drucksa-
che abstimmen, in der es darum geht, dass
12 Hektar Kleingartengelande irgendwie vorsorg-
lich, wie auch immer, an Beiersdorf gehen -
12 Hektar im hoch verdichteten Eimsbuttel, wo ei-
gentlich alle immer gedacht haben: Wir haben hier
die GRUNEN gewahlt, weil die GRUNEN dafiir
sorgen, dass wir eine gute Grunversorgung in
Eimsbuttel haben. Und, was ist? Die werden kom-
plett enttduscht, weil die GRUNEN sagen: Och
nee, in dem Punkt ist das nicht wichtig.

(Anna Gallina GRUNE und Hansjorg
Schmidt SPD: Das stimmt doch gar nicht!)

Und der Wohnungsbau, den Sie angesprochen ha-
ben: Der ist eben nicht geplant auf dem Gelande,
das Sie jetzt an Beiersdorf verkauft haben. Der
Wohnungsbau findet in der Unnastrale statt.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das hangt doch
zusammen!)

Und da werden Sie auch noch einmal darlegen
mussen, inwieweit Sie Beiersdorf dort den Woh-
nungsbau total vergolden. Also insofern: Die GRU-
NEN sind wirklich tief gesunken. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt liegt
mir keine Wortmeldung vor.

Die Antragsteller der drei weiteren Themen haben
mir mitgeteilt, dass sie auf die Debatte in der Aktu-
ellen Stunde zu den Themen verzichten, sodass
wir gleich zu Punkt 4 der Tagesordnung kommen:
Wahl eines Mitglieds fir den Beirat flr politische
Bildung.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft

Wabhl eines Mitglieds fiir den Beirat fiir politi-
sche Bildung

— Drs 21/12125 -]

Der Stimmzettel fir diese Wahl liegt lhnen vor. Er
enthalt je ein Feld fir Zustimmung, Ablehnung und
Enthaltung. Ich bitte Sie, den Stimmzettel nur mit
einem Kreuz zu versehen. Stimmzettel, die den
Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen
lassen oder Zusatze enthalten, sind ungultig. Auch
unausgefilite Stimmzettel gelten als ungultig.
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Bitte nehmen Sie nun die Wahlentscheidung vor
und ich darf die Schriftfihrung bitten, dann mit
dem Einsammeln der Stimmzettel zu beginnen.

(Die Wahlhandlung wird vorgenommen. —
Vizeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Dann frage ich
noch einmal: Gibt es noch nicht abgegebene
Stimmzettel? Es ware gut, diese hochzuhalten,
dass die Schriftfuhrer sie sehen kdénnen. — Ich den-
ke, nun sind alle Stimmzettel abgegeben worden.
Dann schliele ich die Wahlhandlung. Das Wahler-
gebnis wird gleich ermittelt und ich werde es lhnen
dann im Laufe der Sitzung bekanntgeben.**

Wir kommen zu den Punkten 51 und 52 unserer
Tagesordnung, Antrag der Fraktionen der GRU-
NEN und der SPD: Ein Frauendatenreport fir
Hamburg und Antrag der Fraktionen der SPD und
der GRUNEN: Haushaltswesen weiterentwickeln:
Herausforderung Gender Budgeting angehen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Ein Frauendatenreport fiir Hamburg

— Drs 21/12268 —]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Haushaltswesen weiterentwickeln: Herausfor-
derung Gender Budgeting angehen

— Drs 21/12275 -]

Hierzu sind die ... ist ein Ubereinkommen ... Mein
Gott; die Debatte ist gestrichen, wollte ich damit
sagen. So.

(Heiterkeit — Zuruf: Geht doch!)
— Genau.

Und deshalb kommen wir gleich zu den Abstim-
mungen. Als Erstes die Drucksache 21/12268, der
Antrag der GRUNEN und der SPD-Fraktion.

Wer moéchte diesem Antrag seine Zustimmung ge-
ben, den bitte ich um das Handzeichen. — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit
angenommen.

Und nun kommen wir zum gemeinsamen Antrag
der Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus der
Drucksache 21/12275.

Wer mdchte diesen annehmen, den bitte ich um
die Zustimmung. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist auch dieser Antrag mit Mehrheit
angenommen.

**Das Wahlergebnis ist auf Seite 5538 zu finden.

Wir kommen zum Punkt 60 unserer Tagesordnung,
dem Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN: Hamburgische Birgerschaft unterstitzt zlugi-
ge Umsetzung der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts zur Beseitigung der Diskriminie-
rung im Personenstandsrecht.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburgische Biirgerschaft unterstiitzt ziigige
Umsetzung der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts zur Beseitigung der Diskrimi-
nierung im Personenstandsrecht

— Drs 21/12339 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

"Dritte Option": BVerfG-Urteil in Hamburg
schnell umsetzen und die freie Wahl ins Perso-
nenstandsrecht einfiihren

— Drs 21/12467 -]

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 21/12467 ein
Antrag der Fraktion DIE LINKE vor.

Wird hierzu das Wort gewtinscht? — Frau Kammey-
er von der SPD-Fraktion.

Annkathrin Kammeyer SPD: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Das Bun-
desverfassungsgericht hat am 10. Oktober letzten
Jahres eine wegweisende Entscheidung getroffen:
Die bisherigen Regelungen des Personenstands-
rechts sind mit dem Grundgesetz nicht vereinbar,
wenn sie intergeschlechtlichen Menschen neben
den Optionen mannlich/weiblich keine weitere po-
sitive Option ermdglichen. Der Umstand, dass
Manner und Frauen sich im Personenstandsre-
gister mit ihrem Geschlecht eintragen lassen kén-
nen, Personen, die sich weder dem mannlichen
noch dem weiblichen Geschlecht zuordnen lassen,
aber nur die Mdglichkeit bleibt, gar kein Geschlecht
einzutragen, ist verfassungswidrig. Die bisherige
Regelung im Personenstandsgesetz verletzt das
allgemeine Persdnlichkeitsrecht dieser Personen-
gruppe. Zum allgemeinen Persoénlichkeitsrecht je-
des Menschen gehoért namlich auch seine ge-
schlechtliche Identitat. Die geschlechtliche Identitat
entscheidet dartber, wie eine Person sich selbst
wahrnimmt, aber auch, wie sie von anderen wahr-
genommen werden will und wird. Die Zuordnung
zu einem Geschlecht ist dabei besonders identi-
tatsstiftend und somit zentraler Bestandteil des all-
gemeinen Personlichkeitsrechts, und das gilt fir
Manner, fur Frauen, aber eben auch fir Personen,
die sich keinem der beiden genannten Geschlech-
ter zuordnen lassen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das Personenstandsrecht wiederum ist keine blo-
Re Formalie, sondern beschreibt die Stellung einer
Person innerhalb der Rechtsordnung. Das Perso-
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nenstandsrecht verlangt bisher einen Geschlechts-
eintrag, ermdglicht jedoch einer bestimmten Grup-
pe in unserer Gesellschaft keinen positiven Ein-
trag, der ihrem Geschlecht entspricht. Das, liebe
Abgeordnete, ist diskriminierend, das verdrangt ei-
ne Gruppe von Menschen aus der 6ffentlichen
Wahrnehmung und marginalisiert die geschlechtli-
che Vielfalt, die es real in der Gesellschaft gibt,
und deswegen begriiRen wir als SPD-Fraktion die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
ausdrucklich.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Jens Meyer FDP)

Auch wenn ich in der Sache und im Ergebnis sehr
glucklich Uber die Entscheidung aus Karlsruhe bin,
macht es mich als Abgeordnete nachdenklich. Zum
wiederholten Mal haben wir Politikerinnen es nicht
selbst geschafft, eine Diskriminierung von Perso-
nen im deutschen Recht zu beseitigen, sondern
wieder einmal mussten die Bundesverfassungs-
richterinnen unseren Job machen. Das, liebe Kolle-
ginnen, sollte uns zu denken geben. Aber auch
wenn es sich hier um Bundesrecht handelt, méchte
ich auch in diesem Haus einmal an alle Kollegin-
nen appellieren, besonders auf der rechten Seite
des Hauses, die aber leider erwartungsgemaf ge-
rade nicht so zahlreich vertreten sind. Ich méchte
Sie trotzdem auffordern, ...

(Dirk Kienscherf SPD: Doch, Kalli ist da, der
Frauenbeauftragte!)

— Herr Warnholz ist da, das freut mich.

Ich méchte Sie auffordern, die Belange von LSBTI
kiinftig nicht mehr als belangloses Nischenthema
abzutun, sondern gemeinsam fiir die Gleichstel-
lung von Lesben, Schwulen, Bi-, Trans- und Inter-
sexuellen zu streiten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch der haufig zu hérende Verweis darauf, dass
es ja nun wirklich wichtigere Probleme gebe, ist
fehl am Platz. Aus der Perspektive eines nicht un-
mittelbar Betroffenen lasst sich natirlich immer
leicht darauf verweisen, dass es Wichtigeres gibt.
Aber ich moéchte mir den Aufschrei meiner mannli-
chen AfD-Kollegen gar nicht vorstellen, wenn sie
sich nicht einmal als Manner im Personenstandsre-
gister eintragen lassen kdénnten. Die Diskriminie-
rung von gesellschaftlichen Gruppen ist immer ein
relevantes Thema, egal wie grof} diese Gruppe ist,
und wir als Rot-Griin stehen mit aller Konsequenz
gegen jede gruppenbezogene Ausgrenzung.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Jens Meyer FDP — Dirk Kienscherf SPD:
Richtig!)

In Hamburg haben wir als rot-griine Koalition das
Thema schon langer auf der Agenda. So ist die
Anerkennung der Vielfalt sexueller und geschlecht-
licher Identitdten und deren Abbildung im staatli-

chen Handeln immer wiederkehrendes Motiv unse-
res Landesaktionsplans fir Akzeptanz geschlecht-
licher und sexueller Vielfalt mit seinen elf Hand-
lungsfeldern und 90 Einzelmalinahmen.

Mit dem heutigen Antrag senden wir ein starkes
Signal nach Berlin und fordern unsere Kolleginnen
auf Bundesebene nachdricklich dazu auf, dem
Auftrag des Bundesverfassungsgerichts nachzu-
kommen und ein diskriminierungsfreies, verfas-
sungskonformes Personenstandsgesetz zu erlas-
sen. Wenn nétig, tun wir das auch durch eine Bun-
desratsinitiative.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es wird im Bund unter Einbeziehung der unter-
schiedlichen Experten noch zu diskutieren sein, ob
ein drittes Geschlecht, wie etwa inter/divers, im
Personenstandsgesetz eingefihrt wird oder ob in
Zukunft insgesamt auf einen Geschlechtseintrag
verzichtet werden kann. Wichtig ist aber in allerers-
ter Linie, dass wir in diesem Jahr noch ein Perso-
nenstandsrecht bekommen, das Menschen, die
sich weder dem mannlichen noch dem weiblichen
Geschlecht zuordnen lassen, nicht mehr ausgrenzt
und das endlich der realen Vielfalt geschlechtlicher
Identitat gerecht wird. Daflir stehen wir als rot-gru-
ne Koalition in Hamburg und dafir bitte ich Sie um
Zustimmung zu diesem Antrag.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ein letzter Punkt: Den Zusatzantrag der LINKEN
werden wir in diesem Fall ablehnen, weil er in vie-
len Punkten unserem Antrag entspricht und wir al-
lerdings zunachst die Arbeit auf Bundesebene ab-
warten wollen, bevor wir in letzter Konsequenz
auch eine Initiative im Bundesrat in Betracht zie-
hen. — Ich bedanke mich.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Jens Meyer FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Seelmaecker von der CDU-Fraktion.

Richard Seelmaecker CDU:* Vielen Dank, Frau
Prasidentin. — Meine Damen und Herren, liebe Kol-
legen! Um es vorwegzunehmen und kurz zu ma-
chen: Wir stimmen dem Antrag zu.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Das ist ganz vernlnftig. Sie haben es richtig ge-
sagt: Es ist Uberfallig. Ich wirde das Bundesver-
fassungsgericht diesbeziiglich eher loben und wiir-
de auch die Gewaltenteilung an der Stelle positiv
hervorheben, weil manchmal bei uns in der Gesell-
schaft eben Dinge ihre Zeit brauchen und die Ein-
sicht nicht in der breiten Gesellschaft ankommt,
wie sie es manchmal tun sollte. Das haben wir ge-
sehen in vielen Dingen. Wenn ich Uberlege, ich bin
1973 geboren — zu der Debatte davor hatte ich es
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mit angefiihrt, aber es passt hier genauso gut da-
zu —, zu dem Zeitpunkt, als ich geboren wurde,
hatte meine Mutter noch die Einwilligung meines
Vaters zur Unterschrift eines Arbeitsvertrages ge-
braucht. Kann man sich heute kaum noch vorstel-
len. Insofern finde ich, dass dieser Wandel in der
Gesellschaft heute immer schneller geht. Es wird
insofern besser und auch an dieser Stelle ist das
ein richtiger und guter Schritt.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und bei Jens Meyer FDP)

Es sind Petita hier in dem SPD-Antrag, die sind
richtig, der Bezug auf die MalRnahme, und dass die
Fachbehérden hier mit einbezogen werden, ist
auch richtig. Die Angst, dass wir es nicht rechtzei-
tig schaffen, habe ich weniger, denn der Staatsse-
kretar Ralf Kleindiek ist damit befasst gewesen.

(S6ren Schumacher SPD: Guter Mann!)
— Ich hoére "Guter Mann!".

Es gibt insofern schon fertige Entwirfe, zwei
Stuck, die in den Ministerien liegen. Die befinden
sich in der Endabstimmung. Herr Kleindiek ist nun
gerade nach einer Cool-off-Phase von einer Wo-
che, glaube ich, zur Unternehmensberatung ge-
wechselt, aber die Entwirfe sind weiterhin da. In-
sofern wird es, glaube ich, kaum einer Bundesrats-
initiative bedirfen. Wir kdnnen aber gern unterstiit-
zen und sollten das auch tun, weil es naturlich vie-
le praktische Fragen mit sich bringen wird, also
nicht nur, wie wir das Gesetz ausgestalten — das
ist wahrscheinlich relativ klar —, sondern wie dann
in Zukunft mit den praktischen Fragen umzugehen
sein wird. Wenn Sie dann im Pass drinstehen ha-
ben "diverse" und Sie wollen in die USA einreisen,
dann frage ich mich, ob die USA Sie reinlassen.
Da habe ich heute so meine Zweifel. Das sind
praktische Fragen, die es zu beantworten gilt, und
das wollen wir dann gern tun. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD, den GRUNEN und der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Miller von der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die Vorredner haben ja schon
deutlich gemacht, dass Karlsruhe hier wirklich ein
sehr wegweisendes Urteil im letzten Jahr gefallt
hat, und ich glaube, dass jetzt gerade in Berlin in
den Ministerien auch angekommen ist, mit was flr
Uberlegungen auf einmal Menschen in den Minis-
terien konfrontiert sind: Wie machen wir das jetzt?
Wir haben deswegen gesagt, wir warten einen Ent-
wurf ab. Der muss bis Ende dieses Jahres vorlie-
gen. Wir haben aber, weil die Federfihrung beim
Innenministerium liegt, berechtigte Sorgen,

(Hansjorg Schmidt SPD: Das Mannerminis-
terium!)

dass das neue Ministerium vielleicht, sagen wir
einmal, eine Version ausspuckt, die unter dem ist,
was Karlsruhe sich vorgestellt hat. Wenn unsere
Sorgen nicht berechtigt sind, freuen wir uns hier al-
le im Hause, jedenfalls die meisten. Wir werden
das beobachten, wir werden es begleiten, deswe-
gen haben wir es als Option festgehalten. Aber es
ist auch richtig: In Hamburg waren wir immer dieje-
nigen, die in der Bundesrepublik gern gesagt ha-
ben, das ist ein wichtiges Thema. Da bleiben wir
auch dran, da flihlen wir eine Mitverantwortung in
der bundesgesetzlichen Ausgestaltung. Und das
sollte dieser Antrag hier auch sehr deutlich ma-
chen.

Wir haben natirlich auch eine Verantwortung hier.
Die Kollegin hat es eben gesagt: Wir haben einen
Aktionsplan einstimmig verabschiedet in diesem
Haus. Auch unsere Verantwortung in dieser Stadt
missen wir wahrnehmen und wir werden auf ver-
schiedenste Weise auch im Alltag immer wieder
darauf hingewiesen. Sei es, dass jetzt auch unsere
Toiletten unisex sind, die die Stadtreinigung sozu-
sagen auf den Weg bringt, weniger wegen des Ur-
teils in Karlsruhe — die waren auch schon vorher
konzipiert —, sondern weil man einfach auch vor
diesem Hintergrund sich sehr bewusst dazu ent-
schieden hat.

Ja, meine Damen und Herren: ein wichtiges Urteil,
insbesondere fir die Betroffenen. Wir werden noch
eine Anhorung haben im Ausschuss flir Wissen-
schaft und Gleichstellung zu diesem Thema vor
der Sommerpause. Damit sind viele in dieser Stadt
arbeitenden Menschen, auch im UKE, beschaftigt.
Der Alltag der betroffenen intersexuellen Men-
schen ist oft ein sehr schwieriger. Wir wollen dieser
menschlichen Verantwortung, die oft in den Famili-
en bleibt, hier auch durch diese Anhérung gerecht
werden, uns diese Problematik anhéren und
schauen, was wir auf Hamburger Ebene schon
leisten kdnnen daflr. Umso wichtiger ist, dass der
Bundesgesetzgeber hier seine Aufgaben erfilllt,
damit wir in den Landern in Zukunft mit dem The-
ma gut umgehen kdnnen. Und, Herr Seelmaecker,
ich wirde mich sehr freuen, wenn Ihre Fraktion in
der Fraktionsgemeinschaft mit der CSU darauf
achtet, dass hier nicht mit Blick auf die Bayernwah-
len ein Gesetzentwurf aus dem Bundesinnenminis-
terium kommt, sondern dass man sagt, wir haben
Respekt vor dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts, wir setzen es 1:1 um. Das ware der Wunsch
der GRUNEN Fraktion. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Ozdemir von der Fraktion DIE LINKE.
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Cansu Ozdemir DIE LINKE: Frau Présidentin,
meine Damen und Herren! Wir begriiRen auch den
Antrag der rot-griinen Koalition. Wir haben hier
noch einen Zusatzantrag gestellt und finden es
schade, dass Sie diesem Zusatzantrag nicht zu-
stimmen mdchten. Wir werden lhrem Antrag zu-
stimmen. Ich mdéchte lhnen aber einmal kurz erldu-
tern, welche Punkte uns einfach noch einmal wich-
tig waren, die wir hier mit diesem Zusatzantrag ein-
gebracht haben. Es geht zum einen um das Ver-
fahren der Gesetzesneuregelung, dass dieses Ver-
fahren auch transparent vollzogen wird und eben
nicht wieder in Fremdbestimmung mindet. Und es
ist uns einfach auch sehr, sehr wichtig, dass die
Menschen in diesen laufenden Prozess der Bera-
tung einbezogen werden, intensiv einbezogen wer-
den. Wir sehen da einfach eine Leerstelle in lhrem
Antrag und haben deshalb in diesem Zusatzantrag
auch die sogenannte dritte Option unter Mitwirkung
von Interessenvertretungen von intergeschlechtli-
chen Menschen und Menschen mit Transhinter-
grund oder transgeschlechtlichen Menschen gefor-
dert. Dementsprechend denken wir, dass eben
auch mit dieser Mallnahme 4 im Aktionsplan flr
Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller Vielfalt
auch diese verbunden werden muss und keine Be-
schlisse gefasst werden sollten ohne die Einbezie-
hung der Menschen, die betroffen sind. Wir wirden
uns auch einen Zwischenbericht winschen, in dem
ein Zwischenstand berichtet wird, der berichtet
Uber den Prozess vor der Einflihrung, wahrend der
Einfihrung und den Prozess danach, damit zeit-
nah von uns interveniert werden kann, wenn es
denn sein muss. Des Weiteren sind wir der Auffas-
sung, dass auch die transgeschlechtlichen Men-
schen hier berlcksichtigt werden missen und
auch die Moglichkeit haben miussen, ihr Ge-
schlecht eintragen zu lassen, und dieser Weg flhrt
dann eben auch Uber eine Bundesratsinitiative. Da
sind also noch Moglichkeiten, die ausgeschopft
werden koénnen, und deshalb bitten wir Sie auch,
unserem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Meyer von der FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Nach der Auf-
hebung des Paragrafen 175 Strafgesetzbuch im
Jahre 1994, der Gleichstellung von eingetragenen
Lebenspartnerschaften mit der Ehe fir alle im letz-
ten Jahr, folgt nun die Anderung des Personen-
standsrechts. Damit erweist sich das Bundesver-
fassungsgericht ein weiteres Mal als Politikbe-
schleuniger, und das ist, um den ehemaligen Re-
gierenden Birgermeister Berlins, Klaus Wowereit,
zu zitieren, auch gut so.

Was die meisten von uns niemals im Leben betrifft,
ist fir wenige Menschen eine fundamental wichtige

Frage, namlich diejenige, welchem Geschlecht sie
angehdren — fir Eltern, die ein Kind mit uneindeuti-
gen Geschlechtsmerkmalen zur Welt bringen, ver-
mutlich genauso schwer zu beantworten wie fir
junge heranwachsende Menschen, die sich auch
wahrend oder nach ihrer pubertdren Entwicklung
als junge Erwachsene weder dem einen noch dem
anderen Geschlecht zugehorig fiihlen. Und auch
wenn es prozentual nur wenige betrifft, so sind in
absoluten Zahlen gemessen in Deutschland Gber
100 000 intersexuelle Menschen betroffen. Man-
che davon neigen zum mannlichen, andere zum
weiblichen Geschlecht und kdnnen eine Zuord-
nung treffen. Andere aber méchten oder kénnen
diese Klassifizierung eben nicht vollziehen. Die
Einfihrung eines dritten Geschlechtseintrags ist
daher eine Chance, keine Festlegung treffen zu
mussen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Den Skeptikern, die sich womdglich noch nach mir
zu Wort melden, sage ich schon jetzt: Haben Sie
keine Angst, die Anderungen im Personenstands-
recht schaden niemandem, nitzen Betroffenen
aber erheblich und tragen zu Toleranz und Selbst-
bestimmung bei, die unsere Gesellschaft heute n6-
tiger hat denn je.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD, den GRUNEN und der LINKEN)

Eine freie demokratische Gesellschaft zeichnet
sich schliefllich dadurch aus, wie sie mit Minder-
heiten umgeht. Es erflllt mich daher mit Freude,
dass das Bundesverfassungsgericht mit seinem
Urteil einer Stigmatisierung intergeschlechtlicher
Menschen entgegentritt und einen Paradigmen-
wechsel einleitet. Bei allem Verstandnis fiir Eltern,
die sich fur rosa oder hellblau entscheiden mdch-
ten: Geschlechtsanpassende Operationen, die
nicht medizinisch indiziert sind, sollten niemals oh-
ne Einwilligung der betroffenen Person durchge-
fuhrt werden.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD, den GRUNEN und der LINKEN)

Das gilt im Ubrigen auch fiir religids motivierte Be-
schneidungen, die in unserem Land unverstandli-
cherweise leider immer noch durchgefiihrt werden
dirfen. Ich bin gespannt, ob Frau Merkel und Herr
Scholz in ihrer GroKo dieses Unrecht beenden
oder weiterhin der Kérperverletzung von wehrlosen
Kindern tatenlos zusehen, aber das ist ein anderes
Thema, ein leidiges Thema.

Wir Liberale begriften das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts und stimmen in diesem Falle
dem Antrag der Regierungsfraktionen zu. Im Hin-
blick auf eine bundeseinheitliche Eintragungspraxis
muss Hamburg allerdings in Abstimmung mit den
anderen Bundeslandern entscheiden, ob die Neu-
regelung durch Streichung oder Erganzung des
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dritten Geschlechts in standesamtlichen Urkunden
vollzogen wird. Der Antrag der LINKEN trifft hierzu,
wie so oft, schon wieder Vorfestlegungen, denen
wir ohne einen fachlichen Diskurs zum jetzigen
Zeitpunkt nicht zustimmen werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Farid Muller
GRUNE)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kruse von der AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Der Antrag
aus der Drucksache 21/12339 betrifft sehr, sehr
wenige Menschen, aber diese wenigen mdglicher-
weise individuell ganz betrachtlich. Schon bei ei-
nem solchen Satz muss ich vorsichtig formulieren,
weil ich mir Uberhaupt nicht sicher bin, ob ich das
tatsachliche Problem einzelner Menschen, die da-
von betroffen sind, und das Problem, was hinter
dem juristischen Problem liegt, wirklich verstanden
habe und in seiner Relevanz beurteilen kann. Aber
die AfD-Fraktion und ich personlich haben hohen
Respekt vor dem Bundesverfassungsgericht, und
wenn das sagt, so sollte es sein, dann verweigern
wir uns nicht und stimmen nicht gegen die Vorlage,
die hier heute zur Diskussion steht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter! In
der gemeinsamen Sitzung des Familien- und Sozi-
alausschusses am 22. Februar ist deutlich gewor-
den, dass im Senat nicht bekannt ist, was der Un-
terschied ist zwischen Intersexuellen und Transse-
xuellen. Das geht aus der Drucksache 21/11431,
Seite 31 hervor. Und aus dem Grunde mochte ich
einmal kurz einfach eine Definitionsbestimmung
geben: Intersexuelle, das sind alle, die sich nicht
als Manner oder Frauen definieren lassen. Das
heil3t, Manner sind solche, die einen mannlichen
Chromosomensatz, einen mannlichen Hormonsta-
tus, ein mannliches Genitale und ab der Pubertat
dann auch mannliche sekundare Geschlechts-
merkmale haben. Die Intersexuellen sind eben
nicht irgendwie ein diffuses Spektrum, sondern es
sind definierte Syndrome. Eins davon, das ich bei-
spielhaft nennen mdchte, sind die Personen mit
Turner-Syndrom. Die sehen zunachst einmal aus
wie Madchen, entwickeln dann aber wahrend der
Pubertat keine sekundaren Geschlechtsmerkmale
und bei der Untersuchung mit Ultraschall fallt dann
auf, dass nur rudimentéare Ovarien vorhanden sind.
Diese Personen werden dann fast alle auf eigenen
Wunsch mit Hormonen behandelt, sodass sie au-
Rerlich nicht von Frauen zu unterscheiden sind,

und die sind eigentlich dann ein ganz groRes Ar-
gernis fur Genderisten, weil sie biologisch ganz
klar intersexuell sind, aber sich nicht instrumentali-
sieren lassen. Sie bezeichnen sich auch ausweis-
lich der Website ihrer Selbsthilfegruppe als Frauen.
Sie sagen, dieses Syndrom kommt nur bei Frauen
vor.

Und jetzt kénnte ich noch Uber die anderen Syn-
drome sprechen. Es ist eben bei ganz vielen Inter-
sexuellen so, dass sie Uberhaupt nicht als interse-
xuell erkannt werden wollen und zumeist relativ
milde Behandlungsformen vorliegen, um auch die
aullere Form dem Mannlichen oder Weiblichen an-
zugleichen, und das wollen diese Menschen so
und sie wollen nicht instrumentalisiert werden. —
Vielen, vielen Dank.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senatorin Fegebank.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:*
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Sel-
ten haben wir so viel Einmutigkeit in diesem Haus
wie bei diesem Thema und das finde ich richtig
und gut. Denn es geht nicht um eine Laune oder
aktuellen Zeitgeist, sondern, und das haben alle
Rednerinnen und Redner aus dem Parlament ge-
sagt, es ist ein Urteil des Bundesverfassungsge-
richts, und es ist ein historisches Urteil, eine weg-
weisende Entscheidung und natirlich ein Meilen-
stein fir intergeschlechtliche Menschen, weil es
hier um das Recht geht, Personlichkeit frei zu ent-
falten und Individualitat selbstbestimmt entwickeln
zu kénnen. Und wir haben ja ...

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
— Danke.

Deshalb muss ich es auch gar nicht lang machen,
das ware ein bisschen Eulen nach Athen tragen.
Ich glaube, wir sind uns hier tatsachlich alle einig,
dass wir zum einen jetzt die Gesetzesausgestal-
tung uns genau angucken. Das wird auch unsere
Aufgabe hier aus Hamburg sein, weil wir in vielen
Fragen der Gleichstellung, die LSBTI-Fragestellun-
gen betreffen, aber auch andere, immer einen
Schritt vorangegangen sind und immer einen
Schritt weiter waren, sodass ich hier auch eine be-
sondere Aufgabe fiir uns — fiir das Parlament, aber
auch fur den Senat — sehe, die Entwicklung im
Bund ganz genau zu begleiten und gegebenenfalls
auch hier noch einmal aktiv zu werden. Und in der
Tat werden sich dann einige Fragen der prakti-
schen Ausgestaltung stellen. Da sind wir schon im
engen Austausch hier in Hamburg mit den Behor-
den. Da ist die Frage Personenstand, aber es wird
natlrlich auch bei Behdérdengangen, bei Formula-
ren und Dokumenten dann Antworten zu geben
haben, im Bereich der Krankenkassen et cetera.
Wir haben jetzt schon, auch durch den Aktions-
plan, viele Fragen aufgegriffen, einige Fragen anti-
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zipiert. Wir haben ein gutes Unterstitzungs- und
auch Hilfesystem. Sicherlich werden wir da an der
einen oder anderen Stelle noch einmal nachsteu-
ern mussen. Ich will nur sagen, wir sind hier schon
recht weit, und das hat auch immer dem Geist der
Stadt und auch dem Geist dieses Hauses entspro-
chen.

Auch ich muss sagen, ich finde es bedauerlich,
dass das Bundesverfassungsgericht uns, dem poli-
tischen Raum, hier wieder einen Schubs geben
musste. Ich glaube, wir zumindest sind hier alle
schon sehr viel weiter gewesen. Gerade diesem
Thema, das ja ein sehr privates auf der einen Seite
ist, kommt aber andererseits auch eine enorme po-
litische Bedeutung zu: eben die Chance, Ge-
schlecht neu zu denken und auch Lebensbedin-
gungen von Menschen jenseits der Geschlechter-
kategorie Frauen und Méanner zu verbessern. Das
ist in der Tat historisch. Ich habe mir einmal die
Mihe gemacht und geguckt, wann es das letzte
Mal tGberhaupt eine gesetzliche Regelung gegeben
hat zu Personen, deren Geschlecht nicht eindeutig
weiblich oder mannlich ist. Das ist seit 1875 das
Allgemeine Landrecht fur die PreuRischen Staaten
von 1794. Es war also damals seiner Zeit weit vor-
aus, denn es hatte Regelungen zur geschlechtli-
chen Einordnung von intergeschlechtlichen Men-
schen, und wenn Sie gestatten, zitiere ich einmal
daraus:

"Wenn Zwitter geboren werden, so bestim-
men die Aeltern, zu welchem Geschlechte
sie erzogen werden sollen. Jedoch steht ei-
nem solchen Menschen, nach zuriickgeleg-
tem achtzehnten Jahre, die Wahl frey, zu
welchem Geschlecht er sich halten wolle."

Hier steht zwar jetzt er, aber es ist wohl auch sie
oder eben die Kategorie, Uber die wir dann spre-
chen, gemeint.

Das heildt also, dass mit dieser Entscheidung der
Mensch wieder in den Mittelpunkt gestellt wird und
ihm genau die Chancen geboten werden, die sich
viele Intergeschlechtliche schon lange erhofft ha-
ben, namlich die Anerkennung des dritten Ge-
schlechts. Wir hoffen nun, dass die Bundesgesetz-
gebung bis Ende 2018 alles regeln wird. Die Berei-
che habe ich eben schon kurz angerissen: Auswei-
se, Krankenkassen, offizielle Bescheide. Ich freue
mich weiterhin auf die Auseinandersetzung und die
aktive Begleitung dieses gesamten Prozesses,
denn wir sind mit unserem Aktionsplan weit voran-
gegangen. Wir sind mit vielen anderen Fragen weit
vorangegangen. Wir haben schon eine gute Struk-
tur, die begleitet und unterstitzt, und das wird sich
hoffentlich auch im Arbeitsleben, im Bildungssek-
tor, in allen Einrichtungen, auch in der Altenpflege,
Uberall dort, wo Menschen sind, fortsetzen. Dann
bin ich sehr optimistisch, dass wir dieses wichtige
Thema in Hamburg auch gut weiterbewegt bekom-

men. Vielen Dank fir die Unterstlitzung aller Frak-
tionen hier dafir.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Jens Meyer FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kdénnen wir
zu den Abstimmungen kommen.

Wir beginnen sogleich mit dem Antrag der LINKEN
aus der Drucksache 21/12467.

Wer diesem Antrag zustimmen mdchte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist der Antrag mit Mehrheit
abgelehnt.

Nun zum gemeinsamen Antrag der Fraktionen der
SPD und GRUNEN aus der Drucksache 21/12339.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist einstimmig bei einigen Ent-
haltungen angenommen.

Dann bin ich lhnen noch ein Wahlergebnis schul-
dig, das Ergebnis der Wahl eines Mitglieds fiir den
Beirat fir politische Bildung. Auf Herrn Philipp
HeilBner entfielen 77 Ja-Stimmen, 20 Nein-Stim-
men, 12 Enthaltungen und eine unglltige Stimme,
insgesamt 110 abgegebene Stimmen und damit ist
Herr Philipp HeiBner zum Beiratsmitglied gewahlt
worden. — Herzlichen Glickwunsch.

(Beifall bei der CDU)

Dann kommen wir zum Antrag der CDU-Faktion:
Breitbandoffensive fir Hamburg.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Breitbandoffensive fiir Hamburg
— Drs 21/12315 -]

Hier ist auch beschlossen worden, diese Debatte
zu streichen. Wir kommen dann gleich zu den Ab-
stimmungen.

Wer nun die Drucksache 21/12315 an den Aus-
schuss fur Wirtschaft, Innovation und Medien Uber-
weisen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache uber
den Antrag der CDU-Fraktion aus der Drucksache
21/12315.

Wer diesen Antrag annehmen mdchte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist der Antrag mit Mehrheit
abgelehnt.
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Wir kommen zum Punkt 59 der Tagesordnung,
dem Antrag der CDU-Fraktion: Ein modernes Na-
turkundemuseum fur Hamburg.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Ein modernes Naturkundemuseum fiir Ham-
burg

— Drs 21/12316 -]

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:
Zukunftsperspektiven fiir
schaftlichen Sammlungen
— Drs 21/12472 -]

die naturwissen-

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/12472 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der GRUNEN
und der SPD vor. Den Hauptantrag mdchte die
CDU-Fraktion federfihrend an den Ausschuss fur
Wissenschaft und Gleichstellung sowie mitbera-
tend an den Kulturausschuss uberweisen. Die
FDP-Fraktion mdchte beide Drucksachen an die
genannten Ausschiisse Uberweisen. Auch dieser
Tagesordnungspunkt ist von der CDU-Fraktion als
Kurzdebatte angemeldet worden, sodass jeder
Rednerin und jedem Redner pro Debattenbeitrag
jeweils zwei Minuten Redezeit zur Verfugung ste-
hen. Wer wiinscht das Wort? — Herr Ovens von der
CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Heute vor 99 Jahren, und zwar
fast genau auf die Stunde — die Birgerschaft be-
gann damals um 14.30 Uhr, Tagesordnungs-
punkt 4 —, war die Griindung einer hamburgischen
Universitat. Heute, 99 Jahre spater, haben wir er-
neut die Gelegenheit, mit einem mutigen, mit ei-
nem, ich will schon fast sagen, visionaren gemein-
samen Beschluss flir den vorliegenden CDU-An-
trag der Universitat Hamburg, aber nicht nur, son-
dern dem Wissenschaftsstandort Hamburg insge-
samt zu mehr Strahlkraft, aber vor allem auch zu
einem neuen Ort fir exzellente Forschung zu ver-
helfen. Daflir wollen wir heute werben.

(Beifall bei der CDU und der FDP und bei
Peter Lorkowski AfD)

Das ehemalige Naturkundemuseum der Freien
und Hansestadt Hamburg war die Nummer 2 auf
deutschem Boden fiir einen langen, langen Zeit-
raum, bevor es dem Zweiten Weltkrieg zum Opfer
fiel. Seitdem ist ein Grofiteil der zum Gluck erhal-
ten gebliebenen Exponate mittlerweile in Kellern
der Universitdt Hamburg ausgestellt — kein wirdi-
ger Platz sowohl fur die Forscherinnen und For-
scher an der Universitat, genauso wenig fur die
Hamburgerinnen und Hamburger oder fir die Gas-
te unserer Stadt, die diese Einrichtung besuchen
wollen.

2014 gab es deshalb einen ersten Impuls, die
Grindung des Centrums fir Naturkunde, das
CeNak. 2017, kurz vor Weihnachten, dann die
Grindung der Stiftung Naturkunde Hamburg, die
das Ziel verfolgt, ein neues Naturkundemuseum zu
schaffen, was tatsachlich an alte Traditionen an-
knlpfen kann. Es fehlt aber noch ein Gebaude, ob
neu gebaut oder alt, es fehlt eine Finanzierung, die
Méglichkeit des Bundes, sich hier zu engagieren,
sich zu involvieren, und es fehlt ein nachhaltiges
Betriebsmodell, das gefunden, geplant und erar-
beitet werden muss. Das ist unser Impuls heute,
denn wir sind in Sorge um die Wissenschaft. Herr
Dr. Tjarks — leider will er dieser Debatte offenbar
nicht folgen — sagte, er strecke der Opposition im-
mer die Hand aus, nur, wenn es einmal ernst wird,
dann zieht er die Hand zurick. Das ist namlich
wahrlich die griine Wissenschaftspolitik an dieser
Stelle.

(Beifall bei der CDU)

Herr Dr. Tschentscher hat bereits als Finanzsena-
tor gezeigt, dass er wahrlich kein Freund der Wis-
senschaft ist. Im Doppelinterview mit Wissen-
schaftssenatorin Fegebank sagte er, mehr Geld
gebe es nicht. Wir wollen heute einen Impuls ge-
ben, genau das zu andern. Wir bitten um Zustim-
mung fur unseren Antrag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP und bei
Peter Lorkowski AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tode von der SPD-Fraktion.

Dr. Sven Tode SPD: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Auf die Einzigartig-
keit dieser Sammlung zu einem Naturkundemuse-
um hat Herr Ovens bereits hingewiesen. Es ist ei-
ne auflergewdhnliche, eine besondere Sammlung
und das Besondere neben den vielen Exponaten,
die in vielen Bereichen einzigartig sind, ist, dass
Hamburgerinnen und Hamburger zu dieser Samm-
lung aktiv beigetragen haben. Es waren also Bur-
gerinnen und Birger, die diese Sammlung mit er-
stellt haben. Das Museum wurde 1943 bombardiert
und die Besténde sind teilweise aber bereits 1883
und 1907 ausgelagert worden. Wollte man also
dieses Museum wiederherstellen, Herr Ovens, wie
es in lhrem Antrag heif3t, wirde man dieses in der
Gesamtheit gar nicht haben, weil, wie gesagt, im
19. und Anfang des 20. Jahrhunderts ganze Be-
stdnde ausgelagert wurden. Man sieht also:
Manchmal sind es die Details, mit denen man sich
beschaftigen sollte, bevor man an die Umsetzung
geht.

2014 ist der vorige Leiter des gréRten Naturkunde-
museums Deutschlands in Berlin, Herr Professor
Glaubrecht, nach Hamburg gekommen und hat
hier das Centrum flir Naturkunde, was mitnichten
in Kellern sitzt, aufgebaut. Laut CDU-Antrag koénn-
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te man denken, es gabe Uberhaupt keine Samm-
lung. Nein, stattdessen gibt es 2 200 Quadratmeter
und ich darf Ihnen sagen, dass ich mit meinem
Kollegen Herrn Stoberock und vielen Blrgerinnen
und Birgern aus Hamburg diese Ausstellungsfla-
che besucht habe. Sie kédnnen sich dort fihren las-
sen, Sie kénnen dort Exponate anfassen, Sie kon-
nen sich Uber diverse Sachen informieren, Sie kon-
nen in die Sammlung gehen. Es ist also keinesfalls
so, dass es Uberhaupt nichts gabe.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Tode, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Ovens?

Dr. Sven Tode SPD: Nein.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Herr Ovens, tut
mir leid.

Dr. Sven Tode SPD (fortfahrend): Insgesamt ist es
also so, dass wir nicht wissen, ob wir das als Mu-
seum haben wollen. Wollen wir es vielleicht eher
als wissenschaftliche Einrichtung haben? Ich bin
etwas verwundert, dass der Kollege Kleibauer mit
auf dem Antrag steht, denn wir kdnnen heute im
"Hamburger Abendblatt" lesen, dass es um
100 Millionen Euro geht. 100 Millionen Euro sind
so viel, wie die kunstlerischen Hochschulen, die
TU Hamburg und die HCU zusammen als jahrliche
Zuweisung bekommen. Also wir reden hier nicht
Uber irgendwelche Peanuts, sondern wir sollten
uns erst einmal Uber die Finanzen einigen

(Dirk Kienscherf SPD: Genau! Richtig!)

und sehen, welche Mdglichkeiten es gibt. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Gégge von der GRUNEN Fraktion.

René Gogge GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Hamburg ist eine Wissen-
schaftsstadt und an diesem Status wollen und wer-
den wir ohne Pause weiterarbeiten. Auch das
CeNak ist natlrlich ein Ort exzellenter Wissen-
schaft. Daflir hat Professor Glaubrecht mit seiner
Arbeit in den letzten Jahren gesorgt und ihm ge-
buhrt unser Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Andererseits haben wir heute schon gehort, dass
nur ein kleiner Teil der exzellenten Sammlung ak-
tuell fur die Offentlichkeit zuganglich ist, und das ist
tatsachlich sehr schade. Ich habe kurzlich das
CeNak besucht und war dort auch fasziniert, will
ich sagen. Naturlich sind tote Tiere in Formaldehyd

auf den ersten Blick nicht besonders sexy, aber
wenn man dann weil}, dass die Wissenschatftlerin-
nen und Wissenschaftler am CeNak daraus zum
Beispiel die klimatischen Veranderungen in ver-
schiedenen Regionen Uber die Zeiten ablesen kon-
nen, dann versteht man so langsam die Bedeutung
dieser Einrichtung. Das Zoologische Museum ver-
mittelt dann auch anschaulich, wie sich Artenviel-
falt verandert und welchen Einfluss das auf uns
Menschen hat. Wir wollen die hochkaratigen
Sammlungen tatsachlich auch aus den Kellern ho-
len und der Offentlichkeit zuganglich machen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir wollen nationale und internationale Kooperati-
onsprojekte in der Forschung ermdglichen. Dafir
muss mit geeigneten Partnern Uber konkrete Per-
spektiven fir das Kompetenzzentrum gesprochen
werden und das passiert aktuell auch schon. Klar
ist, dass es dabei auch um Geld gehen wird. Ziel
des Senats und dieser Koalition ist, den naturwis-
senschaftlichen Sammlungen eine optimale Zu-
kunft zu ermoglichen. Dazu gehdren eine solide fi-
nanzielle Grundlage und ein kluges, mit allen Ak-
teurinnen und Akteuren abgestimmtes Konzept.

(Glocke)

Vizepréasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Gogge ...

René Gégge GRUNE (fortfahrend): Danke, nein.

"Die Zeit ist die wichtigste Zutat im Rezept
des Lebens."

Das hat passenderweise Charles Darwin gesagt
und das stimmt auch hier. Lassen Sie uns die Pla-
nung mit der gebotenen Seriositdt und Offenheit
und ohne Vorfestlegung angehen. Bitte stimmen
Sie dem Antrag von SPD und GRUNEN zu. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Frau Prasidentin! Ich freue mich, dass die CDU
diesen Antrag eingebracht hat. Das freut mich be-
sonders deswegen, weil die CDU ansonsten leider
schon einmal das Problem gehabt hat, dass sie im
Zusammenhang mit Altona ein Museum schlielRen
wollte, was auch einen naturkundlichen Zusam-
menhang hatte. Daraus gelernt zu haben, die Idee
zu haben, dass wir eigentlich mehr und kraftigere
Museen in dieser Stadt brauchen, finde ich toll. Ich
finde es zweitens toll, dass das Zoologische Muse-
um sehr gern angenommen wird, unter anderem
auch deswegen, weil es einen freien Eintritt hat,



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 74. Sitzung am 28. Marz 2018 5541

(Norbert Hackbusch)

weil es eine gute Moglichkeit ist, gerade im Zusam-
menhang mit Kindern, da vorbeizugehen. Es zeigt
auch, dass wir in dieser Stadt unbedingt ein sol-
ches Museum und eine solche Entwicklung brau-
chen. Ich merke, dass das auch innerhalb der
Fraktionen, die den Senat tragen, angekommen
ist, allerdings so, dass es noch einmal ein Jahr
spater diskutiert werden soll.

(Zuruf von Dr. Sven Tode SPD)

Es ist mir nicht so recht klar, warum das gesche-
hen soll. Warum soll man nicht alle seriésen Pla-
nungen, die in diesem CDU-Antrag noch nicht ent-
halten sind, beschliel3en, sondern das nur gemein-
sam angehen? Warum soll man nicht diese scho-
nen seriésen Planungen gemeinsam mit der Bir-
gerschaft machen, im Kulturausschuss und im
Wissenschaftsausschuss besprechen? Das ware
eine seridse Art und Weise, mit uns, mit dem Par-
lament, umzugehen. Leider machen Sie das nicht,
das kennen wir von lhnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber ich freue mich trotzdem, dass wir das mit et-
was Zeitverzégerung dann doch hier besprechen
werden, und ich werde Herrn Ovens darin dann
gern unterstitzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Meyer von der FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Auch wenn der
Gedanke eines naturkundlichen Museums fur
Hamburg nicht sehr neu ist, so ist er dennoch aktu-
ell. Vor gut einem Jahr hatten wir Freie Demokra-
ten in einer SKA die Realisierbarkeit eines Natur-
kundemuseums hinterfragt. Vieles war damals
noch ungeklart, sodass der erneute Aufschlag der
CDU nun zur richtigen Zeit das Thema wieder auf
den Tisch legt. Die hochste Ehrung hat der Antrag
schon erfahren, denn er wurde mit einem Zusatz-
antrag von Rot-Griin gekontert. Bravo, mehr geht
eigentlich nicht.

Hamburgs naturkundliche Sammlungen sind ein
kultureller sowie naturwissenschaftlicher Schatz,
der der Offentlichkeit zugangig gemacht werden
muss. Die Grindung der Stiftung Naturkunde
Hamburg bereits 2017 ist dafiir ein wichtiger und
vielversprechender Grundstein gewesen. Ein
modernes, multimediales Museum muss der An-
spruch sein, um Kultur, angewandte Forschung
und Offentlichkeit zu einem lebendigen Miteinan-
der zu fihren. Den Finanzierungsvorbehalt, der
den rot-griinen Zusatzantrag kennzeichnet, misste
ein frisch gewahlter Birgermeister, der eben noch
Finanzsenator war, eigentlich leicht ausrdumen
kénnen. Aber er ist schon verschwunden, kaum
gewabhlt, schon ist er wieder weg.

(Dirk Kienscherf SPD: Der muss arbeiten!)
- Ja.

Ein BegriRungsprasent ware der Freien und Han-
sestadt in jedem Fall angemessen. Blirgermeister
Tschentscher — Frau Fegebank, vielleicht richten
Sie es ihm aus —, bereichern Sie mit lhrem Ge-
schenk, das wir dankend annehmen wirden, die
Kulturlandschaft unserer Stadt und machen Sie
Hamburg mit einem Naturkundemuseum noch in-
teressanter.

(Beifall bei der FDP)

Jeder Bilrgermeister braucht schliel3lich seinen
Leuchtturm. Nach Oles Elbphilharmonie und Olafs
Elbtower ist nun Peters Naturkundemuseum ge-
fragt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Birgit Stover
CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Professor Kruse fiir die AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Die CDU for-
dert ein modernes Naturkundemuseum fir Ham-
burg und dem stimmen wir naturlich gern zu. Gut
prasentierte Naturkundemuseen sind ein Genuss
im Erleben und ein Quell von Informationen und
Verstandnis fir viele Menschen und gerade auch
fur viele junge Menschen, flir Schiler und auch fir
Kinder, wenn man das entsprechend prasentiert.
Daruber ist heute schon einiges gesagt worden.
Aber man sollte bewusst in Betracht ziehen, dass
ein Naturkundemuseum beides sein kann, sowohl
ein Ort der Forschung und der Prasentation von
Forschungsergebnissen als auch eine Attraktion
flr jedermann, also gewissermalien eine Attraktion
auch fur Touristen in Hamburg. Das sollte man im-
mer in Betracht ziehen; das ist aber eine Frage der
Qualitat der Prasentation. Ich bin sehr zuversicht-
lich, dass Hamburg, wenn es ein neues Museum
bekommt, in dieser Hinsicht auch Gutes leisten
wird.

Ich finde, dass die CDU einen guten Antrag vorge-
legt hat, wenn naturlich auch bei der Finanzierung
noch die eine oder andere Frage offen ist — Herr
Ovens, das ist sicher so —, aber im Prinzip geht er
in die richtige Richtung. Ich denke, dass eigentlich
auch die Regierungsfraktionen von SPD und GRU-
NEN dem zustimmen kénnen/missen. Aber das
Typische an dieser Debatte ist wieder einmal, dass
genau das nicht passiert. Fir die Machtigen in
Hamburg, also SPD und GRUNE, kommt es offen-
bar nicht in Betracht, einem Oppositionsantrag zu-
zustimmen. Stattdessen stellen Sie einen eigenen
Zusatzantrag — na ja, ich will den jetzt nicht inhalt-
lich gro bewerten, darin steht nicht furchtbar viel,
aber egal — und stimmen dann vermutlich den
CDU-Antrag nieder. Man soll sich anschliellend



5542 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 74. Sitzung am 28. Marz 2018

(Dr. J6rn Kruse)

nur nicht Uber die mangelnde Akzeptanz von Par-
teien und Politikern in der Offentlichkeit wundern. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter! Ich
mochte hier drei wichtige zusatzliche Argumente
fur das Naturkundemuseum nennen.

Erstens: die Evolutionslehre. Christliche Kreatio-
nisten werden heute ausgelacht. Ein anatolischer
Kreationist, der in seiner Heimat die Evolutionsleh-
re aus den Schulen verbannt hat, regiert heute
Uber DITIB in unsere Schulen hinein. Ein Evolutio-
neum koénnte hier ein Bollwerk gegen wissen-
schaftsfeindliche Agitation sein.

Zweitens: der Gedanke der Vergangenheitsbewal-
tigung.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das ist
doch vélliger Quatsch!)

Im Jahr 1730 wurde der gréfte und bis heute maf3-
gebende Taxonom aus Hamburg vertrieben, und
zwar weil Gewinnstreben und Borniertheit so grof3
waren, dass eine offensichtlich wahre Aussage des
jungen Carl von Linné, namlich, dass ein Praparat
einer siebenkopfigen Hydra eine geschickte Fal-
schung sei,

(Nebahat Giicli fraktionslos: Das war doch
ein Zitat!)

aus den genannten Griinden nicht akzeptiert wer-
den konnte und er deshalb aus Hamburg verjagt
wurde.

Drittens: Wie schon eben gesagt, gibt es keine
Zwitter. Vor 200 Jahren hat man das zwar so ge-
sagt, aber inzwischen hat ... Zwitter gibt es bei den
wirbellosen Tieren, bei den Pflanzen, bei den ho-
heren Wirbeltieren gibt es Pseudohermaphroditen
oder Intersex-Menschen, und zwar wahrscheinlich
mehr, als eben genannt worden sind. Das konnte
man in so einem Museum einmal so prasentieren,
dass es auch der Senat versteht. — Vielen Dank fir
Ihre Aufmerksamkeit.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich habe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kdnnen wir
zur Abstimmung kommen.

Wer also zunachst den CDU-Antrag aus der
Drucksache 21/12316 federfihrend an den Aus-
schuss fir Wissenschaft und Gleichstellung sowie
mitberatend an den Kulturausschuss Uberweisen
mdchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wer dann die Drucksache 21/12472 federfihrend
an den Ausschuss fir Wissenschaft und Gleich-
stellung sowie mitberatend an den Kulturaus-
schuss Uberweisen mdchte, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist auch dieses Uberweisungsbegeh-
ren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab und beginnen mit
dem Antrag der CDU-Fraktion aus der Drucksache
21/12316.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist mit Mehr-
heit abgelehnt.

Wir kommen dann zum gemeinsamen Antrag von
GRUNEN und SPD aus der Drucksache 21/12472.
Wer diesem folgen mdchte, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen zum Punkt 61, dem Antrag der Frak-
tionen von GRUNEN und SPD: Okologische Quali-
tat stadtischer landwirtschaftlicher Flachen flir Bo-
den-, Arten-, Gewasser- und Klimaschutz erhalten.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Okologische Qualitit stidtischer landwirt-
schaftlicher Flachen fiir Boden-, Arten-, Gewas-
ser- und Klimaschutz erhalten

— Drs 21/12340 -]

Auch diese Debatte ist gestrichen worden.

Wer nun dem Antrag der GRUNEN und der SPD
aus der Drucksache 21/12340 seine Zustimmung
geben mdchte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch
diejenigen, die stehen, dirfen sich gern an den Ab-
stimmungen beteiligen; das ware ein bisschen
Ubersichtlicher. Der Antrag ist dann mit Mehrheit
angenommen.

(Farid Mller GRUNE: Wir wiirden gern noch
nachtraglich Gberweisen!)

— Das ist natlrlich ein bisschen spat, das ist auch
hier nicht angekommen. Ich will aber trotzdem dem
Glick dieses Antrages nicht im Wege stehen.
Dann mussten Sie mir nur noch verraten, an wel-
chen Ausschuss Sie den Antrag gern Uberweisen
wirden; wir haben da ein paar zur Auswahl. — In
den Umweltausschuss. Also dann gilt es noch, ei-
ne Abstimmung in dem Punkt 61 der Tagesord-
nung zu dberstehen.

Wer den Antrag 21/12340, den wir eben mit Mehr-
heit beschlossen haben, nachtraglich an den Um-
weltausschuss Uberweisen mdchte, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
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Enthaltungen? — Damit hat der Umweltausschuss
einen Punkt mehr, den er beraten kann.

Punkt 63 und 64, Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Zeit zu handeln! Einflihrung einer Ausweis- und
Kennzeichnungsplicht von Polizeibediensteten, so-
wie Antrag der FDP-Fraktion: Individuelle Kenn-
zeichnungspflicht fur die Polizei bei geschlossenen
Einsatzen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Zeit zu handeln! Einfiihrung einer Ausweis- und
Kennzeichnungsplicht von Polizeibediensteten
— Drs 21/12342 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Individuelle Kennzeichnungspflicht fiir die Poli-
zei bei geschlossenen Einsétzen

— Drs 21/12343 -]

Ich verstehe nicht, dass so viele rausgehen. Diese
Debatte ist nicht gestrichen und deshalb mdchten
die Fraktionen der SPD und der GRUNEN beide
Drucksachen an den Innenausschuss Uberweisen.
Wer wiinscht nun das Wort? — Frau Schneider von
der Fraktion DIE LINKE.

Christiane Schneider DIE LINKE: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Wir sind dazu ge-
drangt worden, die Debatte wie die vielen anderen
Debatten zu streichen. Wir hatten das auch gern
gemacht, wenn der Antrag angenommen und
nachtraglich iberwiesen worden ware.

(Beifall bei der LINKEN — Lachen bei den
GRUNEN)

Wir wollen namlich eigentlich auer einer nach-
traglichen keine Uberweisung der beiden Antrage.
Wir halten die Frage, ob Hamburg endlich eine in-
dividuelle Kennzeichnung,

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

und zwar eine anonymisierte individuelle Kenn-
zeichnung auch bei geschlossenen Einsatzen ein-
fuhren soll, schon lange fur entscheidungsreif.

(Beifall bei der LINKEN und bei Ewald Au-
kes FDP)

Ich bin dartber erfreut, dass die Tatsache, dass
wir und die FDP nicht ganz identische, aber doch
ahnlich lautende Antrédge vorgelegt haben, auch
dazu gefiihrt hat, dass die Partei der GRUNEN
— Frau Gallina, Sie haben sich ja mehrfach in der
Offentlichkeit geduRert —, aufgeschreckt ist und
sich des Themas auch wieder in der Offentlichkeit
angenommen hat. Dass Sie heute in der "Hambur-
ger Morgenpost" die Pro-Position ziemlich ohne
Wenn und Aber vertreten haben, finden wir natir-
lich auch sehr gut und deswegen hatten wir eigent-

lich den Antrag, glaube ich, heute auch entschei-
den kdnnen. Wir LINKE stellen den Antrag auf Ein-
fihrung einer solchen Kennzeichnung zum vierten
Mal seit 2008. Ich will nicht die ganze Historie
nacherzahlen,

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

kann mir aber zwei Zitate aus der Blrgerschaftsde-
batte vom 8. Oktober 2009 nicht verkneifen. Da-
mals regierte Schwarz-Grin, die SPD war in der
Opposition. Der Innenausschuss hatte sich bei der
Debatte unseres ersten Antrags immerhin darauf
verstandigt — ich zitiere —:

"Mit dem Personalrat und den Gewerkschaf-
ten sollen Gesprache mit dem Ziel aufge-
nommen werden, auch bei geschlossenen
Einsatzen von Polizeikraften eine Regelung
zu finden, die die individuelle Identifizierbar-
keit ermoglicht und der notwendigen Firsor-
gepflicht gegeniber den Polizistinnen und
Polizisten gerecht wird."

Zitatende. Der Senat wurde entsprechend ersucht,
die Burgerschaft wurde dann einige Monate spater
durch den Préasidenten darlber unterrichtet, dass
Personalrat und Gewerkschaften die Zustimmung
versagt haben und der Senat das Thema damit als
erledigt abgehakt hatte.

In der Debatte sagte der damalige innenpolitische
Sprecher der SPD, Andreas Dressel — ich zitiere —:

"Ich will es einmal vorsichtig ausdricken.
Das Interesse der Polizeifiihrung, da etwas
weiterzugehen, ist in Kenntnis der dort han-
delnden Personen sicherlich unterdurch-
schnittlich ausgepragt. Insofern ist das The-
ma mit Sicherheit nicht vom Tisch."

Zitatende. Mit dem letzten Satz hat er ja recht be-
halten.

Die Kollegin Moller wertete in derselben Debatte
das Ergebnis etwas anders — Zitat —:

"Was mich bei diesem Thema freut, ist, dass
die Bundeslander Bremen und Berlin endlich
mitziehen. Dann sind wir namlich schon drei
Bundeslander, die das Thema Uberhaupt
bewegen. Hamburg ist noch dabei."

Zitatende. Das Protokoll vermerkt Heiterkeit bei der
SPD und der LINKEN. Aber die Kollegin hatte
ebenso recht wie zuvor Kollege Dressel. Wahrend
Berlin und Bremen und sechs weitere Bundeslan-
der die individuelle Kennzeichnungspflicht Iangst
beschlossen haben, bewegt Hamburg das Thema
immer noch und bewegt und bewegt und bewegt
und bewegt. Dabei tut, das sagen alle Erfahrun-
gen, eine anonymisierte Kennzeichnung zum Bei-
spiel in Gestalt eines Nummernschildes gar nicht
weh. Keine der aus Polizeikreisen geaullerten Be-
farchtungen ist in irgendeinem Bundesland einge-
treten.
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(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

Was ist also das Problem, das noch geldst werden
muss? Die beiden vorliegenden Antrage enthalten
zusammengefasst alle wesentlichen Argumente,
die ich hier nicht weiter ausfihren will. Wir werden
uns natirlich der Uberweisung auch nicht ver-
schlieRen, aber wir versprechen, dass wir uns nicht
damit abfinden werden, falls die Regierungsfraktio-
nen, deren Vertreterinnen und Vertreter 2009 im
Prinzip und eigentlich ihre Sympathie flr das Anlie-
gen angedeutet hatten, die Problematik aussitzen
wollen. — Schénen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Carl-Edgar
Jarchow FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Schumacher von der SPD-Fraktion.

Soren Schumacher SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Frau Schneider, Uber die
Kennzeichnungspflicht wird seit Jahrzehnten kon-
trovers und ziemlich emotional diskutiert. Die vor-
liegenden Antrage bieten also Anlass, sich erneut
mit dem Thema im Parlament auseinanderzuset-
zen, und es ist auch kein Geheimnis, dass wir bei-
de Antrage Uberweisen werden.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nein!)

Denn sie sind eben nicht identisch, sie sind vollig
anders in der Rechtsgrundlage zu finden. Deutsch-
landweit gibt es keine einheitliche Regelung zur
Kennzeichnungspflicht. So tragen in neun Bundes-
landern Polizistinnen und Polizisten Kennzeichen
und in sieben eben nicht. Vorreiter war schon 2011
Berlin, jlingst, am Jahresanfang hinzugekommen
ist das rot-schwarz regierte Mecklenburg-Vorpom-
mern. Was spricht eigentlich gegen oder fiir eine
Kennzeichnung? Lassen Sie mich einige Argumen-
te fir beide Seiten aufzahlen. Nur so wird ver-
standlich, dass wir hier weniger ideologisch oder
interessengepragt als sachlich diskutieren sollten.

Dafur spricht, dass Polizisten, die sich fehlverhal-
ten, einfacher zu identifizieren sind. Eine transpa-
rent auftretende Polizei starkt das Vertrauen der
Blrger genau in diese Polizei. Die Kennzeichnung
steht fir eine moderne und professionelle Polizei.
Aber es gibt eben auch wichtige Gegenargumente
und die sollte man sich wirklich auch zu Herzen
nehmen.

(Vizeprasident Dr. Kurt Duwe Ubernimmt
den Vorsitz.)

Polizistinnen und Polizisten sehen sich unter Ge-
neralverdacht gestellt und fiirchten um ihre Sicher-
heit und die ihrer Familien. Die Kennzeichnung ist
Ausdruck eines generellen Misstrauens gegen die
Polizei. Die Kennzeichnung ist unnétig, da die Poli-
zisten auch ohne individuelle Kennzeichnung
schon heute zu identifizieren sind.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Nein!)

Ich finde, dass wir beide Seiten in unserer Ent-
scheidungsfindung bericksichtigen mussen. Die
Uberweisung an den Innenausschuss gibt uns die
Mdoglichkeit, Experten anzuhoéren, die bereits Er-
fahrung mit der Kennzeichnung haben. Wichtig da-
bei ist mir, dass wir genau anhdéren und zuhdren,
wie es ist, mit einer Nummer im Einsatz herumzu-
laufen, wie die konkreten Erfahrungen der Polizei
in den Landern sind, aber auch diejenigen anzuho-
ren, die groRe Sorge haben mit den Fragen, wie
sich das Anzeigeverhalten gegenuber Polizistinnen
und Polizisten verandert hat. Gibt es konkrete Ge-
fahrdungen oder neue Ressentiments gegenliber
den Beamten? Klar ist auch, das zeigt diese De-
batte, dass sie in manchen Landern, aber auch,
wie Frau Schneider beschrieben hat, in Hamburg
sehr hart und kontrovers gefuhrt wurde. In man-
chen Landern aber auch eben nicht. Dort wurde
sachlich und abwéagend beraten. Rot-Griin in Ham-
burg wird diesen sachlichen Umgang mit diesem
Thema und den beiden Antragen gemeinsam mit
Ihnen im Ausschuss vorantreiben. — Vielen Dank
fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat nun
der Abgeordnete Gladiator fir die CDU-Fraktion.
Die Uhr musste erst einmal umgestellt werden.

Dennis Gladiator CDU:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren, meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Frau Schneider, nicht die Debatte hatten
wir streichen sollen, sondern beide Antrage hatten
wir streichen sollen, denn sie gehen in die vdllig
falsche Richtung.

(Beifall bei der CDU)

Fir die Kennzeichnungspflicht gibt es keine Not-
wendigkeit, sondern sie ist nur Ausdruck des Miss-
trauens gegeniiber unseren Polizisten, und das ist
das vollig Falsche und das Gegenteil von dem,
was unsere Polizisten brauchen. Sie brauchen und
vor allem sie verdienen Rickendeckung und Un-
terstitzung.

(Beifall bei der CDU)

Das Schlimme an den vorliegenden Antrégen ist
ja: Sie verzerren und verdrehen die Realitat vollig.
Wir haben namlich kein grundsatzliches Problem
mit Gewalt von Polizisten, sondern wir haben ein
Problem mit einer zunehmenden Gewalt gegen
Polizisten. Das ist die Realitat, um die wir uns kim-
mern mussen.

(Beifall bei der CDU)

Ich wirde mich freuen, wenn Sie sich gerade vor
dem Hintergrund des G20-Gipfels — und da haben
wir diese enthemmte Gewalt; wir haben Mordver-
suche, Toétungsversuche erlebt gegen Polizeibe-
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amte, die nach Hause verfolgt worden sind, an de-
ren Privatfahrzeugen Manipulationen vorgenom-
men worden sind — einmal mehr Gedanken da-
riber machen, wie Sie den Schwarzen Block kenn-
zeichnen koénnen, damit wir diejenigen von den
Strallen in die Gefangnisse kriegen, die hier Polizis-
ten angreifen und téten wollen, und sich nicht mit
der Kennzeichnungspflicht fiir Polizisten beschafti-
gen, sondern diese deutlich starker unterstiitzen.
Das ware namlich notwendig.

(Beifall bei der CDU — Sabine Boeddinghaus
DIE LINKE: Sie verrennen sich!)

— Nein, ich verrenne mich da nicht, liebe Kollegen
von der LINKEN.

Es sind insbesondere Linksextremisten, fiir die Po-
lizeibeamte legitime Ziele ihrer dummen und sinn-
losen Gewalt sind. Das ist die Wahrheit, die muss
man auch so benennen. Und sie werden dabei ja
auch unterstitzt. Sie werden dabei unterstiitzt von
Abgeordneten der Links-Fraktion,

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Was?)

also einer Fraktion, die heute die Kennzeichnungs-
pflicht fordert. Das, meine Damen und Herren, ist
wirklich eine Zumutung,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wo ist denn da
der Zusammenhang?)

und das kann so auch nicht stehen bleiben.
(Beifall bei der CDU)

Herr Dolzer sitzt in Ihren Reihen und Sie wissen,
wie er gegen Polizeibeamte hetzt und diese damit
zusatzlich in Gefahr bringt.

(Zurufe von der LINKEN)

Wir als Parlamentarier haben aber eine besondere
Verantwortung fiir den Schutz der Polizisten. Die
Polizisten sind in unserem Auftrag im Dienst und
wahrend wir hier nur Uber Krisen debattieren, sind
es die Polzisten, die drauf’en auf der Stralle zwi-
schen den Fronten stehen und die dort fiir uns alle
im wahrsten Sinne den Kopf hinhalten. Meine Da-
men und Herren, das verdient die volle politische
Ruckendeckung und kein rot-rot-griines Misstrau-
en.

(Beifall bei der CDU — Glocke)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Sehr geehrter Herr Gladiator, ich verstehe lhren
Ehrgeiz, aber ich mdchte Sie bitten, trotzdem das
Wort Hetze nicht in den Mund zu nehmen. Das ist
kein parlamentarischer Sprachgebrauch. — Vielen
Dank.

Dennis Gladiator CDU (fortfahrend):* Das akzep-
tiere ich natirlich und komme zu den drei Grin-
den, warum wir diesen Antrag ablehnen.

Erstens: Ich habe es gesagt, es gibt keine Notwen-
digkeit fir die Kennzeichnungspflicht, denn bisher
sind keine Verfahren gegen Beamte daran ge-
scheitert, dass deren Identitat nicht ermittelt wer-
den konnte. Das ist eine reine Phantomdebatte,
die niemandem nutzt, die aber grolen Schaden
anrichtet.

Das Zweite, das liest man in den Antragen: Die An-
tragsteller verdrehen das Urteil des EuGH so, wie
es ihnen politisch geféllt, denn Fakt ist, der Euro-
paische Gerichtshof fur Menschenrechte verlangt
eben keine Kennzeichnungspflicht fir Polizisten.
Wer das behauptet oder auch nur den Eindruck er-
weckt, der sagt schlicht die Unwahrheit. Und vdllig
absurd, liebe Kollegen der LINKEN, ist dann die
Behauptung, die Kennzeichnungspflicht sei ein Be-
kenntnis zu den Menschenrechten. Das ist wirklich
grober Unfug.

(Beifall bei der CDU)

Wer sich das Urteil anschaut, der wird feststellen,
da geht es um eine unzureichende Ermittlungsta-
tigkeit. Man hat nicht ausreichend Videomaterial
gesichtet und Personen befragt. Das Urteil geht
nicht zuriick auf eine fehlende Kennzeichnung.
Das muss man bitte auch zur Kenntnis nehmen
und darf das hier nicht verdrehen. Und dann wird
davon geredet, dass das staatliche Gewaltmono-
pol eine besondere Sorgfalt verlangt. Ja, natirlich
tut es das. Natirlich mussen Birger darauf ver-
trauen kdénnen, dass staatliches Handeln jederzeit
juristisch Uberprifbar ist, keine Frage. Das ist doch
gerade der Kern unseres Rechtsstaats. Genau das
ist aber heute schon der Fall, eben auch ohne die
Kennzeichnungspflicht, die wir deshalb auch nicht
brauchen.

Und der dritte Punkt: Unsere Polizisten brauchen
und verdienen Unterstiitzung. Bei den LINKEN
wundert es mich nicht, dass sie sich mit solchen
Phantomdebatten beschéaftigen, bei SPD und
GRUNEN aber schon, denn sie hatten eigentlich
einmal gesagt, sie wurden die Kennzeichnungs-
pflicht nur im Einvernehmen mit den Gewerkschaf-
ten einfiihren. Es ist hinlanglich bekannt, dass die
Polizeigewerkschaften die Kennzeichnungspflicht
ablehnen. Insofern gehdrt auch diese Debatte vom
Tisch. Herr Senator, Ihre Polizisten verdienen
einen Senator, der ihnen den Ricken starkt und
der ihnen nicht auf Verlangen der GRUNEN in den
Rucken fallt. Deswegen appelliere ich an Sie: Rau-
men Sie mit uns heute das Thema ab, die Kenn-
zeichnungspflicht in Hamburg darf nicht kommen.
Mit der CDU jedenfalls wird sie nicht kommen.

(Beifall bei der CDU und der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat die
Abgeordnete Mdller von der GRUNEN Fraktion.



5546 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 74. Sitzung am 28. Marz 2018

Antje Moller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich bin tatsachlich sehr froh, dass
wir zu diesem Thema hier noch einmal wieder so
eine schone, lebendige Debatte haben.

(Dirk Nockemann AfD: Herr Scholz ist nicht
mehr da und jetzt konnen Sie!)

— Ich glaube, die Debatte hatten wir auch fihren
kénnen, wenn Herr Scholz noch da gewesen ware,
Herr Nockemann. Da sind Sie vielleicht ein
bisschen, sagen wir einmal, noch rlckwartig in Ih-
ren Gedanken.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vielleicht ist auch Herr Gladiator riickwartig in sei-
nen Gedanken, denn dieses ein bisschen muffige
Bild vom Rechtsstaat, das Sie uns hier eben vor-
gestellt haben, ist, ehrlich gesagt, seit zehn Jahren
schon vorbei.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Wir haben mehrere Bundeslander, die Halfte aller
Bundeslander, die — auch unter Beteiligung der
CDU - die Kennzeichnungspflicht, die individuelle
Erkennbarkeit von Polizistinnen und Polizisten, im
Einsatz eingefiihrt haben.

(Dennis Gladiator CDU: Aber gerade wieder
abschaffen!)

Das ist gut so, das bewabhrt sich Gber die Jahre.
(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Was wir aber noch einmal klaren muissen — und
dazu taugt tatsachlich, weil wir da mehr Zeit ha-
ben, die Debatte im Innenausschuss sehr gut —,
das ist: Was wollen wir eigentlich? Aus lhrer Sicht
geht es darum, dass Polizistinnen und Polizisten
angeprangert werden sollen. Vorwuirfe sollen im-
mer wieder geaulert werden koénnen und dann
auch noch Polizistinnen und Polizisten im Dienst
verfolgt werden und Ahnliches.

(Dennis Gladiator CDU: Das wollen Sie,
nicht wir!)

Es geht um etwas ganz anderes. Es geht grund-
satzlich darum, dass Burgerinnen und Birger sich
in diesem unserem Staat nicht einem anonymen
Staat und auch nicht anonymen Vertreterinnen und
Vertretern des Staates gegeniibersehen, sondern
dass wir Transparenz brauchen im Umgang mitein-
ander.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Christiane
Schneider DIE LINKE)

Dieser — und deshalb sage ich, moderne — Ansatz
hat sich auch in einigen Landerpolizeien langst
durchgesetzt, blo3 in Hamburg nicht. Deshalb ist
das ein dickes Brett, Frau Schneider hat recht,
aber Schwarz-Griin hat nach dieser Debatte auch
nicht mehr lange gedauert.

(Dennis Gladiator CDU: Rot-Griin ist jetzt zu
Ende!)

Das will ich jetzt aber Uberhaupt nicht auf die heuti-
ge Zeit irgendwie Uberleiten, weil ich tatsachlich
glaube, dass wir in dieser Koalition, aber mdgli-
cherweise auch bei den Gewerkschaften — da will
ich Herrn Lenders gern ausnehmen — ein Stlick-
chen weiter sind.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD und der LINKEN)

Die Diskussion in den Gewerkschaften wird anders
gefuhrt. Sie kénnen sich mit der GDP aus anderen
Bundeslandern unterhalten, die sagt andere Dinge
als unsere hier. Das soll man den unterschiedli-
chen Landesverbanden ja auch zugestehen. Wir
werden diese Diskussion aufgreifen.

In Bezug auf das, was vorhin schon Uber den heu-
tigen Artikel in der "Hamburger Morgenpost" ge-
sprochen wurde: Es trifft nicht zu, dass noch nicht
auf die Gewerkschaften zugegangen wurde. Im
ersten Jahr dieser Koalition haben wir einen Ter-
minvorschlag angeboten, mihsam gefunden. Jetzt
sage ich einmal so: Der Zufall hat es wahrschein-
lich gewollt, dass alle drei Gewerkschaften an die-
sem Termin leider nicht konnten.

(Joachim Lenders CDU: Das ist doch
Quatsch!)

Dann kam G20, dann kamen viele andere Dinge ...

(André Trepoll CDU: Dann ist Ihr Terminka-
lender aber voll, wenn Sie nur einen Vor-
schlag machen kénnen!)

— Dann gab es wirklich volle Terminkalender bei
vielen Leuten, Herr Trepoll, so ist das nun einmal
im Leben, aber diese Legislaturperiode ist ja auch
noch nicht zu Ende.

Es gibt einen neuen Anfang. Es gibt, glaube ich,
auch einen guten Grund fiir einen neuen Anfang.

(Dennis Gladiator CDU: Aber Sie kennen die
Antwort doch schon!)

Die Variante, ob sich aufgrund der Aufklarung
durch den G20-Ausschuss nicht mdglicherweise
auch ein anderer Blick auf die Sinnhaftigkeit einer
individuellen Erkennbarkeit von Polizistinnen und
Polizisten ergeben kdnnte, lasse ich einmal offen.
Das konnte ja sein, und zwar ist das vollig unab-
hangig davon, dass jede Straftat gegentber Poli-
zistinnen und Polizisten verfolgt und aufgeklart wer-
den soll und dass wir das fir genauso notwendig
halten wie schlicht den Anspruch, dass Burgerin-
nen und Birger, wenn sie der Polizei gegenlber-
stehen, erkennen kdnnen, um wen es sich handelt.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Nebahat
Gucli fraktionslos)

Das ist ein Grundprinzip in dieser Gesellschaft und
das sollten wir auch hier durchsetzen. Ich finde
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(Antje Moller)

den Weg gut. Wir werden uns mit Expertinnen und
Experten sicherlich ausfuhrlich im Ausschuss be-
schaftigen und hoffen selbstverstandlich auf die
Bereitschaft der Polizeigewerkschaft — jetzt gucke
ich tatsachlich einmal in Richtung Herrn Lenders,
aber nur kurz —, sich auch mit uns in diese Diskus-
sion erneut zu begeben zehn Jahre spéater.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Guglu fraktionslos — Dennis Gladia-
tor CDU: Die Antworten kennen Sie doch
von beiden Gewerkschaften!)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
Herr Jarchow flr die FDP-Fraktion.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! In der Tat, es ist eine lebhafte
Debatte — gut, dass wir sie flhren. Ich weil} nicht,
wie oft wir sie noch fiihren mussen. Jetzt kommt
wieder eine Ausschussberatung. Wir haben es
schon sehr oft hier behandelt. Ich habe hier den
Antrag der GRUNEN aus dem Jahr 2011, jetzt ha-
ben wir 2018 und wir sind immer noch nicht weiter,
also machen wir einmal eine Uberweisung. Das ist
genau das, was wir nicht wollten, deswegen haben
wir Antrage gestellt und ich bin schon ein bisschen
erstaunt, lieber Kollege Gladiator, tber die Inter-
pretation, was uns denn motiviert, fir die Kenn-
zeichnungspflicht der Polizei zu sein.

(Dennis Gladiator CDU: Ging eigentlich in
die andere Richtung!)

— Ja, ich fuhlte mich aber auch ein bisschen ange-
sprochen.

Ich will das gar nicht alles auf DIE LINKE schieben,
ich nehme das ruhig auch auf meine Kappe. Mir zu
unterstellen, ich sei fir eine Kennzeichnungs-
pflicht, weil ich ein generelles Misstrauen gegen
die Polizei habe, finde ich, gelinde gesagt, abwe-
gig.

(Beifall bei der FDP, der SPD, den GRUNEN

und der LINKEN)

Viel mehr méchte ich dazu gar nicht sagen.

Eine chiffrierte individuelle Kennzeichnungspflicht
bei geschlossenen Einsatzen ist unserer Meinung
nach geeignet, die unterschiedlichen Interessen zu
vereinen — die unterschiedlichen Interessen, lieber
Herr Kollege. Sie wahrt die Personlichkeitsrechte
der Polizistinnen und Polizisten, ermoglicht Betrof-
fenen eine Identitatsfeststellung zum Zwecke der
Sachaufklarung und steht im Einklang mit der
Rechtsprechung des Européischen Gerichtshofs
fir Menschenrechte. Wir finden, das ist schon eine
Menge, was fiir eine solche Kennzeichnungspflicht
spricht.

(Beifall bei Mareike Engels und Anna Galli-
na, beide GRUNE)

Ich denke, gerade bei geschlossenen, bei grofl3en
Einsatzen, G20 war so ein Beispiel, wenn wir denn
die Bilder sehen, da hat die Halfte der Polizei diese
Kennzeichen, die andere hat sie nicht. Dann sollte
man sich vielleicht doch einmal bundesweit zu ei-
ner Regelung durchringen, finde ich. Es gibt ja
durchaus auch Bundeslander mit CDU-Beteili-
gung ...

(Zuruf: In NRW wird es gerade abgeschafft!)

— Das ist in der Tat richtig, das hatte ich jetzt hier
sogar gesagt.

Es sind namlich nur acht Lander und nicht neun,
weil Nordrhein-Westfalen sich da ausgeklinkt hat,
und wir bedauern, dass unsere Parteifreunde
— aber das ist in der FDP durchaus mdglich — da
anderer Meinung sind.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Aber Hes-
sen hat sie!)

Das Thema an sich ist nicht neu, die meisten Argu-
mente sind ausgetauscht und das haben wir hier
auch schon gemacht. Ich habe noch einmal ein Zi-
tat der Kollegin Mdller, die ich sehr schatze. Sie
hat schon vor einigen Jahren gesagt:

"Wohlgemerkt reicht es eben nicht, sich in
einer Legislaturperiode mit dem Thema zu
beschaftigen, dann festzustellen, dass es
auch in Hamburg massiven Widerstand der
Polizeigewerkschaften gibt, und dann in der
nachsten Legislaturperiode unter verander-
ten Mehrheiten zu sagen, dass uns das The-
ma jetzt nicht mehr interessiere und wir es
totschweigen."

Also wenn Sie einen Termin mit den Gewerkschaf-
ten in vier Jahren hatten, vielleicht schaffen Sie
dann noch einmal, einen zweiten hinzukriegen, zu
dem dann auch alle kommen. Wir wiirden sehr be-
grufRen, wenn es da einmal weitergehen wirde.

(Bei_fall bei der FDP, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Christiane Schneider DIE
LINKE)

Ich kirze es jetzt etwas ab, weil das meiste schon
gesagt worden ist. Wir halten eine Uberweisung an
den Innenausschuss, wie ich schon erwahnte, fir
wenig sinnvoll, weil diese Materie eigentlich schon
von oben bis unten diskutiert worden ist. Wir emp-
finden das als Zeitspiel, was da im Moment pas-
siert. Wir hatten es begrult, wenn einer der Antra-
ge angenommen worden ware. Wir finden auch,
dass — jedenfalls im Petitum des Antrags der LIN-
KEN - vieles zustimmungsfahig ist; fur uns ware
es das gewesen, genau wie bei unserem. Wir be-
dauern, dass das nicht der Fall war, und hoffen,
dass wir nicht noch weitere vier Male Uber dieses
Thema hier reden missen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der LINKEN)
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Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat Herr
Nockemann von der AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Antrdge auf Kennzeichnungspflicht fir Polizei-
beamte sind so falsch, wie in diesen Zeiten zuneh-
mender menschenverachtender, brutaler Gewalt
gegen Polizeibeamte nur etwas falsch sein kann.

(Kazim Abaci SPD: Das sagt gerade der
Richtige! — Zuruf von Gerhard Lein SPD)

— Herr Lein, da gibt es auch nichts zu lachen.

Die Angriffe auf Polizeibeamte und auch deren Pri-
vathduser nehmen zu. Private Carports werden in
Brand gesetzt mit der Gefahr, dass das Feuer auf
die Hauser der Polizeibeamten und auf deren Fa-
milien Ubergreift. Seitens der Antifa, seitens der
Geheimdienste der Antifa werden Namensregister
von Polizeibeamten gefiihrt. In Berlin sind Fotos
von Polizeibeamten durch die Antifa veroffentlicht
worden, die an der Hauserraumung beteiligt gewe-
sen sind. Sie erwarten doch nicht im Ernst, dass
die AfD-Fraktion irgendeinen Beitrag dazu leistet,
den Geheimdienst der Antifa auch noch zu muni-
tionieren?

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das er-
warten wir auch nicht, Sie kdnnen sich wie-
der setzen! — Zurufe von der LINKEN: Nee!)

Kommt doch Uberhaupt nicht infrage. Im Rechts-
staat muss staatliches Handeln, und das ist kor-
rekt, immer zuzuordnen sein. Regelwidriges Han-
deln von Staatsorganen muss auch sanktionierbar
sein. Eine gesetzliche oder sonstige Regelung
muss allerdings auch immer notwendig, muss auch
immer erforderlich sein. Aus tatsachlichen Grin-
den gibt es allerdings keine Notwendigkeit fiir eine
derartige Regelung. Wie wir wissen, gibt es in
Hamburg keinen einzigen Fall, und dafiir garantiert
das D.ILLE., in dem ein Polizeibeamter nicht seiner
Verantwortung zugefiihrt werden konnte, nur welil
es keine Kennzeichnungspflicht gibt.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Doch!)

— Frau Schneider, Sie haben doch lhre Chance ge-
habt, Sie haben diesen Fall doch nicht dargelegt,
also unterbrechen Sie mich nicht. Ausgerechnet
von jemandem, der standig postet, wie niedlich er
die Antifa findet, und daflir dankt, dass die Antifa
standig auf der Stral3e ist,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Herr
Nockemann, passen Sie gut auf!)

wilrde ich hier etwas anderes erwarten, namlich
ein bisschen mehr Demut.

Aus dem angefiihrten Urteil des Europaischen Ge-
richtshofs fir Menschenrechte vom Novem-
ber 2017 ergibt sich auch keine Notwendigkeit fur
die Einfuhrung einer Kennzeichnungspflicht, denn

wie wir alle wissen, war seinerzeit der zugrunde
liegende Sachverhalt so, dass der Polizeibeamte,
dem ein Fehlverhalten vorgeworfen wurde, eben
nicht identifizierbar war. Das ist aber in Hamburg
noch nicht vorgekommen,

(Christiane Schneider DIE LINKE: Doch!)

hier hat der Senat entsprechende Vorkehrungen
getroffen.

Die seitens der Links-Fraktion geforderte Kenn-
zeichnungspflicht, den Antrag der FDP nehme ich
hier ausdriicklich einmal aus, ist ein Zeichen
grundsatzlichen Misstrauens in unsere tichtige Po-
lizei. Das sage ich nicht erst heute, das habe ich
hier bereits 2001, als es um die Abschaffung der
sogenannten Polizeikommission ging, genauso for-
muliert. Es ist auch weiterhin nicht nur ein Zeichen
grundsatzlichen Misstrauens, sondern die Polizei
soll verunsichert, sie soll eingeschichtert werden
nach dem Motto: Wir wissen, wer ihr seid, und wir
wissen, wo ihr wohnt. Das ist die Politik der Antifa,
fur die Sie hier auch im Parlament sitzen.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das ist
ja wohl eine Frechheit!)

Die meisten Beamtinnen und Beamten im Streifen-
dienst tragen schon Namensschilder; sie tragen sie
freiwillig. Dariiber hinaus ist flir mich keine Kenn-
zeichnungspflicht nachvollziehbar. Wir missen der
Polizei viel mehr den Ricken starken. Wir missen
daflr sorgen, dass es verninftige Nachwuchsfoér-
derung gibt. Wir missen daflr sorgen, dass Stel-
len besetzt werden, ja dass sogar neue Stellen ge-
schaffen werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der
Links-Fraktion, ich hatte es bereits mehrfach durch
Zwischenruf geltend gemacht: Die Transparenz,
die Sie hier fordern, fordern Sie diese doch einmal
seitens lhrer Freunde von der Antifa, wenn die auf
Polizisten einpriigeln. Sagen Sie denen doch ein-
mal, sie sollen, wenn Uberhaupt, dann mit offenem
Visier kampfen. Am besten ware es, sie wiirden ih-
re brutalen MafRnahmen vdllig einstellen.

Frau Schneider, ich finde es schon grotesk, um
nicht zu sagen, ich finde, es ist fiir eine Vizeprasi-
dentin der Birgerschaft unwirdig, wenn Sie offizi-
ell am 20. Marz 2018 posten, dass Sie lhren
Freunden von der Antifa fir deren Einsatze in der
Stadt danken.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das ist
die Unwahrheit! Bleiben Sie bei der Wahr-
heit! — Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Zi-
tieren Sie richtig, Herr Nockemann!)

Die gewalttatigen Auseinandersetzungen vom Juli,
vom G20-Gipfel, sind ein paar Monate her.

(Zuruf von Christiane Schneider DIE LINKE)

— Ja, es gibt Screenshots von Ihren AuRerungen.
Wir haben diese Aulerungen ...
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(Dirk Nockemann)

(Zurufe von der LINKEN)

— Ach, halten Sie doch einmal den Babbel hier
vorn. Ich rede jetzt mit Frau Schneider. Frau
Schneider, stellen Sie doch Ihre Zwischenfrage,
gehen Sie ans Mikrofon, das kénnen Sie gern ma-
chen.

(Zuruf von Christiane Schneider DIE LINKE)

— Sie mussen nicht brillen. Ich gebe lhnen die
Moglichkeit, eine Zwischenfrage zu stellen, und
jetzt kneifen Sie.

(Zurufe von der LINKEN)

Liebe Kollegen von der Links-Fraktion, in dieser
Hinsicht sind Sie flr mich tberhaupt kein adaqua-
ter Gesprachspartner. Ausgerechnet die Sympathi-
santen der Antifa spielen sich hier als Anklager
auf — unertraglich.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Sehr geehrter Herr Nockemann, lhre Redezeit ist
schon abgelaufen.

Dirk Nockemann AfD (fortfahrend): Vielen Dank,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Die Abgeordnete
Méller von der GRUNEN Fraktion hat noch einen
weiteren Debattenbeitrag.

(Zuruf)

Antje Méller GRUNE: — Ja, das darf man ja, noch
weitere Debattenbeitrage.

Ich mdchte nur drei Satze zu lhnen sagen, Herr
Nockemann, weil Sie einen Zusammenhang her-
gestellt haben, den es so nicht gibt. Es gibt keine
Belege daflir, dass aufgrund individueller Erkenn-
barkeit — wir reden ja hier nicht dartber, dass die
Personen in ihren Einsdtzen Name und Adresse
vor sich hertragen, sondern wir reden Uber ein chif-
friertes, wechselndes Kennzeichnungssystem -—
und dass aufgrund dieses Tragens von Kennzei-
chen es zu Ubergriffen gegeniber Polizistinnen
und Polizisten gekommen ist. Daflir gibt es keine
Belege. Alle Bundeslander, die mit der individuel-
len Erkennbarkeit arbeiten, verfolgen genau das,
und die Ubergriffe, die Sie hier beliebig aufgezahlt
haben, stehen schlicht und einfach in keinem Zu-
sammenhang mit dem Thema.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD und der LINKEN — Dennis Gladia-
tor CDU: Gibt aber keine Notwendigkeit!)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Gibt es weitere
Wortmeldungen in der Debatte? — Das ist nicht der

Fall. Dann stelle ich fest, dass nach Paragraf 45
unserer Geschaftsordnung die Abgeordnete Sud-
mann eine personliche Erklarung abgeben will.

Heike Sudmann DIE LINKE (personliche Bemer-
kung gemaf § 45 GO):* Die personlichen Angriffe,
die Sie, Herr Gladiator, hier gefahren haben, ver-
anlassen mich dazu — auch als parlamentarische
Geschéftsfuhrerin der LINKEN —, eine Erklarung
abzugeben. Sie haben mit perfiden Anspielungen,
mit Verknlipfungen von moglichen Gewalttaten
und linker Politik und sogar mit der Nennung von
einzelnen Abgeordneten der Gesamtfraktion Zu-
sammenhange hergestellt, die es so nicht gibt. Sie
spielen damit, dass das irgendwo schon hangen
bleibt, und ich weise diese gesamten Angriffe aufs
Scharfste zuriick.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
vereinzelt bei der SPD — Zurufe von der
CDU)

Und ich muss noch einmal klar ...
(Zuruf von der CDU)

— Bleiben Sie mal ganz ruhig, denn es geht noch
weiter.

(Zuruf von der CDU: Das ist ja unglaublich!)

Ich muss ganz klar sagen: Die Konkurrenz, in der
Sie sich zur AfD befinden,

(Zurufe von der CDU)

Sie haben es eben bei den Ausflhrungen von
Herrn Nockemann gehort, diese Konkurrenz er-
laubt lhnen nicht, Grenzen zu uberschreiten, und
Sie Uberschreiten hier am laufenden Meter Gren-
zen.

(Dennis Gladiator CDU: Ich habe die Wahr-
heit gesagt!)

— Sie haben nicht die Wahrheit gesagt, Herr Gladi-
ator.

(Glocke — Zuruf von der CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Sehr geehrte Frau Sudmann, Paragraf 45 erlaubt
nicht, fir mehrere Personen gleichzeitig Stellung
zu nehmen, sondern nur personlich. Ich weise ein-
mal darauf hin.

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Ich ma-
che weiter zu meiner Person. Die Konkurrenz zur
AfD erlaubt Ihnen nicht ... Sie haben Abgeordnete
angesprochen, Sie haben die Fraktion ...

(Zurufe von der CDU)

Jetzt fangen Sie nicht an zu sagen, es gibt Gute
und Bose. Ihr Ansinnen ...

(Zurufe von der CDU)
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Konnen Sie mal, Herr Prasident ...
(Glocke)

Ich wiirde meine Ausfiihrungen gern in Ruhe zu
Ende bringen.

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Sehr geehrte Frau Sudmann, die inhaltliche Debat-
te ist schon geschlossen. Nach Paragraf 45 kon-
nen Sie nur eine personliche Erklarung abgeben,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja! — Zurufe)
und das haben Sie getan.

(Zurufe von der LINKEN und von Anna Galli-
na GRUNE)

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Ich ha-
be gerade ein Problem, Herr Prasident. Ich versu-
che, meine personliche Erklarung

(Zuruf: Das ist aber keine!)

hier in Ruhe zu Ende zu bringen. Ich werde lau-
fend unterbrochen. Ich bitte Sie, dafir zu sorgen,
dass ich nicht unterbrochen werde.

Jetzt sage ich es noch einmal. Meine personliche
Erklarung heil’t: Herr Gladiator — und auch ande-
re —, ich lasse es nicht zu und ich finde es nicht ak-
zeptabel fir das gesamte Haus, dass Sie, weil Sie
glauben, sich in einer Konkurrenz zur AfD zu befin-
den, deswegen linke Abgeordnete und teilweise
auch grune hier beleidigen.

(Zurufe)

Ich danke ausdriicklich Herrn Jarchow und Frau
Moller, die zuriickgewiesen haben, dass dies hier
sozusagen ein Alleinstellungsmerkmal der LINKEN
ist. Und ich bitte Sie darum, das nicht wieder zu
machen.

(Dennis Gladiator CDU: Halten Sie sich an
die Geschaftsordnung! — Dirk Nockemann
AfD: Altestenrat!)

Ich werde mir das Protokoll und die Aufzeichnung
sehr genau ansehen und ich werde auch beantra-
gen, dass wir im Altestenrat (iber lhr Verhalten
sprechen.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn es jetzt kei-
ne weiteren Wortmeldungen gibt,

(Zuruf)
kommen wir zur Abstimmung.

Wer also nun die Drucksachen 21/12342 und
21/12343 an den Innenausschuss Uuberweisen
mdchte, den bitte ich um das Votum. — Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag
angenommen.

(Zuruf: Nicht angenommen!)
Nicht angenommen, ja, okay.
(Zuruf: Die Uberweisung!)

Die Uberweisung ist angenommen.

Jetzt kommen wir zum Punkt 55 der Tagesord-
nung, Antrag der FDP-Fraktion: MaRnahmen des
Masterplans "Active City" im Haushaltsplan
2019/2020 transparent und konkret veranschlagen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

MaBnahmen des Masterplans "Active City"
(MPAC) im Haushaltsplan 2019/2020 transpa-
rent und konkret veranschlagen

— Drs 21/12311 -]

Die Fraktionen der SPD und der GRUNEN mé&ch-
ten diese Drucksache an den Sportausschuss
Uberweisen.

Die Debatte ist gestrichen, deshalb kommen wir
gleich zur Abstimmung.

Wer nun also den FDP-Antrag aus Drucksache
21/12311 an den Sportausschuss Uberweisen
mochte, den bitte ich um Handzeichen. — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser An-
trag Uberwiesen.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Ich rufe
dann Punkt 49 der Tagesordnung auf, Antrag der
AfD-Fraktion: Geplante A26 (Hafenquerspange) in
den OPNV integrieren: Schaffung einer zusatzli-
chen S-Bahn-Station in Bostelbek mit direkt ange-
schlossener P+R-Groflanlage.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Geplante A26 (Hafenquerspange) in den OPNV
integrieren: Schaffung einer zusatzlichen S-
Bahn-Station in Bostelbek mit direkt ange-
schlossener P+R-GroRanlage

— Drs 21/12205 -]

Diese Drucksache mochte die AfD-Fraktion an den
Verkehrsausschuss Uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewinscht? — Herr Ehle-
bracht fur die AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Damen und
Herren, sehr geehrter Herr Prasident! Entschuldi-
gung. Herr Prasident, sehr geehrte Damen und
Herren! Die Reihenfolge muss schon eingehalten
werden.

(Vizeprasidentin Antje Méller Gbernimmt den
Vorsitz.)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12311
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12205
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Immer wieder sollte man als Politiker einmal inne-
halten und zurtickschauen, wie sich die Dinge ent-
wickelt haben, was die Entscheidungen, die man
selbst getroffen hat, bewirkt haben und ob sie die
Erwartungen erfullt haben. Wenn wir das einmal
fur den Bereich Verkehr fir Hamburg machen, wel-
ches Fazit konnen wir denn da ziehen?

Fangen wir einmal an mit der Freien und Staustadt
Hamburg, Platz 2 in 2017 in Deutschland.

(Dirk Kienscherf SPD: Nun reden Sie mal
zum Themal!)

Das sagt sowohl Verkehrsdatenanbieter INRIX als
auch Navi-Anbieter TomTom. Diesen Platz vertei-
digen wir bereits erfolgreich seit mehreren Jahren,
allerdings auch sehr ambitioniert bei diesen Zu-
wachsraten, die dahinterstehen, sodass wir viel-
leicht mit Aussicht auch noch zu Hoherem geboren
sind, was naturlich ein trauriger Umstand ist. Die-
sen Umstand dadurch erkldren zu wollen, dass
man gezwungen ist, so viele Baustellen gleichzei-
tig zu betreiben, um das vernachlassigte Stralien-
netz zu reparieren, das mag in Teilen plausibel
klingen oder auch sein, ist aber in Summe zu sehr
Ausrede als Begrindung. Ein Problem hat in der
Regel namlich mehrere Ursachen, die dabei aus-
geblendet werden. Grofspurig angekiindigte Pla-
nungen und Projekte, die nicht umgesetzt werden,
kdnnten da viel eher ein Grund sein fir die derzeiti-
ge Verkehrsmisere, die wir hier erleiden mussen.

Der Senat hat zum Beispiel ein P+R-Konzept ent-
wickelt, am 22. Oktober 2013 beschlossen, wel-
ches er nicht lebt. Gab es 2013 laut Senatsaus-
kunft noch 9 411 P+R-Platze, waren es 2016 nur
noch 8 690 — nachzulesen in der Drucksache
21/9783 —, also 721 weniger, obwohl das Konzept
bis 2017 genau das Gegenteil vorsah. Sie wollten
bis 2017 700 neue P+R-Platze bauen. Von Pop-
penblttel einmal abgesehen, haben Sie das nicht
umgesetzt. Von da bis 2021 wollten Sie weitere
1 500 Stellplatze errichten. Stand jetzt und damit
Fakt ist also, dass Sie 2 200 Platze geplant und
bei zwei Dritteln des Weges rund 500 Platze ver-
nichtet haben.

Bei anderen Projekten wie der Verlangerung der S-
Bahn nach Bargteheide oder Kaltenkirchen kann
man zwar das Bemihen erkennen, aber die Lang-
samkeit, in der diese Projekte vorangetrieben wer-
den, konterkariert sie gleichzeitig wieder.

Der gravierendste Punkt ist jedoch das zusammen-
hanglose Agieren in der gesamten Thematik Ver-
kehr. Der Grund dafir: Der Senat hat keinen rich-
tungsweisenden und aktuellen Verkehrsentwick-
lungsplan, kurz VEB genannt. Der aktuelle stammt
aus dem Jahre 2000, unwesentlich wurde er retu-
schiert um die Punkte, die der damaligen Regie-
rung nicht gefallen haben um 2004, und am
20. Februar 2010 mit der Drucksache 19/5346, in
der Opposition sitzend, haben Sie selbst diesen

noch lautstark gefordert. Seit 2011, nun selbst in
der Verantwortung, haben Sie es seit nunmehr sie-
ben Jahren selbst in der Hand gehabt, einen Ver-
kehrsentwicklungsplan zu erstellen. Und wo ist der
Plan? Er ist immer noch nicht da. So sieht die heu-
tige Realpolitik der agierenden Altparteien aus hier
in Hamburg, allen voran von der SPD. Grof3e Téne
spucken in der Opposition und nicht liefern, wenn
man dann selbst in der Verantwortung steht.

(Zuruf von Dennis Thering CDU — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Ehlebracht, lassen Sie eine Zwischenfrage
zu?

Detlef Ehlebracht AfD:* Wenn Sie die Zeit anhal-
ten, ja.

Vizeprasidentin Antje Moller: Selbstverstandlich.

Zwischenfrage von Martina Koeppen SPD:* Herr
Ehlebracht, Sie sind ja nun schon einige Zeit hier
in der Bulrgerschaft, vielleicht kdnnten Sie uns ...
Oder ich stelle mir jetzt einmal die Frage: Wie oft
waren Sie eigentlich schon zum Mobilitatsbeirat
eingeladen, wo der neue Verkehrsentwicklungs-
plan entwickelt wird?

Detlef Ehlebracht AfD (fortfahrend):* Ich wurde zu
jeder Mobilitatssitzung eingeladen, um lhre Frage
zu beantworten, und ich war auch auf fast jeder;
ich glaube, auf zweien war ich nicht anwesend, bei
den anderen war ich dabei. Was wollen Sie jetzt
wissen, dass Sie an einem Mobilitatsplan arbeiten?
Das mag sein, das streite ich auch nicht ab. Aber
ein Verkehrsentwicklungsplan ist etwas anderes,
groRer Dimensioniertes, ein ganzheitlicher Plan.
Darum geht es hier.

(Glocke)
Sie haben eine Nachfrage?

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend): Ja,
es scheint so. Lassen Sie die zu, die Nachfrage,
Herr Ehlebracht?

Detlef Ehlebracht AfD:* Ja, bitte.

Zwischenfrage von Martina Koeppen SPD:* Herr
Ehlebracht, ist lhnen bekannt, dass aus dem Mobi-
litatsbeirat der neue Verkehrsentwicklungsplan er-
arbeitet wird?

Detlef Ehlebracht AfD (fortfahrend):* Nein, das ist

(Dennis Thering CDU: Nee, weil er nicht da
ist!)
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praktisch lhre Voraussetzung. Sie erklaren das als
Voraussetzung dafiir, dass irgendwann einmal die-
ser Verkehrsentwicklungsplan kommen soll, und
Sie arbeiten daran. Sie sind guten Willens, Sie sind
bemunht, ja, aber er ist de facto einfach noch nicht
da.

(Dennis Thering CDU: Das hat eine Bearbei-
tung so an sich, Herr Ehlebracht!)

— Ja. Aber, wie gesagt, ich hebe auf die sieben
Jahre ab, die Sie schon Zeit haben, und unterm
Strich: Er ist nicht da. Das ist Faktum.

So. Jetzt bin ich schon ganz gut in meiner Zeit vor-
angeschritten.

Wo ist dieser Plan? Wir haben ... Der Senat hat ...
Nein, Moment, jetzt bin ich hier durcheinanderge-
kommen.

(Zuruf: Wo ist der Plan?)
— Wo ist der Plan, genau. Wo ist mein Plan hier?

Sie regieren eine Stadt ohne Plan, Sie regieren ei-
ne Stadt ohne Verkehrsentwicklungsplan. Wann
verbinden Sie endlich die Themen der Stadtent-
wicklung und Metropolregion und Verkehrspla-
nung, um in Randgebieten der Stadt und angren-
zenden Teilen der Metropolregion eine dahinge-
hende Erschlieung von groRrdumigen Wohn- und
Gewerbegebieten bei gleichzeitiger Anbindung an
den OPNV, vorzugsweise den schienengebunde-
nen, voranzutreiben? Das ware ein Vorgehen, wel-
ches aktiv das Stauproblem angehen wirde,
Pendlerstrome abschwéachen und ganz nebenbei
der aktuell betriebenen Entgriinung der Kernstadt
entgegenwirken wirde, welche Sie derzeit mit lhrer
wachsenden Stadt um jeden Preis verursachen.

Und was tun Sie? Sie postulieren das Motto "Ham-
burg wird Fahrradstadt" — das ist Ihr Plan — und
fangen wild an, unsere Hauptverkehrsadern abzu-
wlrgen durch unkontrollierte Umgestaltung und
Verengung von Fahrbahnen, wissen aber nicht,
wie Hamburg 2030, 2040 oder 2050

(Glocke)

in verkehrlicher Sicht aussehen soll. — Danke.

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Ehlebracht,
jetzt ist lhre Zeit um. Danke schon.

(Beifall bei der AfD)

Das Wort bekommt jetzt Herr Czech und jetzt
konnte ich etwas langer reden Uber die fehlende
Barrierefreiheit in diesem Raum; das mache ich
nicht, sondern ich teile lhnen mit, dass wir wahr-
scheinlich eine noch etwas langere Debatte haben.
Mir ist eine Meldung verloren gegangen, die von
Frau Martin.

(Zurufe)
— Frau Martin nicht mehr? Okay.

Herr Czech, Sie haben das Wort.

Matthias Czech SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Guten Abend, Hallo.

(Beifall bei allen Fraktionen)
— Vielen Dank.

Ich hatte mich jetzt eigentlich vorbereitet auf die
Station Bostelbek

(Dorothee Martin SPD: Ja, ist auch richtig
so!)

und das Park-and-ride-Haus dort und nicht auf
einen Verkehrsentwicklungsplan, aber ... Ich er-
zahle lhnen einmal etwas Uber Bostelbek, das ist
auch immer schoén zu wissen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN und der FDP)

Um das verstehen zu kénnen: Wir haben das im
Juni ja schon einmal hier auf der Tagesordnung
gehabt, nicht debattiert, aber abgelehnt; es war ein
Antrag von der FDP. So einen ahnlichen Antrag
haben wir jetzt wieder bekommen, mit ein paar Er-
ganzungen. Gut. Wir haben hier also die Forde-
rung nach einem Halt, nach einem Stopp zwischen
den Stationen Heimfeld und Neuwiedenthal, also
im wunderschénen Harburg, an der Station Bostel-
bek. Historisch kommt das daher: In den Sechzi-
gerjahren bis 1984 gab es einen Haltepunkt an der
Station Tempowerk. Das war ein S-Bahn-Vorlauf-
betrieb, der eigentlich nur unter dem Titel S-Bahn
stattfand; mit S-Bahn hatte das herzlich wenig zu
tun. Das war ein Zug mit einer vorgespannten Lok,
da stand vorn S3 drauf, der fuhr relativ unregelma-
Rig. Mein Vater, der ofter in Richtung Neugraben
gefahren ist, berichtete mir, das dauerte immer
ewig und war noch mehr eine Weltreise, als es
jetzt schon ist.

Gut, es geht um diesen Haltepunkt Tempowerk,
jetzt unter dem Stichwort Bostelbek. Die erste Fra-
ge ist also: Wie ist das tUberhaupt mit dem Bahnhof
da? Es ist auf keinem Fall eine direkte Fortsetzung
dieses Tempowerk-Haltepunkts. Schauen wir uns
die Station Bostelbek genauer an. Das Einzugsge-
biet, was wir dort haben, ist hauptsachlich die
Siedlungsgemeinschaft "Am Radeland", ungefahr
2 000 Menschen leben dort. Dann kann man da-
von ausgehen, dass wir zusatzlich noch Arbeits-
platze haben — bei tesa und Daimler, dem Merce-
des-Werk —, zusammen ungefahr 4 000. Das heif3t,
wir haben hier auf keinen Fall eine Nachfrage, die
einen Bahnhof rechtfertigen wiirde.

Schauen wir uns an, was passieren wirde, wenn
man dort einen Bahnhof bauen wiirde. Da haben
wir dann zwei Gleise der Fernbahn und zwei Glei-
se der S-Bahn. Dieser alte Bahnhof Tempowerk ist
vollkommen Uberbaut worden, da liegen jetzt die
Gleise der S-Bahn. Wiirde ich einen S-Bahn-Bahn-
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hof bauen wollen, misste ich also die Gleise kom-
plett verschwenken. Das heillt: Ich habe dafur
Uberhaupt keinen Platz. Das wird also erheblich
teurer, und deshalb sagen wir: Aus wirtschaftlichen
und verkehrlichen Uberlegungen ist so ein Halte-
punkt nicht notwendig, zumal man auch sagen
muss, neue Wohnbaugebiete sind dort nicht zu er-
warten, denn der sudliche Einzugsbereich ist der
Hamburger Staatsforst und die A 7, und da soll,
glaube ich, kein neuer Wohnungsbau ausprobiert
werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

So, nun kommen Sie mit einem zweiten Punkt, der
A 26 und der S3. Kdnnen wir uns ja uberlegen:
Was bedeutet S3 und A 26?7 Wir bauen die A 26,
um den Gluterverkehr zu entlasten und die Stadt-
strallen weniger zu belasten. Prognosen sagen
uns, 2030 wird der Verkehr zunehmen und wir wer-
den auf der B 73, die parallel verlauft, ungefahr
20 000 Kfz mehr haben. Die A 26 kann da eine
Entlastung von circa 50 Prozent bringen. Auf den
Elbstral3en, Nincoper Stral’e, Nincoper Hauptdeich
und Hasselwerder Stralle, wer es dahinten kennt,
hatten wir so eine Entlastung von 75 Prozent zu
erwarten, wenn die A 26 fertig wird; erster Effekt
A 26. Zweiter Effekt A 26: Uberregionale Verkehre
um die Innenstadt herumzuleiten.

Nun kommen Sie damit: Ja, das ist ja eine schéne
A 26 und dann ist da ein Parkhaus und dann kann
man da in Moorburg abfahren und im Park-and-
ride-Parkplatz parken. Das ist etwas, was wir so ei-
gentlich nicht vorsehen, weil es flr uns keine intel-
ligente Verkehrspolitik ist. AuBerdem halte ich es
fur unrealistisch, dass jemand, der schon sagt, "Ich
fahre mit dem Auto in die Stadt", dann auf einmal
in Moorburg abfahren wirde und nicht sagt, "Ich
fahre die A 1 oder die A 7 weiter, dann bin ich an
den Elbbricken oder in Altona, warum soll ich
dann in Bostelbek noch abfahren?". Das heilt, je-
mand, der eh so egoistisch ist, wird dort nicht extra
abfahren.

(Beifall bei der SPD und GRUNE)

Lassen Sie mich zum Ende kommen. Ich hatte Ih-
nen noch viel Uber intelligente Transportsysteme
erzahlen kénnen, da machen wir eine ganze Men-
ge.

(Dorothee Martin SPD: Ja!)

Aber was ganz, ganz wichtig ist: Wir wollen die
Menschen mdglichst frih vom individuellen Ver-
kehr in die S-Bahn bringen, um sie dann in die In-
nenstadt zu bringen, also in Buxtehude, in Stade,
und nicht erst in Bostelbek.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nicht die Taktik "lch fahre mdglichst lange weit in
die Stadt rein, damit ich mdglichst wenig mit den
Menschen zu tun habe, und fahre dann notgedrun-
gen S-Bahn" ist die richtige, sondern wir missen

gucken, dass wir zum Beispiel die S3 verbessern,
was wir jetzt ja schon tun, indem wir beispielsweise
mehr S-Bahn-Zige bestellt haben und die Strecke
dahin verbessern werden.

(Glocke)

Ihren Antrag halten wir fur nicht sinnvoll und wer-
den ihn daher ablehnen, so sicher, dass wir auch
sagen, dass eine Uberweisung nicht hilfreich ist. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Vielen Dank, Herr
Czech. — Das Wort bekommt Herr Thering fur die
CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich freue mich,
dass ich direkt nach Herrn Czech reden darf. Vor
allem freue ich mich, Herr Czech, dass Sie wieder
voll dabei sind. Das war eine gute Rede, machen
Sie weiter so, das ist wirklich schon mit anzuse-
hen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der GRUNEN
und bei Nebahat Gugli fraktionslos)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es bleibt
dabei: Mobilitat ist ein Grundbediirfnis der Hambur-
gerinnen und Hamburger und gerade in der
Staustadt Hamburg ist es umso wichtiger, dass wir
den OPNV weiter fordern. Die Busse und Bahnen
sind das Rickgrat der Mobilitdt in unserer Stadt
und von daher ist es wichtig, dass wir immer wie-
der Uber dieses wichtige Thema sprechen, auch
hier und heute. Insbesondere der Hamburger Su-
den, meine Damen und Herren, Sie wissen es
selbst, wenn Sie da langfahren, wenn Sie da her-
kommen, ist immer wieder tagtaglich von Staus ge-
plagt. Viele von uns erinnern sich wahrscheinlich
noch an das historische Stauchaos 2016 vor, wah-
rend und nach den Sommerferien. Und das, das
muss ich in aller Deutlichkeit so sagen, ist nicht zu-
letzt der vollig verkorksten Verkehrspolitik der
SPD-Senate seit 2011 zu verdanken.

Wenn wir uns angucken, was fur groRe Infrastruk-
turprojekte noch vor uns stehen, dann werden wir
sehen, gerade sudlich des Elbtunnels werden auch
kanftig weitere Staulawinen auf den Hamburger
Siiden einprasseln und davon sind natdrlich dann
auch die Bostelbekerinnen und Bostelbeker betrof-
fen. Guckt man sich dann einfach einmal den Lini-
enplan der S3 an, wird man relativ schnell feststel-
len, dass zwischen Heimfeld und Neuwiedenthal
ein ziemliches Loch klafft und da liegt dann ja auch
ganz genau Bostelbek. Aber, lieber Herr Ehle-
bracht, das, was Sie uns heute erzahlt haben, ist
nun Uberhaupt nichts Neues. Herr Czech hat es
eben bereits sehr gut gesagt: Das Thema war hier
schon haufig auf der Tagesordnung. Zuletzt hat die
FDP einen Antrag angemeldet, im Juli 2017 oder
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im November 2017, auf jeden Fall im letzten Jahr.
Das ist die Realitat. Entweder haben Sie versucht,
das Ganze wieder auszublenden, oder Sie haben
schlichtweg geschlafen und das nicht mitbekom-
men. Von daher kommt Ihre Anmeldung hier reich-
lich spat.

(Beifall bei der CDU)

Sie sollten eigentlich noch wissen, dass wir hier
kdrzlich — im Juli 2017 — darUber gesprochen ha-
ben, weil alle Oppositionsparteien dem Antrag zu-
gestimmt haben; Sie auch. Und auch in dem
Standpunktepapier der Handelskammer "Stadtmo-
bilitdt in Hamburg 2030" ist dieser Punkt fest ver-
ankert. Also auch da nichts Neues.

Was ich lhnen da noch verzeihe, ist, dass Sie of-
fensichtlich vergessen haben — ich hatte es auch
nicht gewusst, weil ich damals auch noch keine
Politik gemacht habe —, dass die CDU-Bezirksfrak-
tion in Harburg bereits 1999 eine solche S-Bahn-
Station Bostelbek gefordert hat.

(Zuruf von Séren Schumacher SPD)

Offensichtlich will die AfD hier ein Thema beset-
zen, an dem andere Parteien schon seit vielen
Jahren dran sind. Wir werden uns als CDU-Frakti-
on auch weiterhin fir eine S-Bahn-Station Bostel-
bek einsetzen, werden aber Ihre billige Antragsko-
pie hier und heute ablehnen. — Herzlichen Dank fur
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Méller: Fir die GRUNE
Fraktion bekommt nun Herr Dr. Tjarks das Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich kénnte jetzt eigentlich
fur meine Fraktion sagen: Wir schlief’en uns voll-
umfanglich den AuBerungen des Kollegen Czech
an, der das viel besser erklart hat, als ich das je-
mals kénnte als nicht verkehrspolitischer Sprecher.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deswegen mdchte ich es auch kurz machen. Herr
Ehlebracht, Sie haben in Wahrheit eigentlich gar
nicht zu lhrem Antrag geredet, sondern zur Ver-
kehrsentwicklungsplanung in Hamburg. Wir haben
aber immerhin festgestellt im Laufe der Zeit, dass
es keinen Verkehrsentwicklungsplan gibt, Sie aber
bei dem Prozess, diesen zu erstellen — und Sie
sind ja auch fur Blrgerbeteiligung und Beteiligung
aller —, sehr wohl eingebunden sind. Insofern se-
hen wir dem zuversichtlich entgegen, dass es dann
auch irgendwann zu einem guten Ende kommen
wird.

In der Sache kann man sagen: Wenn man sich ei-
ne mogliche Station Bostelbek anguckt, dann wird
man sehen, dass die Planung dieser Station ex-
trem teuer ist, dass die Nachfrage in der Tat eher

gering ist, dass es sozusagen aufgewogen werden
muss mit der Frage, ob man eine langere Fahrzeit
zu den anderen Haltestellen hat, die in der Tat da
auch relevant sind, und es eine hohe Belastung
auf der Schiene gibt Richtung Neugraben, Rich-
tung Buxtehude, Richtung Stade, sodass man da
auch nicht einfach Dinge dazwischenschalten
kann. Und vor dem Hintergrund, dass die Nachfra-
ge auch nicht deutlich steigen wird, weil es namlich
so ist, dass sudlich der S-Bahn — Herr Czech er-
wahnte es bereits — der Hamburger Staatswald ist,
den wir auch nicht abholzen wollen und auch nicht
bebauen wollen, trotz aller Baubemihungen, die
hier heute schon angestolen worden sind, glau-
ben wir, dass eine Station auch aufgrund der Prio-
risierung anderer Dinge, wie zum Beispiel einer S-
Bahn Ottensen, einer S21 oder einer S4, nicht
prioritar verfolgt werden sollte, und werden deswe-
gen lhren Antrag ablehnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Sudmann das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Herr Ehlebracht, Ih-
re Rede war genauso wie |hr Antrag: Sie haben
dort alle moglichen Versatzstlicke — wahrscheinlich
durch Copy-and-paste — drin. Sie sprechen zum
einen davon, dass Sie den OPNV starken wollen.
Sie sprechen davon, in der Metropolregion soll
Wohnungsbau erfolgen. Sie sprechen davon, P+R
soll man irgendwie attraktiver machen. Dann spre-
chen Sie von einer intelligenten Vernetzung. Aber
es passt alles nicht zu dem, was eigentlich lhr The-
ma sein sollte, und es ist auch absolut wider-
spruchlich, was fir mich einmal mehr beweist,
dass Sie gar nicht an den Inhalten interessiert
sind, dass Sie versuchen, irgendwo etwas aufzu-
greifen, wo Sie glauben, da kdnnen die anderen
vielleicht gar nicht Nein sagen, weil irgendwas
schon stimmen wird in lhrem Sammelsurium.

Ich will einmal kurz darstellen, was nicht stimmt.
Sie sagen, Sie wollen den o&ffentlichen Personen-
nahverkehr starken. Gleichzeitig ist aber die Vo-
raussetzung fir das, was Sie in lhrem Antrag for-
dern, dass die A 26 gebaut wird, und wenn die
A 26 gebaut wird, werden Sie noch wesentlich
mehr Verkehr erzeugen, denn auch die A 26 wird
nicht die erste Autobahn in ganz Deutschland sein
— in der ganzen Welt —, die nicht mehr Verkehr er-
zeugt. Von daher ist das schon einmal der erste
Punkt, der absolut unsinnig ist.

Dann sprechen Sie davon, dass Sie eine integrier-
te Verkehrsentwicklungsplanung richtig finden. Da
haben Sie sogar ausnahmsweise recht. Aber eine
integrierte  Verkehrsentwicklungsplanung heute
geht weg von dem, was wir bisher immer erleben,
namlich firs Auto zu planen. Darauf gehen Sie
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Uberhaupt nicht ein. Ich sage ja schon: Sie sind fi-
xiert aufs Auto.

Wir wollen wesentlich mehr Verkehr vom Auto auf
Bus und Bahn verlagern. Und da, Herr Czech,
stimme ich vollig mit Ihnen Uberein. Ich habe mich
sehr gefreut, dass Sie heute hier gesprochen ha-
ben; ich habe mich nicht so gefreut, dass ich lhnen
komplett zustimmen kann. Aber zustimmen kann
ich lhnen in dem Punkt, dass Sie gesagt haben:
Wir missen dafir sorgen, dass die Menschen
sehr, sehr frih auf Bus und Bahn umsteigen. Und
wer in Niedersachsen wohnt, wer keinen direkten
Anschluss hat an die S3 oder an den Regionalver-
kehr, der muss gut dort hinkommen kénnen. Aber
da haben Sie vollig recht: Wer erst einmal bis zur
Abfahrt Moorburg gefahren ist, der oder die fahrt
weiter. Wir missen eher daflir sorgen, dass es
schon friher einen Umstieg gibt. Deswegen die
klare Ansage: Wir wollen keine neue Autobahn, wir
wollen, dass die Pendlerinnen und Pendler schon
friher umsteigen kdnnen.

Was wir wirklich brauchen, und da reichen die bis-
herigen Bemihungen des Senats nicht: Wir brau-
chen fur den Hamburger Siden wesentlich mehr
Anbindung an den &ffentlichen Personennahver-
kehr, einen héheren Takt. Und das, was jetzt Herr
Horch und seine Behoérde planen ... Wir bekom-
men irgendwann etwas langere Zlge in der Haupt-
verkehrszeit, aber wir bekommen keinen dichteren
Takt. Wir haben hier immer von der S32 gespro-
chen, die auf einmal weg war, die nicht mehr dis-
kutiert wurde. Das reicht nicht, und die Harburger
SPD-Genossinnen und -Genossen sind da eigent-
lich auch in ihrer Kritik, wenigstens im lokalen Be-
reich, sehr gut zu vernehmen. Das muss hier in
Hamburg noch ankommen, wie Herr Trepoll vorhin
meinte, die Stadt Hamburg muss das merken.
Dann haben wir wesentlich mehr fur die Umwelt
getan und haben auch eine wesentlich bessere
Verlagerung vom Autoverkehr auf Bus und Bahn.
Das ware das richtige Ziel.

(Séren Schumacher SPD: Ich mach mir da
keine Sorgen!)

Das, was die AfD beantragt, ist wirklich ein Sam-
melsurium von allem und dem kann man definitiv
nicht zustimmen. Deswegen werden wir es auch
ablehnen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: So, meine Damen
und Herren, fir die FDP-Fraktion bekommt nun
Herr Duwe das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich kann nur sagen,
Karthago muss fallen, sprich: Die S-Bahn-Station
Bostelbek muss kommen. Das hat die Harburger

FDP schon vor 1999 begriffen, die CDU wahr-
scheinlich auch, bis sie dann 1999 mit dem Antrag
riberkam.

Uber die Geschichte hat Herr Czech schon sehr
gut berichtet. Es ist so, dass insgesamt die poten-
ziellen Nutzerzahlen natirlich gestiegen sind da-
durch, dass Daimler und andere Unternehmen dort
ihre Betriebsstatten eingerichtet haben; es soll so-
gar eine Brauerei geben, die dorthin verlagert wird.
Und dann gibt es natlrlich den Technologiepark,
der handeringend versucht, weitere Flachen mit
neuen Unternehmen vollzubauen, sprich: Es gibt
da einen Bedarf. Aber das Schone an dieser Idee
ist ja, das zu verbinden mit einem P+R-Angebot.
Und zwar nicht fir diejenigen, die aus Westen
kommen, aus Cuxhaven oder Buxtehude oder Sta-
de, sondern aus dem sldlichen angrenzenden Be-
reich, die dann an der Autobahnabfahrt herunter-
fahren kénnen und gleich ins Park-and-ride-Haus
fahren konnten. Das bedeutet, dass man beides
zusammen ansehen muss und nicht einzeln. Ein-
zeln ist beides eigentlich zu wenig, aber wenn man
beides kombiniert, wiirde es etwas bringen. Diese
Park-and-ride-Anlage ist ja auch in der Park-and-
ride-Strategie erwdhnt worden. Da steht immer
nur: Die Voraussetzung ist, es misste eine S-
Bahn-Station geben. Ja gut, und bei der S-Bahn-
Station wird dann gesagt: Allein reicht es nicht.
Das heil3t also, da beilt sich die Katze in den
Schwanz. Deshalb: Man muss beides zusammen
planen. Das ist eine Idee, die wir letztes Jahr
schon eingebracht haben und die auch im AfD-An-
trag steht; Herr Ehlebracht hat leider ein bisschen
viel Verkehrspolitik hier von sich gegeben und we-
niger Uber Bostelbek geredet.

Also, ich appelliere noch einmal, dass man diesen
Antrag zumindest im Ausschuss diskutiert und
endlich einmal Butter bei die Fische bekommt.
Denn wenn man wirklich dort etwas Groleres pla-
nen will, dann musste man jetzt anfangen und
nicht in 30 Jahren wieder das gleiche Thema auf-
warmen und sagen, eigentlich brauchten wir viel
mehr Park-and-ride-Platze — die auch mdglichst
nichts kosten —, damit die Leute, die sonst unsere
Luftqualitat beeintrachtigen, gar nicht erst nach
Hamburg hineinfahren. Ich sage: nach Hamburg
reinfahren; die dirfen dann auch in Bostelbek par-
ken. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moéller: So, meine Damen
und Herren, weitere Wortmeldungen sehe ich jetzt
nicht. Damit kommen wir zur Abstimmung.

Wer moéchte nun die Drucksache 21/12205 an den
Verkehrsausschuss lUberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist die Uberweisung
abgelehnt.
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Wir stimmen also Gber den Antrag der AfD-Frakti-
on aus Drucksache 21/12205 in der Sache ab.

Wer mdchte den Antrag annehmen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag ab-
gelehnt.

Wir sind am Ende unserer Debatten, kommen aber
zu doch einem etwas langeren Abstimmungspro-
zess, und da wurde ich mich sehr Uber lhre ge-
schatzte Aufmerksamkeit freuen.

Ich beginne mit den Berichten des Eingabenaus-
schusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/12129 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/12130 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/12131 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/12132 -]

Hier zunachst der Bericht 21/12129 und zunéchst
die Ziffer 1.

Wer mdchte sich den Empfehlungen anschlie3en,
die der Eingabenausschuss zu den Eingaben
646/17, 684/17 sowie 75/18 und 105/18 abgege-
ben hat? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit wird diesen Empfehlungen gefolgt.

Wer méchte sich dariiber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben anschlieRen? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist das beschlossen.

Von der Ziffer 2 hat die Blrgerschaft Kenntnis ge-
nommen.

Nun kommen wir zum Bericht 21/12130.

Wer mdchte sich hier der Empfehlung zu den Ein-
gaben 957/17 und 966/17 anschliellen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das war die Mehr-
heit, hier gab es die Zustimmung.

Wir haben nun Gber die folgenden Eingaben abzu-
stimmen: 950, 687, 832, 851, 873, 906, 914, 926,
947, 948 und 965, alle aus 2017.

Wer mochte sich hierzu den Empfehlungen des
Eingabenausschusses anschlieRen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit wird hier den
Empfehlungen des Eingabenausschusses gefolgt.

Wer mochte sich darliber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben anschlielen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das war einstimmig
der Fall.

Weiter kommen wir zum Bericht 21/12131.

Wer mdéchte sich hier zundchst den Empfehlungen
anschlieen, die der Eingabenausschuss zu den
Eingaben 236/17 und 630/17 abgegeben hat? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Den
Empfehlungen wurde also gefolgt.

Wer mochte dann der Empfehlung zur Eingabe
77/18 folgen? — Auch hier die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Mit gro3er Mehrheit wurde der Emp-
fehlung gefolgt.

Wer mochte dann der Empfehlung zu den Einga-
ben 72, 138 bis 143 sowie 150 und 160, alle aus
dem Jahr 2018, folgen? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig der Fall.

Wer schlief3t sich dartber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

SchlieBlich zum Bericht 21/12132. Zunachst zur
Ziffer 1.

Wer mdchte hier den Empfehlungen folgen, die der
Eingabenausschuss zu den Eingaben 923/17 und
12/18 abgegeben hat? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das war mit grof3er Mehrheit der Fall.

Wer mochte dann der Empfehlung zur Eingabe
9/18 zustimmen? — Auch hier die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Und wir kommen zu den Eingaben 824, 861, 893
und 956 aus 2017 sowie 6, 10, 50 und 54, jeweils
aus dem Jahr 2018. Wer also mdéchte sich hierzu
den Empfehlungen des Eingabenausschusses an-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das war einstimmig der Fall.

Wer méchte dartber hinaus den Empfehlungen zu
den Ubrigen Eingaben folgen? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Schlielllich stelle ich fest, dass die Birgerschaft
von der Ziffer 2 Kenntnis genommen hat.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie heute in einer Neufassung erhalten.

Ich stelle nun zunachst fest, dass die Birgerschaft
die unter A aufgeflihrten Drucksachen zur Kennt-
nis genommen haben.

***Sammellbersicht siehe Seite 5562 ff.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12129
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12130
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12131
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12132
JaussSa
Schreibmaschinentext
***Sammelübersicht siehe Seite 5562 ff.
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Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist ein-
stimmig der Fall.

Wer schlieBt sich den Ausschussempfehlungen
unter C an? — Auch hier die Gegenprobe. — Die
Enthaltungen? — Auch das war einstimmig.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 7, GroRRe
Anfrage der CDU-Fraktion: Flachen fir Gewerbe
und Industrie in Hamburg — Anzahl der in Bebau-
ungsplanen ausgewiesenen Flachen fir die Wirt-
schaft in Hamburg.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Flachen fiir Gewerbe und Industrie in Ham-
burg — Anzahl der in Bebauungspldnen ausge-
wiesenen Flachen fiir die Wirtschaft in der Frei-
en und Hansestadt Hamburg

— Drs 21/11682 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
die Uberweisung abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von der
Grolien Anfrage aus Drucksache 21/11682 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 8, Grol3e
Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Haftbedingungen
in der Untersuchungshaftanstalt Holstenglacis und
der JVA Billwerder.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Haftbedingungen in der Untersuchungshaftan-
stalt Holstenglacis und der JVA Billwerder

— Drs 21/11823 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss fir Justiz und Datenschutz
Uberweisen.

Wer mdchte so verfahren? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist die Uberweisung abge-
lehnt.

Wird Besprechung beantragt? Wird das unter-
stlitzt? — Ich sehe aber auch gerade gar keinen
Antrag.

Dann stelle ich also fest, dass die Blrgerschaft von
der GrofRen Anfrage aus Drucksache 21/11823 oh-
ne Besprechung Kenntnis genommen hat.

Tagesordnungspunkt 18, Senatsmitteilung: Ver-
wendung der Haushaltsmittel aus der Hamburgi-
schen Kultur- und Tourismustaxe im Haushaltsjahr
2018.

[Senatsmitteilung:

Verwendung der Haushaltsmittel aus der Ham-
burgischen Kultur- und Tourismustaxe im
Haushaltsjahr 2018

— Drs 21/12188 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD, CDU, GRUNEN, LINKEN und FDP an den
Haushaltsausschuss Uberweisen. Die Fraktionen
der CDU, LINKEN und FDP beantragen dariber
hinaus die Mitberatung im Kulturausschuss.

Wer also mochte nun zunachst die Drucksache
21/12188 an den Haushaltsausschuss Uberwei-
sen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war einstimmig der Fall.

Wer dartber hinaus jetzt die Drucksache mitbera-
tend an den Kulturausschuss Uberweisen méchte,
den bitte ich nun um das Handzeichen. — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Diese Uber-
weisung ist abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 21, Unter-
richtung durch die Prasidentin: Birgerschaftliches
Ersuchen vom 13. Oktober 2016: "Abschiebemoni-
toring".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 13. Oktober
2016: "Abschiebemonitoring” — Drs. 21/6159

— Drs 21/12051 -]

Die Fraktionen der SPD und GRUNEN beantragen
die Uberweisung der Drucksache an den Innen-
ausschuss.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war einstimmig der Fall.

(Dennis Gladiator CDU: Ablehnung!)

Ablehnung? — Das war nicht so ganz eindeutig,
verehrte Kolleginnen und Kollegen von der CDU.
Okay, also unter Ablehnung der CDU ist die Druck-
sache Uberwiesen worden. So, jetzt haben wir's.

Punkt 23, Unterrichtung durch die Prasidentin: Blr-
gerschaftliches Ersuchen vom 14. Dezember 2016:
"Hamburg als Pionierstandort fir Virtual Reality
etablieren".


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11682
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11823
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12188
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12051

5558 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 74. Sitzung am 28. Marz 2018

(Vizeprasidentin Antje Moller)

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Birgerschaftliches Ersuchen vom 14. Dezem-
ber 2016: "Hamburg als Pionierstandort fiir Vir-
tual Reality etablieren” — Drs. 21/7023

— Drs 21/12053 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD und GRUNEN an den Ausschuss fiur Wirt-
schaft, Innovation und Medien Uberweisen.

Wer méchte so verfahren? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist es bei Gegenstimmen
der CDU - jetzt habe ich es eindeutig erkannt, vie-
len Dank — zu einer Uberweisung gekommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 27: Unter-
richtung durch die Prasidentin: Birgerschaftliches
Ersuchen vom 13. Oktober 2016: "Maritimes Erbe
der Hansestadt erhalten und unterstiitzen — Si-
cherheitsrichtlinie fiir Traditionsschiffe mit Augen-
mal Uberarbeiten”.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Burgerschaftliches Ersuchen vom 13. Oktober
2016: "Maritimes Erbe der Hansestadt erhalten
und unterstiitzen — Sicherheitsrichtlinie fiir Tra-
ditionsschiffe mit AugenmaB iiberarbeiten” —
Drs. 21/6172

— Drs 21/12255 -]

Diese Drucksache mochte DIE LINKE an den Aus-
schuss fur Wirtschaft, Innovation und Medien tber-
weisen.

Wer mochte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Und wir kommen zur Kenntnisnahme, genau. Ich
stelle damit fest, wir brauchen keine Abstimmung,
sondern wir haben die Drucksache 21/12255 zur
Kenntnis genommen.

Tagesordnungspunkt 28, Unterrichtung durch die
Prasidentin: Birgerschaftliches Ersuchen vom
8. September 2016: "Verantwortungsvoller Um-
gang mit aus der Obhut des Staates entwichenen
minderjahrigen Flichtlingen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Birgerschaftliches Ersuchen vom 8. Septem-
ber 2016: "Verantwortungsvoller Umgang mit
aus der Obhut des Staates entwichenen min-
derjahrigen Fliichtlingen" — Drs. 21/5516

— Drs 21/12256 —]

Die FDP-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Ausschuss firr Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer mdchte auch so verfahren? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dieses Uberweisungsbe-
gehren ist abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Blrgerschaft auch
die Drucksache 21/12256 zur Kenntnis genommen
hat.

Tagesordnungspunkt 32c¢, Bericht des Ausschus-
ses fur Wirtschaft, Innovation und Medien: Zweites
Gesetz zur Anderung des Hafenverkehrs- und
Schifffahrtsgesetzes.

[Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien iber die Drucksache
21/11740:

Zweites Gesetz zur Anderung des Hafenver-
kehrs- und Schifffahrtsgesetzes (Senatsantrag)
— Drs 21/12461 -]

Wer mdéchte hier der Ausschussempfehlung folgen
und das Zweite Gesetz zur Anderung des Hafen-
verkehrs- und Schifffahrtsgesetzes aus Drucksa-
che 21/11740 beschlieBen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer will also das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung und
somit endgultig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 39, Bericht des Innenaus-
schusses: Entwurf eines Gesetzes Uber den Voll-
zug der Abschiebungshaft in Hamburg.

[Bericht des Innenausschusses uber die Druck-
sache 21/11639:

Entwurf eines Gesetzes liber den Vollzug der
Abschiebungshaft in Hamburg (Senatsantrag)
— Drs 21/12310 -]

Wer moéchte der Empfehlung des Innenausschus-
ses folgen und das Gesetz Uber den Vollzug der
Abschiebungshaft aus Drucksache 21/11639 be-
schlielRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist mehrheitlich der Fall.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12053
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12255
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12256
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12461
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12310
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Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer will also das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlielen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das Gesetz ist damit auch in zweiter Lesung und
somit endgultig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 42, Bericht des Ausschusses
fur Soziales, Arbeit und Integration: Nicht auf Kos-
ten der Menschen in benachteiligten Quartieren
sparen: Tagwerk-Projekte erhalten.

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration liber die Drucksache 21/11684
(Neufassung):

Nicht auf Kosten der Menschen in benachteilig-
ten Quartieren sparen: Tagwerk-Projekte erhal-
ten (Antrag der Fraktion DIE LINKE)

— Drs 21/12217 -]

Wer mdchte hier Ziffer 1 der Ausschussempfehlun-
gen folgen? — Die Gegenprobe. — Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, soll ich noch mal ...

(Zuruf: Enthaltungen!)

. nachfragen? — Enthaltungen? Vielleicht ist es
dann eindeutig. — Danke schén. Ja, sehr gut. Da-
mit ist einstimmig mit sehr vielen Enthaltungen der
Ziffer 1 der Ausschussempfehlung gefolgt.

Es kommt die zweite Probe jetzt: Wer stimmt da-
riber hinaus dem in Ziffer 2 der Empfehlungen ent-
haltenen Ersuchen zu? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das war mehrheitlich der Fall.

Tagesordnungspunkt 43, Bericht des Ausschusses
fur Soziales, Arbeit und Integration: Menschen
Chancen geben — Die wichtige Arbeit des Altonaer
InfoCenters fortsetzen.

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration liber die Drucksache 21/11686:
Menschen Chancen geben — Die wichtige Ar-
beit des Altonaer InfoCenters fortsetzen (An-
trag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/12218 -]

Wer mdéchte sich der Ausschussempfehlung an-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das war mehrheitlich der Fall.

Tagesordnungspunkt 45a, Bericht des Ausschus-
ses flr Wissenschaft und Gleichstellung: Zweites
Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Errichtung
der Korperschaft "Akademie der Wissenschaften in
Hamburg".

[Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft
und Gleichstellung iiber die Drucksache
21/11741:

Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur
Errichtung der Korperschaft "Akademie der
Wissenschaften in Hamburg" (Senatsantrag)

— Drs 21/12450 -]

Wer mdchte sich hier der Ausschussempfehlung
anschlieRen und das Zweite Gesetz zur Anderung
des Gesetzes zur Errichtung der Kérperschaft "Aka-
demie der Wissenschaften in Hamburg" aus
Drucksache 21/11741 beschlieRen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das war einstimmig mit
Enthaltungen der Fall.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlief}en? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das Ge-
setz auch in zweiter Lesung und somit endgliltig
beschlossen.

Tagesordnungspunkt 47, gemeinsamer Antrag der
Fraktionen der SPD, CDU, GRUNEN, FDP und
LINKEN: Einundzwanzigstes Gesetz zur Anderung
des Fraktionsgesetzes.

[Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, GRU-
NEN, FDP und LINKEN:

Einundzwanzigstes Gesetz zur Anderung des
Fraktionsgesetzes

— Drs 21/12111 -]

Wer mochte das im Antrag aufgefihrte Einund-
zwanzigste Gesetz zur Anderung des Fraktionsge-
setzes beschliefien? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das ist bei einigen Enthaltungen ein-
stimmig der Fall.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12217
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12218
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12450
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12111
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Das ist ebenfalls der Fall. Gibt es Widerspruch aus
dem Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschliefen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Gesetz auch in zweiter Lesung und somit endgiiltig
beschlossen.

Tagesordnungspunkt 48, Antrag der AfD-Fraktion:
Baukultur in Hamburg: Identitat erhalten!

[Antrag der AfD-Fraktion:
Baukultur in Hamburg: Identitat erhalten!
— Drs 21/12204 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bedeutende Bauwerke in Hamburg — Deutsch-
landhaus muss erhalten werden!

— Drs 21/12465 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/12465 ein
Antrag der CDU-Fraktion vor.

Den Hauptantrag mdchte die AfD-Fraktion an den
Stadtentwicklungsausschuss  Uberweisen. Die
Fraktionen der SPD, GRUNEN und FDP mdchten
nur den Zusatzantrag an den Stadtentwicklungs-
ausschuss uUberweisen.

Wer also mdchte nun zunachst die Drucksache
21/12204 an den Stadtentwicklungsausschuss
Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Diese Uberweisung ist abgelehnt.

Wer dann die Drucksache 21/12465 an den Stadt-
entwicklungsausschuss Uberweisen mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag an den
Ausschuss Uberwiesen worden.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache Uber
den Antrag der AfD-Fraktion aus der Drucksache
21/12204.

Wer mochte sich diesem anschlieRen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag
abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 50, Antrag der CDU-Fraktion:
Die Staus von morgen schon heute vermeiden —
Umstieg auf Bus und Bahn aktiv fordern, HVV-Tari-
fe fur das kleine Portemonnaie attraktiver machen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Die Staus von morgen schon heute vermei-
den — Umstieg auf Bus und Bahn aktiv fordern,
HVV-Tarife fiir das kleine Portemonnaie attrak-
tiver machen

— Drs 21/12267 -]

[Antrag der AfD-Fraktion:

Zeitliche Einschrénkung der Seniorenkarte ver-
ringern — Zusatzantrag zu Drs. 21/12267

— Drs 21/12464 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/12464 ein
Antrag der AfD-Fraktion vor.

Wir kommen sogleich zu den Abstimmungen in der
Sache und beginnen mit dem Antrag der CDU-
Fraktion aus Drucksache 21/12267.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der An-
trag abgelehnt.

SchlieBlich zum Antrag der AfD-Fraktion aus
Drucksache 21/12464.

Wer mdchte sich diesem anschlieBen? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch dieser
Antrag ist abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 53, Antrag der CDU-Fraktion:
Ortsamtskantine in Billstedt darf nicht geschlossen
werden.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Ortsamtskantine in Billstedt darf nicht ge-
schlossen werden

— Drs 21/12287 -]

Wer mochte sich diesem Antrag anschlielfen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit war
dieser Antrag nicht erfolgreich.

Tagesordnungspunkt 56, Antrag der FDP-Fraktion:
Verkehrssicherheit flir FuRganger erhéhen.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Verkehrssicherheit fiir FuBgéanger erh6hen
— Drs 21/12312 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
CDU und FDP an den Verkehrsausschuss Uber-
weisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Und wir kommen zu Abstimmung in der Sache
Uber den FDP-Antrag aus Drucksache 21/12312.
Die CDU-Fraktion mdchte ziffernweise abstimmen
lassen.

Wer mdchte also Ziffer 1 seine Zustimmung ge-
ben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
die Ziffer 1 abgelehnt.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12204
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12465
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12267
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12464
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12287
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12312
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Wer mochte sich Ziffer 2 anschlielen? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch Ziffer 2
ist damit abgelehnt.

Und wer mochte sich Ziffer 3 anschlieRen? —
Ebenfalls die Gegenprobe. — Enthaltungen? -
Auch Ziffer 3 ist damit abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 57, Antrag der CDU-Fraktion:
Sportstattensanierung fortsetzen, Preissteigerun-
gen berticksichtigen, Finanzierung sichern.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Sportstiattensanierung fortsetzen, Preissteige-
rungen beriicksichtigen, Finanzierung sichern
— Drs 21/12314 -]

Wer méchte diesen Antrag beschlieRen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag
abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 62, Antrag der Fraktion DIE
LINKE: Bewertung einer Ersatzldsung fur das
Heizkraftwerk Wedel ohne Elbtrasse.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Bewertung einer Ersatzlésung fiir das HKW
Wedel ohne Elbtrasse

— Drs 21/12341 (Neufassung) -]

Diese Drucksache méchte DIE LINKE an den Aus-
schuss fur Umwelt und Energie Uberweisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-

gen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist die Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer moéchte den Antrag der LINKEN aus Drucksa-
che 21/12341 in der Neufassung annehmen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der An-
trag abgelehnt.

Und wir sind am Ende unserer Sitzung. Ich win-
sche lhnen noch einen schonen Abend.

Ende: 18.08 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Franziska Grunwaldt, Stephan Jersch und

Wolfhard Ploog


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12314
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/12341
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Anlage 1

Sammelibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 28. Marz 2018

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

10 11907 | Echter Einsatz fiir bessere Arbeitsbedingungen oder doch nur rot-griine Symbolpolitik?

11 12002 | Hochschulpolitisches Mandat (l1)

22 12052 |Bdurgerschaftliches Ersuchen vom 27. September 2017:
"Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Umbau des Dialoghauses Hamburg und Schaffung der
baulichen Voraussetzungen fiir eine dritte Dauerausstellung "Dialog mit der Zeit"™ —
Drs. 21/10374

24 12066 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 15. Dezember 2016:
"Sanierungsfonds Hamburg 2020: Qualitat der Spielplatze verbessern durch Investition
und Sanierung" — Drs. 21/7015

25 12124 | Birgerschaftliches Ersuchen vom 14. April 2016:
"Auslandische Studienabbrecherinnen und Studienabbrecher fiir qualifizierte Ausbildungen
gewinnen" — Drs. 21/3841

30 12352 | Tatigkeitsbericht Uber die Arbeit der Biirgerschaft im Jahr 2017

31 12060 |Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien

32 12061 |Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien

34 12088 | Bericht des Haushaltsausschusses

35 12108 |Bericht des Europaausschusses

36 12109 |Bericht des Europaausschusses

37 12150 |Bericht der Kommission zur Durchfiihrung des Gesetzes zur Beschrankung des
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel-10-Gesetz — G 10)
(G-10-Kommission) gemaf § 2 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausfihrung des
Artikel-10-Gesetzes (G-10-AusfG)

38 12151 | Bericht des Innenausschusses

40 12338 |Bericht des Innenausschusses

41 12187 |Bericht des Schulausschusses

44 12313 | Bericht des Ausschusses fur Soziales, Arbeit und Integration

45 12317 | Bericht des Sportausschusses

46 12112 | Bericht der Hartefallkommission
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen
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TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
9 11826 |Resozialisierung mit Gerichtshilfe, Bewahrungshilfe, SPD, Ausschuss fir
Flhrungsaufsicht und der freien Straffalligenhilfe auf die |GRUNEN | Justiz und
Zukunft ausrichten Datenschutz
16 12247 |Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Hochschulzu- SPD, Ausschuss fir
lassungsgesetzes sowie Stellungnahme des Senats zum |GRUNEN, |Wissenschaft und
Burgerschaftlichen Ersuchen vom 27. September 2017 LINKEN Gleichstellung
"Vorabquote fur weiterfihrende Studiengange fur Spit-
zensportlerinnen und Spitzensportler" (Drs. 21/10372)
17 12050 |Bericht zur Haushaltsentwicklung sowie Bericht zur inter- Haushalts-
Entwicklung der Hamburger Steuerertrage und Schulden |fraktionell |ausschuss
jeweils zum 4. Quartal 2017
19 12189 |Unterrichtung der Blrgerschaft Gber die im Jahr 2016 SPD, Innenausschuss
durchgefiihrten und berichterstattungspflichtigen Maf3- GRUNEN
nahmen nach dem SOG und dem PolDVG
20 12110 |26. Tatigkeitsbericht Datenschutz 2016/2017 des Ham- | SPD, Ausschuss fir
burgischen Beauftragten fur Datenschutz und Informati- | CDU, Justiz und
onsfreiheit GRUNEN | Datenschutz
26 12133 | Stellungnahme des Senats zur Abschlussresolution der | SPD, Europa-
26. Ostseeparlamentarierkonferenz — Drs. 21/10709 GRUNEN |ausschuss
29 12327 |Volksinitiative "Mehr Hande flir Hamburger Kitas" SPD, Familien-, Kinder-
CDU, und Jugend-
GRUNEN |ausschuss
54 12309 |Tiefengeothermie — Eine innovative und klimafreundliche |SPD, Ausschuss fir
Option zur Warmeversorgung fiir Hamburg CDU, Umwelt und
GRUNEN, |Energie
LINKEN
C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen
TOP | Drs-Nr. Ausschuss Gegenstand
32a [12459 |Ausschuss flr Wirtschaft, | Hamburgs Griinderinnen starken
Innovation und Medien
32b [12460 |Ausschuss fur Wirtschaft, | Gebuhren fir Meisterprifungen abschaffen — Hamburger
Innovation und Medien Handwerk starken
33 12087 |Ausschuss fur Justiz und | Funktionierende Justiz: Innovative Ideen fir Nachwuchskrafte

Datenschutz

im Hamburger Justizvollzug entwickeln






